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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Die 55. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und
Herren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine neunte Klasse des Gymnasiums Horn, zwei
Politikkurse des elften Jahrgangs der Schule an der
Delmestraße und eine Besuchergruppe der Senioren-
Union und vom Kreisverband Bremen-Nord der CDU.
Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Fleischverzehr und Verbraucherschutz: Trans-
parenz schaffen, Dringlichkeitsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen vom 21. Februar 2006, Druck-
sache 16/925.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tagesord-
nungspunkt 14, Fleischskandale in Deutschland, zu
verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Die Bürgerschaft (Land-
tag) ist damit einverstanden.

2. Föderalismusreform im Bremer Interesse nach-
bessern, Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen vom 22. Februar 2006, Drucksache 16/
936.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behandlung
dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit der außer-
halb der Tagesordnung vorgeschlagenen Regierungs-
erklärung zur Föderalismusreform vor.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann wer-
den wir so verfahren.

3. Nachträglich hat die Fraktion der CDU noch um
einige Wahlen gebeten.

Ich schlage Ihnen vor, diese Wahlen am Schluss der
Tagesordnung aufzurufen.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Sicherung der Leistungsfähigkeit der Ver-
kehrsträger Straße, Schiene und Wasserstra-
ße im Gütertransport

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 7. Februar 2006
(Drucksache 16/915)

2. Bürgerliches Engagement im Bereich der Kul-
tur im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 15. Februar 2006
(Drucksache 16/922)

3. Gesetz zur Änderung von Artikel 84 Absatz 1
der Landesverfassung

Bericht und Antrag des nichtständigen Aus-
schusses gemäß Artikel 125 der Landesver-
fassung
vom 17. Februar 2006
(Drucksache 16/924)

4. Sachstand zur Umsetzung des Aktionsplans
kinderfreundliches Deutschland

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/926)

5. Bremisches Gesetz zur Förderung kleiner und
mittlerer Unternehmen (Mittelstandsförde-
rungsgesetz)

Mitteilung des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/928)

6. Europa in allen Ausschüssen und Deputatio-
nen stärker verankern!

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Februar 2006
(Drucksache 16/935)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der März-Sitzung.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 55. Sitzung am 22. 2. 063532

(A) (C)

(B) (D)

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung

1. Besoldung und Versorgung der Oberschulräte
in Bremen und Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 29. November 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/929)

2. Genehmigung der Makakenversuche an der
Universität Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 15. Dezember 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 31. Januar 2006
(Drucksache 16/905)

3. Studierende mit Kindern

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 16. Dezember 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 31. Januar 2006
(Drucksache 16/906)

4. Umgang mit ausländerrechtlichen Verfahren

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 21. Dezember 2005

D a z u

Antwort des Senats vom 6. Februar 2006
(Drucksache 16/914)

5. Deponie „Grauer Wall“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 6. Januar 2006

6. Sicherheit bei Märkten (Weihnachtsmärkten,
Volksfesten und vor Verbrauchermärkten) im
Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 10. Januar 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 31. Januar 2006
(Drucksache 16/907)

7. Leistungsentgelte der BIG-Gruppe

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 10. Januar 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/930)

8. Was bedeutet die Einigung der großen Koali-
tion zur Föderalismusreform für die Schulen
im Land Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 13. Januar 2006
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Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/931)

9. Betrugsgefahren bei Internetnutzung und
Internethandel

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 17. Januar 2006

10. Situation und weitere Planungen für den Stu-
diengang Behindertenpädagogik an der Uni-
versität Bremen und Auswirkungen auf die
Lehrerausbildung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 25. Januar 2006
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Antwort des Senats vom 14. Februar 2006
(Drucksache 16/923)

11. Zukünftiger Betrieb des Bremer Musical The-
aters

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 31. Januar 2006
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Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/932)

12. Halbjahreszeugnisse  an  Grundschulen  im
Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 1. Februar 2006
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Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/933)

13. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. Februar 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/934)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes fünf, Handlungs-
bedarf aufgrund des demographischen Wandels, des
Tagesordnungspunktes sieben, Umzüge von Landes-
behörden und Gesellschaften, des Tagesordnungs-
punktes acht, Zweites Gesetz zur Änderung des Bre-
mischen Ausführungsgesetzes zum Pflege-Versiche-
rungsgesetz, des Tagesordnungspunktes zwölf, Stand-
ortmarketing für das Land Bremen, des Tagesord-
nungspunktes 13, Entwicklung des Handwerks im
Land Bremen, des Tagesordnungspunktes 15, Folgen
der Kürzung der Investitionsförderung von Pflege-
einrichtungen, des Tagesordnungspunktes 18, Inno-
Vision 2010: Technologiestandort im Lande Bremen
stärken, der miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkte 19 bis 21 sowie 34 und 35, hier han-
delt es sich um die Haushaltsrechnung der Freien
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Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2003, den
Jahresbericht 2005 des Rechnungshofs und Bericht
und Antrag des staatlichen Rechnungsprüfungsaus-
schusses dazu sowie um die Rechnung des Rech-
nungshofs über seine Einnahmen und Ausgaben in
Kapitel 0011 des Haushaltsjahres 2004 und Bericht
und Antrag des staatlichen Rechnungsprüfungsaus-
schusses dazu, des Tagesordnungspunktes 22, Ge-
setz zur Anpassung des Landesrechts an das Lebens-
partnerschaftsgesetz des Bundes, des Tagesordnungs-
punktes 24, Beweissicherung beim Verschlucken von
Drogenpäckchen, und des Tagesordnungspunktes 25,
Öffentlich wahrnehmbarer Drogenhandel im Lande
Bremen.

Des Weiteren wurden Vereinbarungen getroffen zur
Verbindung der Tagesordnungspunkte eins und zwei,
Wahl und Vereidigung eines Mitglieds des Senats,
und der Tagesordnungspunkte neun, Landesenergie-
programm – Dritte Fortschreibung, und zehn, Klima-
schutz in der Energiepolitik verankern, sowie zur
Vereinbarung von Redezeiten bei einigen Tagesord-
nungspunkten.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te Vormittag zu Beginn der Sitzung die miteinander
verbundenen Tagesordnungspunkte eins und zwei,
Wahl und Vereidigung eines Mitglieds des Senats,
behandelt werden. Im Anschluss daran werden die
Tagesordnungspunkte drei, Fragestunde, und vier,
Aktuelle Stunde, aufgerufen.

Die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) heute Nach-
mittag beginnt mit der Regierungserklärung des Se-
nats zur Föderalismusreform.

Zu Beginn der Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
morgen Vormittag werden die Haushaltsberatungen
in erster Lesung durchgeführt. Hierfür ist eine ver-
längerte Redezeit von bis zu 15 Minuten für den ersten
Redner je Fraktion vorgesehen. Nach der Einbrin-
gungsrede durch den Senator für Finanzen, Herrn
Senator Dr. Nußbaum, erhalten die Redner der Frak-
tionen in der Reihenfolge Bündnis 90/Die Grünen,
SPD und CDU das Wort. In die Aussprache im Landtag
fließt die Debatte über den Stadthaushalt ein, so dass
in der Stadtbürgerschaft auf eine Aussprache verzich-
tet werden konnte.

Der Punkt außerhalb der Tagesordnung, Gesetz zur
Änderung des Bremischen Wahlgesetzes, soll mor-
gen gegen 17.30 Uhr aufgerufen werden.

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, den
Tagesordnungspunkt 16, Akkreditierungskosten von
Studiengängen an Hochschulen im Lande Bremen,
für diese Sitzung auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Ihnen davon Kenntnis geben, dass Herr Senator
a. D. Jens Eckhoff von seinem Recht aus Artikel 108
Absatz 2 der Landesverfassung beziehungsweise Pa-
ragraph 36 Absatz 3 des Wahlgesetzes Gebrauch
gemacht hat, wieder in die Bürgerschaft einzutreten.
– Ganz herzlich willkommen, Herr Senator!

(Beifall)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will
an dieser Stelle ein Versehen von gestern korrigie-
ren. Ich möchte mich ganz herzlich bei der ausge-
schiedenen Kollegin Frau Schnakenberg bedanken
für ihre zugegebenermaßen kurze Arbeit hier im
Parlament, aber nichtsdestoweniger herzlichen Dank,
und ich wünsche ihr alles Gute! Ich gehe davon aus,
wir werden sie sicherlich zu gegebener Zeit hier im
Plenum wiederfinden.

Ich möchte mich auch ganz herzlich dafür bedan-
ken, meine Damen und Herren, dass Frau Dr. Catrin
Hannken, Mitglied des Vorstandes der Bremischen
Bürgerschaft, ausgeschieden ist – –.

(Heiterkeit)

Nicht, dass sie ausgeschieden ist, meine Damen und
Herren! Ich weiß, Sie warten auf solche Fauxpas,

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ist ja auch ge-
kommen!)

das lockert ja auch die Atmosphäre auf, aber nach
zehnjähriger Tätigkeit hier im Parlament und lang-
jähriger Tätigkeit im Vorstand der Bremischen Bür-
gerschaft gebührt ihr der Dank dieses Hauses, und
ich wünsche ihr in ihrer neuen Tätigkeit in Berlin an
zentraler Stelle in der Landesvertretung unseres
Bundeslandes alles Gute und viel Glück für ihre neue
Arbeit!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Wahl eines Mitglieds des Senats

Wir verbinden hiermit:

Vereidigung eines Mitglieds des Senats

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.
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Für die Wahl eines Mitglieds des Senats hat die
Fraktion der CDU Herrn Ronald-Mike Neumeyer vor-
geschlagen.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordne-
te Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der bisherige Sena-
tor für Bau, Umwelt und Verkehr, Jens Eckhoff, war
und ist immer für Überraschungen gut. Ich denke,
wir waren alle gemeinsam, Sie wie auch unsere Frak-
tion, überrascht, als Jens Eckhoff seinen Rücktritt
erklärt hat. Das ist ja außerordentlich selten, dass
jemand ohne Außendruck, ohne irgendeinen ersicht-
lichen politischen Grund seinen Rücktritt erklärt. Ich
sage das bewusst so deutlich, weil natürlich Jens
Eckhoff hier eine ganz persönliche Entscheidung ge-
troffen hat, nämlich die grundsätzliche Entscheidung,
ob er in der Zukunft seinen Lebensunterhalt vorrangig
über die Politik finanzieren möchte oder durch wirt-
schaftliche Tätigkeit.

Ich glaube, das ist eine zulässige Fragestellung, die
sich jeder auch von uns als Politiker vorlegen muss.
Jens Eckhoff hat eine ganz eigene, individuelle Ent-
scheidung getroffen. Deshalb will ich es nicht kom-
mentieren, weil ich es auch nicht kann. Das ist seine
ganz persönliche Entscheidung. Ich denke, dass diese
Freiheit für jeden von uns nicht nur immer da sein
muss, sondern sie hat auch in sich eine große Logik,
weil es nicht zwangsläufig so sein kann, dass wir alle
Berufspolitiker werden.

Meine Damen und Herren, Jens Eckhoff hat sein
Ressort gut geführt, engagiert und kraftvoll und na-
türlich auch mit einer großen Sachkenntnis. Ich hat-
te immer wieder Gelegenheit, Menschen zu treffen,
die mit dem Ressort arbeiten, aus der Bauwirtschaft,
Architekten, ganz unterschiedliche Leute aus der
Verkehrswirtschaft, die mir dies auch immer wieder
bestätigt haben, dass er seine Arbeit hervorragend
macht. Da hat er natürlich auch in dieser kurzen Zeit
Spuren hinterlassen, ich will nur einige Themen nen-
nen, bei denen das sichtbar geworden ist: die Sanie-
rung von Osterholz-Tenever, ein ganz wichtiges Pro-
jekt, das immer noch nicht beendet, aber auf gutem
Weg ist, das Ausbauprogramm im ÖPNV, sehr ehr-
geizig, die Regionalisierung des Schienenverkehrs,
die Windenergie. Jens Eckhoff ist Präsident der Off-
shore-Stiftung und hat dafür auch überregional gro-
ße Anerkennung gefunden. Wir sind im Land Bre-
men Kompetenzzentrum für Windenergie und über-
regional profiliert.

Die Partnerschaft zwischen Unternehmen und der
Umwelt ist verbessert und trainiert worden, das ist
wichtig. Wir haben Verkehrsbeschleunigungen be-
kommen, Verkehrsmanagementzentrale, grüne Welle,
grüne Pfeile, Nachtampelabschaltungen. Wir haben
ein großes Programm umgesetzt, ein Investitionspro-

gramm, um insbesondere hoch frequentierte Spiel-
plätze zeitgemäß umzugestalten.

Meine Damen und Herren, es ist auch sicherlich
so, dass wir noch nie so viele Moderationsverfahren
hatten, um Streit über politische Themen und Pro-
jekte in eine ertragbare Form zu bringen und die Al-
ternativen auch so mit den Betroffenen zu diskutie-
ren, dass sie wirklich das Gefühl haben, an Entschei-
dungen mit teilzunehmen. Man nennt das, glaube ich,
heute auch neudeutsch Partizipation. Es geht ganz
schlicht darum, die Bürgerbeteiligung ernst zu neh-
men und dies auch in politischen Entscheidungsver-
fahren deutlich zu machen.

Dies war bei der Pauliner Marsch so, bei der We-
serquerung, und es ist in Blumenthal so gewesen. Wir
haben eine Fülle von Baumaßnahmen in den letzten
Jahren gehabt: Die A 27, die Hamburger Straße, die
Langemarckstraße, Am Wall, die Ostertorstraße, die
Wachmannstraße, die Schwachhauser Heerstraße ist
in Arbeit, Umbau der oberen Schlachte und natür-
lich auch die Marktstraße.

Meine Damen und Herren, Jens Eckhoff hinterlässt
natürlich eine Lücke in seinem Ressort, im Senat. Seine
Entscheidung, sich einer wirtschaftlichen Tätigkeit
zuzuwenden, wird von uns respektiert. Deshalb hatten
wir nur eines zu tun, uns nämlich um einen guten und
angemessenen Nachfolger zu bemühen. Sie wissen
es, der Präsident hat es gesagt, wir schlagen Ihnen
Ronald-Mike Neumeyer als neuen Bausenator, Ver-
kehrssenator und Umweltsenator vor. Jens Eckhoff
und Ronald-Mike Neumeyer sind sozusagen alte
Weggefährten, die in der Politik einen langen gemein-
samen und mitunter auch etwas getrennten Weg
gegangen sind. Wie Jens Eckhoff Ronald-Mike Neu-
meyer als Fraktionsvorsitzender gefolgt ist, so folgt
Ronald-Mike Neumeyer – wenn Sie das möglich
machen – jetzt Jens Eckhoff als Bausenator.

Meine Damen und Herren, die meisten von Ihnen,
wenn Sie nicht ganz neu im Parlament sind, kennen
Ronald-Mike Neumeyer. Er war zwölf Jahre Mitglied
dieses Hauses, davon vier Jahre, die ersten vier Jahre
der großen Koalition, Fraktionsvorsitzender. Ich er-
innere mich in dieser schwierigen Zeit des Vulkan-
Konkurses und des Abarbeitens dieses Konkurses an
die wachsende gute Zusammenarbeit zwischen Chris-
tian Weber und Ronald-Mike Neumeyer. Das war für
die große Koalition von einer zentralen Bedeutung,
um in schwieriger Zeit alles zusammenzuhalten und
im Grunde konstruktiv gemeinsam nach vorn zu ar-
beiten.

Ich glaube, dass wir hier eine Entscheidung getrof-
fen haben, dass wir jemanden gefunden haben, der
über hinreichend politische Führungserfahrung ver-
fügt und der auch in seiner Managementfunktion in
der Wirtschaft bewiesen hat, dass er erfolgreich in
einem Unternehmen aufsteigen und erfolgreich ar-
beiten kann.
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Ich sehe hier oben schon den Fanclub aus Bremen-
Nord, und die Tatsache, dass Ronald-Mike Neumeyer
aus Bremen-Nord kommt, ist natürlich auch zur Kennt-
nis genommen worden. Wir werden ein bisschen auf-
passen müssen, dass das starke Gewicht der Bremen-
norder nicht dazu führt, dass der Haushalt einseitig
dort hinfließt, aber ich denke, wir werden alle gemein-
sam dafür Sorge tragen, dass die Balance erhalten
bleibt.

Meine Damen und Herren, Ronald-Mike Neumeyer
ist in der Fraktion am Tag nach dem Rücktritt von Jens
Eckhoff in geheimer Wahl einstimmig gewählt wor-
den. Sie können davon ausgehen, dass diese Wahl
unsere volle Zustimmung findet, und ich wäre Ihnen
dankbar, wenn Sie diese Wahl auch mit Ihrer Stim-
me so entscheiden, dass wir so schnell wie möglich
wieder einen guten Bau-, Umwelt- und Verkehrsse-
nator haben. – Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber
Kollege Perschau, jetzt weiß ich natürlich gar nicht
so richtig, worauf ich mich bei der Frage dieses Wech-
sels beziehen soll. Sie haben eben eine Begründung
und eine Darstellung des Wechsels gebracht. Ihr Par-
teivorsitzender Bernd Neumann hat bei der Presse-
konferenz auch eine gebracht, und dann habe ich mir
überlegt, an wen halte ich mich, wenn ich mir über-
lege, was denn nun tatsächlich gilt.

Ich habe dann gedacht, ich halte mich einfach ein-
mal an einen der Beteiligten und lese den „Weser-
Kurier“ von gestern. Da hat Herr Eckhoff nämlich
seine Variante der ganzen Geschichte gesagt. Ich darf
mit Genehmigung des Präsidenten zitieren, im „We-
ser-Kurier“ von gestern steht: „Doch wenn politische
Ideen auf so wenig Verständnis stoßen und man sich
so vielen Widerständen gegenüber sieht, sei es wohl
besser zu gehen.“

Das klingt ein kleines bisschen anders als die Ver-
sion, die Sie gerade erzählt haben, Herr Perschau.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aber das ist vielleicht auch nicht das Geschäft der
anderen Fraktionen oder der Opposition. Das ist viel-
leicht etwas, was man getrost der CDU überlassen
kann, wie sie in dieser Regierung, in der sie jetzt seit
einigen Jahren ist, Personalpolitik macht.

Es fällt schon auf, dass Sie offensichtlich in der Frage
der Personalpolitik entweder ganz viel Pech oder ein
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

bisschen Unglück hatten, eines von beidem, denn
wenn man sich einmal die lange Liste der Senato-
ren anschaut, dann haben Sie jetzt, wenn heute Ro-
nald-Mike Neumeyer zum Senator gewählt wird,
wovon ich ausgehe, eine Fußballmannschaft zusam-
men, elf Herren seit 1995. Man könnte jetzt versu-
chen, diese elf Herren, die vier Fraktionsvorsitzen-
den und die 15 Staatsräte einmal vorzulesen, aber dann
ist meine Redezeit zu Ende, deshalb möchte ich mir
das schenken, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist an sich, verstehen Sie mich nicht falsch, auch
noch nichts Schlechtes. Das könnte so eine richtige
personelle Dynamik sein, wenn man des Öfteren
einmal wechselt. Es sind ja auch ein paar Rotationen
darin.

Wenn man bei den jeweiligen Begründungen schaut,
die Sie angeführt haben, warum die Herren gegan-
gen sind – ich sage immer Herren, denn das Thema
mit den starken Frauen hatten wir hier schon, sie
kommen bei Fraktionsvorsitz und Senat leider bei der
CDU nicht vor, das möchte ich nicht wiederholen –,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

warum die Herren gegangen sind und was gesagt
worden ist, warum sie gegangen sind, vor allen Din-
gen, was gesagt worden ist, was sie dann tun wür-
den, warum sie gegangen sind, so stimmt das in den
meisten Fällen nicht.

Das ist jetzt auch wieder der Fall. Wir haben es mit
vielen zu tun, die dann anschließend doch in die Rente
gegangen sind, zumindest aber nicht in die damals
angekündigten großen wirtschaftlichen oder sonsti-
gen Aktivitäten. Einige andere haben sich noch et-
was schneller und etwas weiter aus Bremen wegbe-
wegt, weil der eine oder andere hinter ihnen her war.
Insgesamt kann man sagen, es ist wirklich kein Ruh-
mesblatt, das Sie hier in puncto Regierungsfähigkeit
Ihres Personals geboten haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt möchte ich aber doch noch einmal auf Jens
Eckhoff eingehen, weil ich wieder einige Dinge, die
Sie über den ehemaligen Senator Jens Eckhoff ge-
sagt haben, durchaus richtig fand. Ich fand auch, dass
man allenthalben hören konnte, dass er sein Ressort
nicht nur gut im Griff hatte, sondern dass er das sehr
gut gemacht hat. Auch im Hause selbst gilt das wohl
als das, was die Mehrheit dort denkt.

Für Grüne war sehr angenehm, während andere
immer gesagt haben, das ist ein Ressort für Bau, Ver-
kehr und Umwelt, dass Senator Eckhoff es zu einem
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Umweltressort gemacht hat, das den Namen auch
verdient. Warum sollten Grüne etwas dagegen ha-
ben, wenn das so ist! Das ist etwas, was wir an der
Amtszeit von Jens Eckhoff sehr gut fanden.

Er hat sich auch daran gemacht – das ist wieder
etwas, was ich wieder nur streife, weil es im Grunde
genommen Ihre interne Angelegenheit ist –, die CDU
in etwas anderes Fahrwasser zu führen, sie zu mo-
dernisieren, sie dem modernen Großstadtleben et-
was anzupassen. Da bin ich schon etwas nachdenk-
lich, wenn er jetzt gestern im „Weser-Kurier“ sagt,
seine Ideen seien auf wenig Verständnis und so vie-
le Widerstände gestoßen. Dann ist das wohl geschei-
tert, und man muss wohl befürchten, dass sich die CDU
sozusagen wieder in ein Schneckenhaus zurückzieht,
wo sie gerade mit Jens Eckhoff so schön im Aufbruch
war. Das finden wir eher schade, meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen.

Dann letztendlich, heute kann man es ausgerech-
net in der „taz“ nachlesen, Jens Eckhoff hat den
Unterhaltungswert verkörpert und wird nach dem
Abgang von Henning Scherf, der hier neulich einmal
als Gute-Laune-Abteilung bezeichnet worden ist,
wahrscheinlich umso schmerzlicher vermisst. Da muss
man sagen, das ist wohl so, die Presse vermisst das.

Vielleicht vermisst sie das aber auch, weil sie gar
nicht gemerkt hat, dass bundesweit ein Trend dazu
kommt, weil wir in Deutschland nicht mehr in der
vorzüglichen Lage sind, uns leisten zu können, den
Unterhaltungswert so nach vorn zu stellen, dass sach-
liche und ernsthafte Arbeit – die ich ihm aber im Üb-
rigen auch gleichzeitig unterstelle – eigentlich mehr
gefragt ist als der Unterhaltungswert. Die Presse ruft
quasi uns Politkern und Politikerinnen in Bremen zu:
Bagger mich an, und du brauchst noch nicht einmal
eine Baugenehmigung dazu! Möglicherweise vermisst
sie Jens Eckhoff, der das immer wörtlich genommen
hat und der hier für jeden Schnack und für jede Idee
gut war.

Ich will nicht sagen, dass das etwas ist, das schlecht
ist, weil es wahrscheinlich zur Politik gehört. Es ist
aber auch so, dass in der jetzigen Zeit in Bremen mög-
licherweise ein Politikstil, der sich vielleicht etwas
langweiliger, aber etwas ernster mit den Problemen
Bremens und seiner Zukunft befasst, in Zukunft der-
jenige sein wird, der hier in Bremen gefragt ist, mei-
ne Damen und Herren. Da werden alle gefragt wer-
den, sich diesem anzuschließen.

Lassen Sie mich auch, und das soll hier natürlich
nicht zu kurz kommen, einige Takte zum Kandida-
ten Ronald-Mike Neumeyer sagen! Ich glaube, er hat
sich bis auf diesen legendären Spruch, „Die Vögel-
chen könnten ja auch ein paar Kilometer weiter flie-
gen“, als es um die Vogelschutzgebiete ging, wenig
mit Umweltthemen hervorgetan. Aber das finde ich
nicht schlimm. Es ist eine Gelegenheit und eine Her-
ausforderung, es in der Zukunft umso mehr zu tun

und sich gerade diesen Teil des Umweltressorts ganz
besonders vorzunehmen.

Ich glaube, er hat – von der swb kommend – die
Schwierigkeit mit Sicherheit selbst schon genau er-
kannt, in der Energiepolitik keine Verlängerung seiner
bisherigen Tätigkeit zu machen, sondern eine Ener-
giepolitik für alle Bremerinnen und Bremer zu ma-
chen. Ich denke hier nur an die Gaspreisfrage. Hier
gibt es andere Interessen, die die Bürgerinnen und
Bürger in Bremen haben, als die swb sie hat, und ich
fordere ihn auf, ganz dringend darauf zu achten, dass
hier die Interessen der Bürgerinnen und Bürger Bre-
mens im Vordergrund der Energiepolitik stehen und
nicht die eines Unternehmens.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt kann man schauen, normalerweise bekommt
man 100 Tage zur Einarbeitung. Ich finde, nach elf
Senatoren, wenn man das hochrechnet, 1100 Tage
Schonfrist, da hätten wir schon fast mehrere Legis-
laturperioden Schonfrist, das kann so eigentlich nicht
gehen. Im Grunde genommen haben Sie noch ein Jahr
und zwei Monate vor sich, das heißt, es muss im Prinzip
gleich losgehen, sowohl mit Ihrer Arbeit als auch mit
der Kritik, als auch mit der Debatte hier im Parlament.
Noch einmal 100 Tage für einen CDU-Senator, noch
einmal wieder von vorn die Schonfrist, das finde ich
ein bisschen übertrieben. Sie müssen damit rechnen,
dass es gleich zur Sache geht. Schließlich haben wir
nicht viel Zeit zu verlieren und in Bremen viele Din-
ge zu tun, auf die es letztlich ankommt.

Es ist ein Personalkarussel, das ich beschreibe, das
sich sehr schnell dreht. Sie sehen, wie oft wir hier
stehen und neue Senatoren wählen und begrüßen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  (Bündnis 90/
Die Grünen): Verabschieden!)

Es ist eine Sache, die Sie selbst verantworten, mit der
Sie selbst klarkommen müssen. Ein bisschen mehr
Kontinuität, vielleicht auch ein bisschen mehr Seri-
osität in dieser Arbeit als diese schnellen Wechsel,
das hätte Bremen wahrscheinlich gut getan.

Bei Jens Eckhoff hat man das auch gesehen, da gibt
es große Erfolge. Damals mit dem TuS Walle bis zum
Europapokal, heute spielt der Verein wieder in der
Kreisklasse. Alles in relativ kurzer Zeit! So kann es
eben gehen, und da müssen Sie aufpassen, dass Sie
diese Kurzatmigkeit am Ende auch in politische Ef-
fekte umsetzen.

Auch wenn meine Fraktion heute den Senator Ro-
nald-Mike Neumeyer in guter Oppositionstradition
und aus den Gründen, die ich genannt habe, nicht
mitwählen wird, halte ich die Tradition ein, und ich
tue es gern, und wünsche Ihnen in Ihrer Arbeit viel
Glück, wenn Sie denn heute gewählt werden soll-
ten. Bremen kann arbeitsfähige, gute Senatoren ge-
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brauchen, und wenn Sie von der CDU kommen, dann
gilt der gleiche Spruch trotzdem. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Tittman.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! „Und täglich ruft das
Murmeltier“, alle kennen diesen Film, in dem sich
eine Geschichte ständig wiederholt. Meine Damen
und Herren, bei der Senatorenwahl der CDU ist es
seit 1995 scheinbar genau dasselbe. Ein gruseliger
Alptraum, der sich ständig wiederholt! Nölle, Schulte,
Borttscheller, dann ein Name, den ich schon längst
vergessen habe, weil er wohl nicht so wichtig gewesen
ist, Hattig, Perschau, Gloystein und zuletzt Herr Eck-
hoff! Für die Vollständigkeit übernehme ich keine
Gewähr.

Meine Damen und Herren der CDU, wie wollen
Sie das eigentlich einem mündigen Bürger erklären?
Da ich ja als noch Einzelabgeordneter der Deutschen
Volksunion nun schon seit sieben Jahren in der Bre-
mischen Bürgerschaft (Landtag) vertreten bin, weiß
ich natürlich, dass sozusagen nicht die CDU-Frakti-
on sich die Herren Senatoren auswählt, wie das ei-
gentlich verfassungsmäßig erfolgen sollte und auch
üblich ist, sondern Sie, meine Damen und Herren der
CDU-Fraktion, müssen im blinden Gehorsam einem
Staatsminister aus Berlin folgen, denn sonst würden
Sie in diesem Hause nicht mehr lange sitzen.

Meine Damen und Herren, wer glaubt, mit einer
solchen Personalpolitik gute, effektive, konstante,
kontinuierliche Politik in die traurige und erschrecken-
de politische Landschaft Bremens zu bringen, der irrt
sich gewaltig. Die Hausmeister trauen sich doch schon
gar nicht mehr, Namensschilder der ständig wech-
selnden Senatoren an die Türen der neuen Senato-
ren anzubringen.

Auf der einen Seite haben wir sehr schlechte SPD-
Senatoren, die ihre politische Verantwortung auf Kos-
ten der Steuerzahler jahrelang aussitzen mit anschlie-
ßender sehr guter Abfindung und weiteren finanzi-
ellen Vergünstigungen, wovon im Übrigen der Nor-
malbürger allerdings nur träumen kann. Er soll näm-
lich, auch Dank der SPD, unerträglicherweise bis 67
Jahre arbeiten und sich dann wahrscheinlich schnell
beerdigen lassen.

Auf der anderen Seite haben wir CDU-Senatoren,
die noch nicht einmal ihr Büro richtig eingerichtet
haben, und schon kommt ein neuer CDU-Senator! Das
erklärt und verdeutlicht aber die unsägliche Politik
der Bremer Landesregierung insgesamt. Die einzi-
ge Fraktion, ich betone Fraktion, die Herrn Senator
Eckhoff vermissen wird, sind wahrscheinlich die
Bündnisgrünen. Liebe Frau Linnert, nun haben Sie
keinen Senator mehr!

Wer ist aber der neue Senator? Ich glaube, er heißt
Herr Neumeyer. Als Fraktionsvorsitzender ist er 1999
aus dem Amt getrieben, oder besser gesagt, gejagt
worden, nicht durch Herrn Eckhoff, nein, meines Wis-
sens durch Herrn Staatsminister Neumann. Nun soll
der arme Herr Neumeyer sozusagen als Notnagel
herhalten!

Neumeyer: Wie lange müssen wir uns eigentlich
diesen Namen merken? Allerdings stehen die Chan-
cen für eine längere Namensmerkung gut, weil die
CDU in ihren Reihen kaum noch jemanden hat, der
das Format eines Senators erreichen könnte. Der letzte
CDU-Senator, der dieses Format wirklich noch be-
sessen hat, das war Herr Senator Eckhoff. Der aber
scheidet überraschend, für mich sehr überraschend,
aus dem Amt aus.

Meine Damen und Herren, selbstverständlich wer-
de ich namens der Deutschen Volksunion eine solch
chaotische Personalpolitik nicht mittragen und wer-
de dementsprechend mit Nein stimmen. Ich wünsche
aber dem neuen Senator im Interesse der Bürger des
Landes Bremen viel Erfolg für seine sehr schwere po-
litische Aufgabe! – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich finde, es ist in dieser
Debatte nicht die Aufgabe, dass man jetzt in die Se-
natorengeschichte der großen Koalition geht, doch
muss ich sagen, die elf von Herrn Dr. Güldner ge-
nannte Zahl elf hat mir gut gefallen, der Hinweis auf
die Fußballmannschaft, das habe ich überhaupt noch
nicht gewusst! Ich finde, es hat noch einmal eine
andere Seite. Man kann nirgends, ich sage das in aller
Freundlichkeit, offensichtlich so schnell politische
Karriere machen und an die politische Spitze gelan-
gen wie innerhalb der CDU. Das ist ja auch eine
Botschaft, die damit verbunden ist.

Ich will aber gern sagen, dass sich der Kollege Jens
Eckhoff gestern hier im Hause selbst als 30-Mona-
te-Senator bezeichnet hat und als solcher abtritt, und
ich schließe mich gern Herrn Perschau an, dass ich
Herrn Eckhoff immer in seiner Rolle als Senator als
jemanden erlebt habe, der engagiert und kraftvoll für
seine Ideen und Überzeugungen gerungen hat, aber
ich darf vielleicht ergänzen, immer mit einem Hang
zum Risiko und zur Risikobereitschaft. Ich habe ihn
auch erlebt, und ich denke, das gilt für unsere Frak-
tion insgesamt, als jemanden, der in der Sache die
Dinge kompetent angegangen ist, bei Verabredun-
gen auch verlässlich war und mit dem man dann die
Dinge so umsetzen konnte, wie sie angegangen wor-
den waren.

Ich will aber auch nicht verschweigen, dass es eine
Reihe von politischen Diskussionen und Differenzen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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gegeben hat zwischen der SPD-Fraktion und diesem
Senator. Es hat Berührungspunkte gegeben, Dinge,
die man gemeinsam angefasst hat. Die Angelegen-
heit Windkraft, die er ja fortgeführt hat nach seiner
Vorgängerin Senatorin Wischer, fanden wir sehr rich-
tig, auch das ÖPNV-Ausbauprogramm.

Ich darf aber sagen, es gab immer die Frage: Wie
geht man eigentlich mit der Organisation der öffent-
lichen Daseinsvorsorge, auch mit den öffentlichen
Unternehmen um? Da haben wir sehr unterschiedli-
che Auffassungen gehabt, und ich bekenne ganz
offen, dass ich froh bin, lieber Kollege Eckhoff, dass
Sie sich an dieser Stelle nicht durchgesetzt haben,
was die Zukunft der BSAG betrifft, dass wir dort ei-
nen Weg gehen, der auf die Sicherung des Unterneh-
mens achtet, und dass wir vor allem im Bereich der
Zukunftssicherung der Gewoba uns entschieden und
durchgesetzt haben, dass dieses Unternehmen im
öffentlichen Eigentum bleibt. Das waren nicht Ihre
Vorstellungen, aber ich bin froh, dass wir das, gemein-
sam übrigens am Ende, so entschieden haben. Ich
denke, dass das richtig war. Es hat aber eben auch
immer dafür gesprochen, dass man sich in der Sa-
che auseinander setzen konnte.

Jens Eckhoff war aber auch ein Senator, das muss
ich sagen, der kaum etwas getan hat, ohne es gleich-
zeitig medial zu inszenieren, und jemand, der einen
ausgeprägten Hang zu Baustellen hatte. Ich erinne-
re mich vor allem an die noch nicht eröffnete Bau-
stelle Horner Bad, wo er gleich hineinsprang mit dem
Bürgermeister Röwekamp, ich erinnere mich aber
auch an die Baustelle an der Rennbahn. Er war je-
mand, der leidenschaftlich verbunden war mit dem
Baggerbiss und sich gleich auf Bagger setzte, obwohl
es eigentlich noch nicht einmal legal war. Auch das
war der Senator Jens Eckhoff. Da hat man mit der
Stirn gerunzelt und muss vielleicht am Ende sagen,
ein bisschen – das mit dem Unterhaltungswert hat der
Kollege Dr. Güldner angesprochen – war er immer
auch der Senator für Bau und Spiele. So jedenfalls
ist er auch immer seine Politik angegangen. Wir wün-
schen ihm alles Gute. Wir im Hause hier sind gespannt,
welche Art wirtschaftlicher Aktivität er angehen wird.

Ich möchte kurz sagen, dass es eine Anzahl von,
um das Bild mit den Baustellen noch einmal aufzu-
nehmen, Baustellen gibt, die noch daliegen. Herr
Neumeyer wird, wenn wir ihn gleich gewählt haben,
da sicherlich noch viel Arbeit vor sich haben. Ronald-
Mike Neumeyer ist zwar aktuell kein Mitglied die-
ses Hauses, aber in der Tat, wie meine Vorredner auch
schon gesagt haben, ein alter Bekannter hier auch
als Fraktionsvorsitzender der CDU in den Jahren bis
1999.

Herr Neumeyer, Sie steigen jetzt ein in einer Pha-
se, in der die Landespolitik sich in einer tiefen Zäsur
befindet, und Sie haben nicht nur die vielen Standard-
aufgaben vor sich, sondern aus unserer Sicht als so-
zialdemokratische Fraktion gerade in diesem Inves-
titionsressort die wichtige Aufgabe, diese Änderung

und diese Zäsur offensiv anzugehen. Sie werden die
für Politiker nicht ganz angenehme Aufgabe haben,
bei der uns bevorstehenden und unabweisbaren
Kürzung, Streckung und Reduzierung von Investiti-
onsvorhaben Mut zu beweisen und die Dinge anzu-
gehen. Ich kann Ihnen nur sagen, unsere Unterstüt-
zung werden Sie da voll und ganz haben, und, Herr
Perschau sprach es ja auch schon an, als jemand aus
Bremen-Nord ist man ja auch immer sozusagen in der
Debatte, gestern lasen wir sicherlich alle die „Nord-
deutsche“. Ich bin da ganz bei Herrn Perschau. Wir
werden Sie sehr unterstützen und Ihnen den Rücken
stärken, dass Sie da Standfestigkeit und Rückgrat
beweisen, weil heute nicht mehr alles geht, was an
der Stelle gefordert wird. Sie werden gefordert sein,
den Mentalitätswechsel, den wir gerade in dem Be-
reich brauchen, mitzufahren und zu begleiten. Dabei
wollen wir Sie unterstützen. Die SPD-Fraktion wird
Sie wählen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Meine Damen und Herren, die Mitglieder des Se-
nats werden nach Artikel 107 Absatz 2 der Landes-
verfassung mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gewählt.

Gemäß Paragraph 58 Absatz 2 unserer Geschäfts-
ordnung erfolgt die Wahl des Senats in geheimer
Abstimmung. Da es interfraktionell vereinbart wur-
de, erfolgt die Abstimmung gemäß Absatz 4 in Wahl-
kabinen.

Da wir erst im vergangenen Monat eine geheime
Wahl hatten, gehe ich davon aus, dass Sie sich noch
an das Verfahren erinnern, und kürze meine Ausfüh-
rungen ab.

(Beifall bei der SPD)

Ich verweise auf die Vorschriften unserer Geschäfts-
ordnung. Sie können mit Ja, Nein oder Stimmenthal-
tung stimmen.

Wir kommen zur Wahl.

Ich eröffne den Wahlgang.

Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach dem Alpha-
bet namentlich auf und bitte die so aufgerufenen
Damen und Herren, die Wahl vorzunehmen. Gleich-
zeitig bitte ich die Schriftführerinnen und den Schrift-
führer, an der Ausgabe der Stimmzettel und an der
Wahlurne Platz zu nehmen.

Ich beginne mit dem Namensaufruf.

(Es folgt der Namensaufruf.)
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Ich frage jetzt noch einmal, ob alle Abgeordneten
ihre Stimmzettel erhalten und abgegeben haben.

Ich sehe, das ist der Fall.

Ich stelle fest, dass alle Abgeordneten ihren Stimm-
zettel erhalten und abgegeben haben.

Dann ist der Wahlgang beendet.

Wir kommen jetzt zur Auszählung der abgegebe-
nen Stimmen.

Ich bitte die Schriftführerin beziehungsweise den
Schriftführer, die Auszählung vorzunehmen.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag), bis das Ergebnis der Auszählung vorliegt.

(Unterbrechung der Sitzung 10.53 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 11.01
Uhr.

Präsident Weber: Die unterbrochene Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Ich gebe Ihnen jetzt das Wahlergebnis bekannt, und
zwar in der Form, wie es mir von den Schriftführer-
innen beziehungsweise dem Schriftführer vorgelegt
wurde.

Wahl eines Mitglieds des Senats: ausgegebene
Stimmzettel 79, abgegebene Stimmzettel 79, vernich-
tete Stimmzettel keiner. Für Herrn Ronald-Mike
Neumeyer stimmten mit Ja 62, mit Nein 17, Enthal-
tungen keine, ungültig keine.

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass Herr
Ronald-Mike Neumeyer gemäß Artikel 107 Absatz 2
unserer Landesverfassung in den Senat gewählt ist.

Herr Neumeyer, die Bürgerschaft (Landtag) hat Sie
soeben in den Senat gewählt.

Ich frage Sie, ob Sie die Wahl annehmen.

(Herr N e u m e y e r : Ja, ich nehme die
Wahl an, Herr Präsident!)

Sie haben die Wahl in den Senat angenommen.

Wir kommen zur Vereidigung.

Nach der Landesverfassung haben Sie den Eid vor
der Bürgerschaft zu leisten. Ich spreche Ihnen jetzt
die Eidesformel vor und bitte Sie, mit den Worten „Das
schwöre ich“ oder „Das schwöre ich, so wahr mir Gott
helfe“ den Eid zu leisten.

Die Eidesformel lautet: Ich schwöre als Mitglied
des Senats, das Grundgesetz für die Bundesrepub-
lik Deutschland und die Landesverfassung der Frei-

en Hansestadt Bremen halten und schützen zu wol-
len.

Herr Neumeyer, ich bitte Sie, jetzt den Eid zu leisten!

(Senator N e u m e y e r : Das schwöre
ich, so wahr mir Gott helfe!)

Herr Senator Neumeyer, mit dieser Eidesleistung
ist Ihr Amtsantritt in den Senat vollzogen. Ich darf
Ihnen ganz herzliche Glückwünsche des Hauses
übermitteln und wünsche Ihnen für Ihre Amtszeit alles
Gute. Sie haben wenig Zeit, aber ich weiß, Sie pa-
cken es an. Herzlichen Glückwunsch!

(Senator N e u m e y e r : Vielen Dank! –
Beifall)

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung für eine Viertelstunde.

(Unterbrechung der Sitzung 11.04 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 11.28
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen zwölf frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor. Die Anfrage Nummer zwei wurde inzwi-
schen von der Fraktion der SPD zurückgezogen.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Außerge-
richtliche Streitschlichtung“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Knäpper, Perschau
und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat die Möglichkeit
des Paragraphen 15 a Einführungsgesetz zur Zivil-
prozessordnung, die Zulässigkeit bestimmter Klagen
bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten bis zu einem
Streitwert von 750 Euro, bei Nachbarrechtsstreitig-
keiten und Ansprüchen wegen Verletzung der per-
sönlichen Ehre von der vorherigen Durchführung
eines außergerichtlichen Streitschlichtungsverfahrens
abhängig zu machen?
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Zweitens: Welche Erkenntnisse bei den außerge-
richtlichen Streitschlichtungsverfahren liegen dem
Senat aus den anderen Bundesländern vor, die von
der Öffnungsklausel Gebrauch gemacht haben?

Drittens: Wird der Senat die Möglichkeit prüfen,
ein solches außergerichtliches Streitschlichtungsver-
fahren, wenn dadurch der Haushalt und die Gerich-
te hier in Bremen entlastet werden können, in Bre-
men einzuführen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Von der im Jahr 1999 geschaffenen
Möglichkeit des Paragraphen 15 a EGZPO haben acht
Länder Gebrauch gemacht. Auch in Bremen ist ge-
prüft worden, ob das obligatorische außergerichtli-
che Streitschlichtungsverfahren eingeführt werden
soll. Mehrere Gründe sprachen aber dagegen: Anders
als in einigen der Flächenländer gibt es in Bremen
kein bereits eingerichtetes Schiedsamtswesen. Im
Gegensatz etwa zu Nordrhein-Westfalen, dessen Ge-
setz zur Umsetzung des Paragraphen 15 a EGZPO die
obligatorische Streitschlichtung durch die dort vor-
handenen Schiedsämter vorsieht, müsste Bremen erst
eine Struktur von geeigneten Schiedsstellen aufbauen.

Auch der von Bayern und Baden-Württemberg ein-
geschlagene Weg, die Notare und die Rechtsanwäl-
te nach einer besonderen Zulassung durch die Rechts-
anwaltskammern als Schlichtungsstellen vorzusehen,
wäre für Bremen nicht ohne Weiteres möglich. Für
Parteien, die im gerichtlichen Verfahren Anspruch auf
Prozesskostenhilfe hätten, müsste ein entsprechen-
der Anspruch für das außergerichtliche Schlichtungs-
verfahren in Bremen erst noch geschaffen werden.
Anders als die anderen Länder kann Bremen dazu
nicht das Verfahren nach dem Beratungshilfegesetz
heranziehen, weil in Bremen an die Stelle der Bera-
tungshilfe durch Rechtsanwälte die öffentliche Rechts-
beratung tritt. Es müsste deshalb ein für Bremen neues
Verfahren eingerichtet werden, in dem wie nach dem
Beratungshilfegesetz oder bei Gewährung von Pro-
zesskostenhilfe die Voraussetzungen eines Kosten-
hilfe- oder Kostenbefreiungsanspruchs besonders zu
prüfen wären.

Anders als in den Flächenländern bieten die räum-
lichen Verhältnisse im Stadtstaat dem Bürger bereits
kurze Wege im Streitfall. Auch Hamburg und Berlin
haben mit Rücksicht darauf auf die Möglichkeiten des
Paragraphen 15 a EGZPO verzichtet. Außerdem ist
in Bremen im Ländervergleich schon jetzt die Praxis
der Amtsgerichte besonders auf die Vermeidung strei-
tiger Entscheidungen ausgerichtet. Im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt werden in Bremen amtsgericht-
liche Zivilprozesssachen überdurchschnittlich oft ohne

streitige Entscheidung erledigt. Die Amtsgerichte in
Bremen haben erkennbar hohe Kompetenzen in der
Streitschlichtung entwickelt. Um mit der Einführung
einer obligatorischen außergerichtlichen Streitschlich-
tung vergleichbare Effekte erreichen zu können, wä-
ren in Bremen besonders hohe qualitative Anforde-
rungen an eine obligatorische vorprozessuale Streit-
schlichtung zu stellen.

Zu Frage zwei: Die Erfahrungen der Länder, die
das obligatorische außergerichtliche Schlichtungsver-
fahren eingerichtet haben, sind im Auftrag der Jus-
tizministerkonferenz von einer Bund-Länder-Arbeits-
gruppe ausgewertet worden. Die Arbeitsgruppe stellt
in einem Zwischenbericht fest, dass der Grundansatz
des Paragraphen 15 a EGZPO zwar nach wie vor po-
sitiv gesehen werde, die erwartete Nachfrage nach
Streitschlichtungsangeboten sei aber bisher ausge-
blieben. Die bisherige Fassung von Paragraph 15 a
EGZPO müsse deshalb optimiert werden. Die Arbeits-
gruppe schlägt dazu vor, die Art der zivilgerichtlichen
Verfahren, für die derzeit eine obligatorische außer-
gerichtliche Schlichtung in Betracht kommen kann,
neu abzugrenzen. Statt nach der Höhe des Streitwertes
solle mehr nach den Gegenständen der Verfahren
abgegrenzt werden. Die Vorschläge der Arbeitsgrup-
pe liegen zurzeit den Gerichten der Länder und den
Berufsverbänden der Rechtsanwälte zur Stellungnah-
me vor.

Zu Frage drei: Die Vorschläge der Arbeitsgruppe
werden zurzeit auch in Bremen geprüft. Sollte es zu
einer Änderung des geltenden Paragraphen 15 a
EGZPO kommen, wird unter Berücksichtigung der
zu Frage eins genannten Gründe erneut zu entschei-
den sein, ob in Bremen die obligatorische vorprozes-
suale Streitschlichtung eingeführt werden soll. Ein
maßgebliches Kriterium wird dabei auch sein, ob
damit eine Entlastung der Gerichte und des Landes-
haushalts erreicht werden kann. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Knäpper (CDU): Eine Frage habe ich noch!
Herr Bürgermeister, wenn die Arbeitsgruppe derzeit
noch prüft, habe ich noch die Frage: Wenn in Bre-
men noch geprüft werden soll, ist der Senat nicht der
Meinung, dass eine außergerichtliche Streitschlich-
tung und Verständigung viele Vorteile bieten wür-
de? Sie beendet einen Streit im Allgemeinen schneller
und kostengünstiger als ein Prozess vor staatlichen
Gerichten. Auf dem Verhandlungsweg können oft
bessere und die Probleme des Streits dauerhaft be-
seitigende Lösungen gefunden werden als durch
Richterspruch. Eine Entlastung der Gerichte wäre
doch für den Haushalt auch hier in Bremen positiv
zu werten.

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!
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Bürgermeister Böhrnsen: Herr Abgeordneter Knäp-
per, natürlich ist eine außergerichtliche vorprozessuale
Streitschlichtung im Interesse aller Beteiligten, auch
des Haushalts. Ich habe Ihnen aber eben vorgetra-
gen, dass eine von den Justizministern eingerichte-
te Bund-Länder-Arbeitsgruppe einen Katalog der für
eine solche Streitschlichtung in Betracht kommenden
Sachgebiete entwickelt und dabei auch evaluiert, wie
bisher in den Ländern, in denen es eine solche Streit-
schlichtung bereits gibt, die Erfahrungen sind. Aus-
gehend davon werden wir dann auch in Bremen auf
der Grundlage der Ergebnisse dieser Bund-Länder-
Arbeitsgruppe erneut und weiter entscheiden.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Gro-
theer!

Abg. Grotheer (SPD): Herr Bürgermeister, es gibt
im Bereich des Strafrechts die so genannte Privatklage,
die nur zulässig ist, wenn ein Schiedsverfahren vor-
geschaltet ist. Da sind die Erfahrungen aus der Pra-
xis eher so, dass der Zugang zu den Gerichten dadurch
erschwert wird, meine ich. In der Antwort des Senats,
die Sie eben vorgetragen haben, wird darauf verwie-
sen, dass die bremischen Gerichte, insbesondere die
Amtsgerichte, sehr erfolgreich bei der gerichtlichen
Streitschlichtung sind, also bei dem Abschluss von
gerichtlichen Vergleichen. Können Sie dazu konkrete
Zahlen nennen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Dazu kann man eine sehr
erfolgreiche bremische Bilanz nennen. Ich kann Ih-
nen die Zahlen nennen nach den Statistiken, die für
alle Länder gelten und die für das Jahr 2003 vorlie-
gen. Bei den Amtsgerichten in Bremen wurden im
Jahr 2003 14,5 Prozent der Zivilverfahren durch Ver-
gleich erledigt. Der Bundesdurchschnitt lag bei 12,9
Prozent. Im Ländervergleich liegen die bremischen
Amtsgerichte damit auf Rang vier.

Zählt man die anderen Arten unstreitiger Erledi-
gungen hinzu wie etwa Klagerücknahmen oder An-
erkenntnisse, die auch oft auf streitschlichtendem
Wirken unserer Gerichte beruhen, dann bleiben in
Bremen nur 15,7 Prozent der Zivilverfahren, die durch
streitiges Urteil erledigt werden. Im Bundesdurch-
schnitt liegt diese Quote bei 23,9 Prozent, und damit
ist in keinem anderen Land dieser Anteil geringer als
in Bremen.

Ähnlich ist die Lage beim Landgericht in Bremen.
Von den erstinstanzlichen Zivilverfahren wurden im
Jahr 2003 22,3 Prozent durch Vergleich erledigt. Im
Bundesdurchschnitt lag die Quote bei 21,1 Prozent,
und die Quote der durch streitiges Urteil erledigten
Verfahren lag bei 20,4 Prozent, der Bundesdurch-
schnitt bei 24 Prozent. Ich denke, man kann anhand
dieser Zahlen sagen, dass die streitschlichtende Kom-

petenz unserer bremischen Richterinnen und Rich-
ter hohe Anerkennung verdient.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. G r o t h e e r  [SPD]: Nein, danke!
Ich freue mich über die Antwort!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Elektronische
Gesundheitskarte und Datenschutz“. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Köhler, Frau
Hoch, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Bitte, Herr Kollege Köhler!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Wie wird bei der Einführung der elektro-
nischen Gesundheitskarte in der Testregion Bremen
die Begleitung durch den Landesbeauftragten für den
Datenschutz sichergestellt?

Zweitens: Gibt es für die Einführung der elektro-
nischen Gesundheitskarte projektbezogene Mittel,
und ist eine Refinanzierung der Personalkosten beim
Landesbeauftragten für den Datenschutz möglich?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Die Notwendigkeit der Einbindung
des Landesbeauftragten für den Datenschutz bei der
Erprobung und Einführung der elektronischen Ge-
sundheitskarte ist mit Blick auf die Qualität und
Quantität der datenschutzrechtlichen und -techni-
schen Fragen unstrittig. Demgemäß wurde der Lan-
desbeauftragte für den Datenschutz seitens des Se-
nators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales frühzeitig über die Bewerbung Bremens als
Testregion informiert und nach der Auswahl Bremens
um Begleitung des Vorhabens gebeten. In der Fol-
ge wurden zwischen dem Landesbeauftragten für den
Datenschutz und der Arbeitsgemeinschaft der Selbst-
verwaltung als Träger des Vorhabens erste Kontak-
te  geknüpft,  um  den  datenschutzrechtlichen  und
-technischen Beratungsbedarf zu klären.

Zu Frage zwei: Das Projekt finanziert sich aus Mit-
teln der Projektpartner aus der Selbstverwaltung vor
Ort und aus Mitteln der gematik mbH, einer Gesell-
schaft der Selbstverwaltung, die auf Bundesebene das
Projekt „Testregion“ umsetzen wird. Eine Refinan-
zierung der Personalkosten beim Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz aus dem Projektbudget ist,
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wie auch bei anderen Testregionen, nicht vorgese-
hen. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wie wird
denn in anderen Testregionen sichergestellt, dass der
Datenschutz da so berücksichtigt wird, wie es nötig
ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ich gehe davon aus, dass die
anderen Testregionen genauso vorgehen, wie wir hier
in Bremen vorgegangen sind. Wir haben, das hatte
ich Ihnen ja vorgetragen, sehr frühzeitig mit dem Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz Kontakt auf-
genommen. Wir haben mittlerweile auch eine erste
konkrete Stellungnahme des Landesbeauftragten für
den Datenschutz vorliegen. Es ist sichergestellt, dass
eine Mitarbeiterin des Landesbeauftragten in der Ar-
beitsgemeinschaft Mitglied ist, in der sich alle Test-
regionen und der Bund zusammenfinden, also über-
regional. Es ist auch verabredet, dass die Mitarbei-
terin des Landesbeauftragten demnächst in unsere
Bremer Projektsitzung gehen wird. Wir legen Wert
auf eine sehr enge Begleitung durch den Datenschutz.
Ich gehe davon aus, und so ist es auch verabredet
und so legt auch der Bund großen Wert darauf, dass
der Datenschutz von Anfang bis zum Ende der Test-
phase sehr eng dabei ist.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Ist es nicht
so, dass in anderen Ländern einfach auch freie Ka-
pazitäten bei dem jeweiligen Landesbeauftragten
bestehen, um bestimmte Großprojekte dann auch
zusätzlich übernehmen zu können? Ist es nicht so, dass
es in Bremen wegen der extrem knappen Personal-
ausstattung so nicht möglich ist und dass man dann,
wenn man zusätzliche Projekte macht, die einen rie-
sigen Aufwand bedeuten, auch zusätzliche Mittel zur
Verfügung stellen muss, zumindest vorübergehend,
solange dieses Projekt läuft?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ich habe vorgetragen, dass es
sowohl in Bremen als auch in den anderen Bundes-
ländern, die Testregionen sind, keine gesonderten
Projektmittel gibt. Das ist keine Bremer Spezialität,
sondern es ist insgesamt so angelegt. Wir haben uns
auch noch einmal erkundigt. Sowohl auf der Bundes-
ebene als auch auf der Landesebene der beteiligten
Regionen gibt es keine gesonderten Projektmittel für

den Datenschutz, sondern alle regeln es so, wie wir
es hier in Bremen geregelt haben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Hält der
Senat das Projekt dann für durchführbar mit den
derzeitigen Mitteln, die beim Landesbeauftragten für
den Datenschutz dafür zur Verfügung stehen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Das sehe ich so! Ich habe mich
auch persönlich noch einmal mit dem Landesbeauf-
tragten darüber unterhalten. Er schätzt es mittlerweile
auch so ein. Dadurch, dass wir auch über die Mitar-
beiterin des Landesbeauftragten in der überregionalen
Arbeitsgruppe vertreten sind, ist gewährleistet, dass
in Bremen der Datenschutz genauso ernst genommen
wird wie in allen anderen Testregionen. Darauf legt
der Bund auch sehr großen Wert, dass gerade die-
ser Aspekt besonders in den Vordergrund gestellt
wird, denn die Akzeptanz der Gesundheitskarte hängt
natürlich ganz entscheidend davon ab, dass die Da-
tenschutzgesichtspunkte gewährleistet sind. Insofern
bin ich mir sicher, dass wir es hier mit den hervorra-
genden Mitarbeitern auch des Datenschutzes hinbe-
kommen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage steht unter dem Betreff „EU-
Fernsehrichtlinie, Schleichwerbung ohne Ende“. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Stahmann, Frau Linnert und Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Stahmann!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die von der EU-
Kommission beschlossene Fernsehrichtlinie, die eine
weitgehende Zulassung von Product Placement vor-
sieht?

Zweitens: Wie bewertet der Senat Aussagen, dass
der öffentlich-rechtliche Rundfunk mittelfristig ohne
Werbung auskommen soll?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat bewertet den Entwurf der
EU-Fernsehrichtlinie im Grundsatz als erforderliche
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Anpassung des europäischen Regelwerks für den
Bereich der audiovisuellen Medien. Bei qualitativen
und quantitativen Werberegelungen, zu denen auch
Fragen des Product Placements gehören, steht nach
Ansicht des Senats im Vordergrund, am Grundsatz
der Trennung von Werbung und Programm festzu-
halten.

Soweit es zu einer Erlaubnis von Produktplatzie-
rungen kommen sollte, sieht der Senat die Erforder-
lichkeit, eine Irreführung von Verbrauchern durch ge-
eignete Maßnahmen zu vermeiden. Darüber hinaus
ist darauf zu achten, dass beispielsweise Ratgeber-
und Kindersendungen in jedem Fall von den Mög-
lichkeiten von Produktplatzierung ausgenommen wer-
den. Die Debatten um eine konkrete Ausgestaltung
der Regelungen laufen derzeit noch in einer ersten
Abstimmung der Länder. Eine gemeinsame Position
wird sich an den genannten Kriterien messen lassen
müssen.

Zu Frage zwei: Die Revision der Fernsehrichtlinie
hat auf die Einnahmen des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks aus Werbung keinen Bezug. Nach Ansicht
des Senats muss die aktuelle Debatte über Werbe-
beschränkungen oder einen Verzicht auf Werbung
beziehungsweise Sponsoring im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk im Bewusstsein geführt werden, dass Min-
dereinnahmen der öffentlich-rechtlichen Anstalten
in vollem Umfang durch eine entsprechende Anpas-
sung der Rundfunkgebühren kompensiert werden
müssten. Da nach aktuellen Berechungen der Kom-
mission zur Ermittlung des Finanzbedarfs des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks der völlige Verzicht auf
Werbung und Sponsoring zu einer Gebührenanpas-
sung von 1,42 Euro monatlich führen würde, hält der
Senat diesen Schritt für derzeit nicht verfolgenswert.
Ob es gegebenenfalls zu Einschränkungen der heu-
tigen Werbe- und Sponsoringregelungen im öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk kommen wird, ist der
weiteren Debatte vorbehalten. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, wie bewerten Sie die Bestrebungen
der EU-Kommission, die Werberegelungen so zu lo-
ckern, dass Werbung zwölf Minuten lang frei gesendet
werden kann und Werbespots beliebig platziert wer-
den können? Das könnten sich die Veranstalter nach
den Plänen der Kommission ja aussuchen. Wie be-
wertet der Senat in diesem Zusammenhang dann auch
die Bestrebungen der Kommission, dass auch Nach-
richtensendungen, die kürzer als 35 Minuten sind,
künftig von Werbung unterbrochen werden dürfen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Abgeordnete, auf
diesen Teil der EU-Richtlinie hat sich mein Augen-

merk angesichts Ihrer Frage nicht bezogen, sondern
auf die Fragen des Product Placements in erster Li-
nie. Darüber habe ich Auskunft gegeben, und des-
wegen kann ich zu den anderen Fragen an dieser
Stelle, jedenfalls für den Senat, nichts sagen.

Ich möchte aber noch einmal darauf hinweisen, was
in der Antwort bereits zum Ausdruck gekommen ist,
dass wir uns in der Phase befinden, dass es den Ent-
wurf einer EU-Fernsehrichtlinie gibt, dass der Bun-
desrat dazu Stellung nehmen wird – vermutlich im
Bundesratsplenum am 10. März – und sich der Ent-
wurf einer solchen Stellungnahme des Bundesrats
derzeit in Bearbeitung befindet. In dem, was der Kern
Ihrer Frage war, nämlich die Frage der Werberege-
lungen, werden sich die Länder in dieser Stellung-
nahme des Bundesrats, so sie denn auch vom Ent-
wurf in die Realität kommt, für die Beibehaltung der
Trennung von Werbung und Programm, Verbot von
Schleichwerbung und so weiter aussprechen und Nach-
besserung bei der Legalisierung von Produktplatzie-
rungen verlangen.

Sehen Sie mir nach, dass wir die Fragen, die Sie
jetzt noch nachgeschoben haben, eben dann vielleicht
auch nachschieben und gemeinsam besprechen müss-
ten.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Schildt (SPD): Herr Bürgermeister, Sie haben
in der Beantwortung zu Frage zwei gesagt, dass Sie
keinen direkten Zusammenhang mit der Frage eins
hat. Ich gehe davon aus, dass Frau Stahmann mit ihrer
Frage auf den 15. KEF-Bericht abgehoben hat, wo
es um Sponsoring und Werbung geht. Meine Frage
ist daher: Sind Ihnen Zahlen bekannt, welche Aus-
wirkungen es haben würde, wenn öffentlich-recht-
liches Sponsoring und Werbung wegfallen würden,
speziell für Radio Bremen? Wie weit wäre Radio Bre-
men betroffen? Liegen Ihnen da Zahlen vor, Herr Bür-
germeister?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Die Frage des Verzichts
auf Werbung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk hat
mit europäischen Bestimmungen nichts zu tun, son-
dern nimmt Bezug auf eine Debatte, die zum Beispiel
vom rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt
Beck auch geführt worden ist, der nämlich vorgeschla-
gen hat, der öffentlich-rechtliche Rundfunk solle doch
gewissermaßen als Qualitätsnachweis und -zeichen
– weil sich der eine oder andere von uns als Fern-
sehkonsument von Werbung durchaus genervt fühlt
– auf Werbung und Sponsoring verzichten.

Ich habe durchaus Sympathie für diese Richtung,
nur, man muss wissen, was es bedeutet. Das habe ich
eben schon ausgeführt. Es würden dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk erhebliche Einnahmen verlo-
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ren gehen, und wir in Bremen haben uns zu fragen:
Was bedeutet das für Radio Bremen? So verstehe ich
Ihre Frage, und der bin ich natürlich auch im Vorfeld
nachgegangen.

Für Radio Bremen hätte ein Werbe- und Sponso-
ringverbot erhebliche Folgen. Radio Bremen profi-
tiert überproportional von den Einnahmen der ARD
aus Werbung und Sponsoring. Durch einen Wegfall
der Erlöse und unter Berücksichtigung der zusätzli-
chen Aufwendungen für ein Ersatzprogramm, das muss
man ja auch in Rechnung stellen, würde bei Radio
Bremen nach überschlägigen Berechnungen eine
jährliche Deckungslücke von zirka 1,6 Millionen Euro
entstehen. Bei Radio Bremen kann man auch nicht
davon ausgehen, dass bei einer Rundfunkgebühren-
erhöhung in der eben von mir genannten Marge von
1,42 Euro im Monat damit die wegfallenden Werbe-
und Sponsoringeinnahmen kompensiert würden. Das
hat etwas mit dem Territorialprinzip zu tun, das ja gilt,
man zahlt ja nicht für das, was man hört, sondern man
zahlt ja dort, wo man wohnt, und da Radio Bremen
auch außerhalb unserer bremischen Landesgrenzen
gehört und gesehen wird, hat Radio Bremen von den
Gebühreneinnahmen natürlich nicht diese Beteili-
gung.

Deswegen, denke ich, muss man gerade mit Blick
auf Radio Bremen diese Frage sehr sensibel disku-
tieren, vor allem bei aller Sympathie für die Werbe-
freiheit, aber auch, was es bedeuten würde, und des-
wegen ist der Weg so in der Allgemeinheit bestimmt
nicht verfolgenswert, sondern allenfalls dann, wenn
sichergestellt wäre, dass Radio Bremen eine vollstän-
dige Kompensation der wegfallenden Werbeeinnah-
men erreichen würde. Das ist jedenfalls, denke ich,
eine bremisch richtige und unverzichtbare Position.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Meine Damen und Herren, bevor ich die nächste
Anfrage aufrufe, möchte ich auf der Besuchertribü-
ne Frau Pastorin Jeanette Querfurth ganz herzlich be-
grüßen! Sie hat die Stelle einer Beauftragten des
Kirchenausschusses der Bremischen Evangelischen
Kirche bei der Bürgerschaft und den senatorischen
Behörden von dem in Rente gegangenen Pastor Mo-
roff übernommen.

Herzlich willkommen, und ich wünsche Ihnen für
Ihre Aufgabe viel Engagement und Vergnügen in
unserem Haus!

(Beifall)

Die fünfte Anfrage trägt den Titel „Rote Rosen für
den NDR?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Frau Stahmann, Crueger, Frau Linnert
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Stahmann!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Förderung der
ARD-Telenovela „Rote Rosen“ durch die Filmförde-
rung der Nordmedia mit über zwei Millionen Euro?

Zweitens: Welche Anstrengungen unternimmt die
Nordmedia, um stärker als bisher freie Filmproduk-
tionen und Filmschaffende in Bremen und Nieder-
sachsen zu unterstützen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat begrüßt Entwicklungen,
die zu einer Stärkung der Medienwirtschaft in Nord-
westdeutschland führen, und hält die Entscheidung
des NDR und der Nordmedia, eine Telenovela in
Lüneburg herzustellen, in diesem Sinne für zielfüh-
rend. Mit diesem Genre ist eine nachhaltige Entwick-
lung der Medienwirtschaft in Nordwestdeutschland
möglich, da durch diese Serienproduktion ein hoher
Imagegewinn, starke Marketingeffekte sowie nen-
nenswerte Beschäftigungseffekte entfaltet werden.
Der Senat würde es sehr begrüßen, wenn ein ähnli-
ches Format auch für Bremen entwickelt werden könn-
te, um hier eine starke nachhaltige Entwicklung der
bremischen Medienwirtschaft zu fördern. Im Übrigen
ist darauf hinzuweisen, dass das Projekt nicht aus bre-
mischen Mitteln, sondern aus Beiträgen anderer Ge-
sellschafter der Nordmedia finanziert wird.

Zu Frage zwei: Die Förderpraxis der Nordmedia
zielt insbesondere darauf ab, kleine und mittlere
Betriebe in Niedersachsen und Bremen direkt zu för-
dern oder sie zumindest möglichst umfassend in die
geförderten Produktionen anderer großer oder aus-
wärtiger Unternehmen einzubinden. Bei der Nord-
media fällt eine Vielzahl von Förderentscheidungen
zugunsten von Unternehmen oder Personen, die nicht
gesellschafts- oder arbeitsrechtlich dauerhaft mit
einem der beteiligten Sender verbunden sind. Die
Nordmedia fördert zudem einen Mix aus künstlerisch
beziehungsweise kulturell anspruchsvollen und po-
pulären Werken. Dies ergibt sich auch aus den der
Bürgerschaft regelmäßig vorgelegten Berichten des
Senats über die Aktivitäten der Nordmedia. Dort wird
auch berichtet, dass im Durchschnitt jährlich mehr
als 300 Prozent des bremischen Mitteleinsatzes in der
Nordmedia an beteiligte Partner nach Bremen zurück-
fließen.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, warum wird eine Telenovela für den
NDR gefördert, der ja gebührenfinanziert ist?
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Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Sie kennen die Konstruk-
tion der Nordmedia und wissen auch, wer in die
Nordmedia einzahlt, jedenfalls unterstelle ich, dass
die Berichte – ich habe sie zitiert –, die der Bürger-
schaft in den vergangenen Jahren jeweils zugelei-
tet worden sind, das auch entsprechend enthalten.
Ich darf noch einmal sagen: Das jährliche Fördervo-
lumen der Nordmedia beläuft sich auf zirka 9,2 Mil-
lionen Euro. Diese werden aufgebracht vom Land
Niedersachsen in Höhe von 1,78 Millionen Euro, von
Bremen in Höhe von 776 000 Euro, vom NDR als frei-
willige Mittel in Höhe von 1,73 Millionen Euro, vom
NDR – Vorwegabzug durch das niedersächsische Lan-
desmediengesetz – in Höhe von 4,26 Millionen Euro,
von Radio Bremen in Höhe von 127 000 Euro und vom
ZDF als Partner der Nordmedia in Höhe von 510 000
Euro. Daraus, denke ich, ergibt sich auch eine ge-
wisse Adressatenrichtung der Förderung.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, wie bewertet der Senat das Verhält-
nis bei der Förderung von Filmproduktionen? Wie
bewertet der Senat derzeit das Gewicht zwischen
Fernsehförderung und freier Filmförderung? Ist das
für den Senat in einem ausreichenden Gleichgewicht,
oder gibt es da Nachbesserungsmöglichkeiten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Eine solche Debatte ist
auch im niedersächsischen Landtag geführt worden.
Da gab es auch eine solche Frage nach der Förde-
rung durchaus populärer Formate des NDR. Dort gibt
es eine Initiative im niedersächsischen Landesmedi-
engesetz, eine Förderquote von zehn Prozent zuguns-
ten unabhängiger Produzenten festzuschreiben. Eine
solche Initiative ist ja im Grundsatz zu begrüßen, al-
lerdings erfüllt die Nordmedia schon heute diese
Quote, und wenn man das für Bremen betrachtet, dann
können wir sagen, dass wir hier kaum sendergebun-
dene Produzenten haben. Daher dürfte die Quote für
Bremen für die uns betreffenden Förderentscheidun-
gen in diesem Bereich schon bei 60 Prozent liegen.
Ich glaube, wir sind da durchaus vorbildlich, und wenn
man im übrigen Nordmediabereich noch etwas ver-
bessern kann, dann sollte man das tun.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, die Förderentscheidung ist ja jetzt für
den Standort Lüneburg getroffen worden, der sich
ja bisher nicht als Filmproduktionsstandort hervor-

getan hat. Warum ist an dieser Stelle keine Entschei-
dung für Hannover und Bremen gefallen? Was hat
dagegen gesprochen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Diese Frage kann ich
Ihnen so nicht beantworten, das müsste man in den
Gremien der Nordmedia direkt nachfragen. Für Lü-
neburg hat, soweit ich weiß, gesprochen, dass da
entsprechende Faszilitäten vorhanden sind, um dort
diese Produktion darstellen zu können.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Dann geht der Senat also davon aus, dass nicht das
Equipment, das Catering, die Schauspieler, die Be-
leuchter, die Kameraleute aus Hamburg morgens mit
dem Bus nach Lüneburg fahren und abends wieder
zurückfahren?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Abgeordnete Stah-
mann, ich selbst bin kein Konsument von Telenove-
las. Ich weiß nur, dass das eine ganz besondere Form
der Produktion ist, nämlich eine fast industrielle Pro-
duktion. Während man normalerweise beim Film etwa
einen Tag braucht, um zwei, drei Minuten zu produ-
zieren, müssen bei einer Telenovela etwa 40 bis 43
Minuten am Tag produziert werden. Das ist das Be-
sondere dabei, das ist beschäftigungsintensiv, und die
Dauer macht eben die besonderen und hoffentlich
langfristigen Beschäftigungseffekte aus. Ich habe eben
schon gesagt, so sehr wir das auch Lüneburg und
Niedersachsen gönnen, wünschen wir uns auch für
Bremen eine ähnliche Produktion.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Unter-
suchung zur Weiterbildung“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Stahmann,
Frau Schön, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Hat der Senat eine Untersuchung zum
Thema Weiterbildung für das Land Bremen derzeit
in Auftrag gegeben?

Zweitens: Wenn ja, mit welcher Fragestellung und
mit welchen Schwerpunkten?
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Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Fragen eins und zwei: Nein, der Senat hat kei-
ne Untersuchung in Auftrag gegeben. Die Staatsrä-
te-Steuerungsgruppe Weiterbildung prüft zurzeit eine
mögliche Auftragsvergabe zur Strukturanalyse im
Weiterbildungsbereich.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, führt die Stadt Bremen beziehungs-
weise der Senat im Augenblick Gespräche mit der
IUB in Person von Frau Professor Staudinger über die
Strukturen der bremischen Weiterbildung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Soweit mir bekannt ist,
ist das der Fall.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Bürgermeister, gibt es darüber auch einen Vertrag
und einen Untersuchungsauftrag, der vom Senat in
dieser Frage in Auftrag gegeben worden ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Stahmann, ich habe
Ihnen die Antwort des Senats vorgelesen. Sie lautet,
der Senat hat keine Untersuchung in Auftrag gege-
ben, denn die Steuerungsgruppe prüft zurzeit eine
mögliche Auftragsvergabe. Worum geht es? Es geht
um eine Bestandsaufnahme, um eine Analyse der
Weiterbildung, und zwar in allen von Bremen finan-
zierten und mitfinanzierten Bereichen. Es geht dar-
um, nicht nur den Bestand zu ermitteln, sondern auch
die Wirkung und die Effekte zu klären. Das sind die
Aufgaben, die der Staatsräte-Steuerungsgruppe
übertragen worden sind. In diesem Zusammenhang
wird geprüft, ob eine solche Auftragsvergabe Sinn
macht. Das ist der Stand, den ich Ihnen mitteilen kann.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Mit
welchen Kosten rechnet der Senat in dieser Frage?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Das kann ich Ihnen an
dieser Stelle nicht beantworten. Das werden wir dann
wissen, wenn es zu einer von Ihnen unterstellten Auf-
tragsvergabe kommen sollte.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wie
weit sind denn die Verhandlungen vorangeschritten,
von denen Sie dem Parlament eben berichtet haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister  Böhrnsen:  Frau  Stahmann,  aus
Staatsräte-Steuerungsgruppen berichte ich hier nicht,

(Beifall bei der SPD)

ohne dass ich einen entsprechenden Bericht habe,
und diesen Bericht gibt es nicht, er liegt mir jedenfalls
nicht vor.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Der
Senat hat ja vor zehn Jahren eine umfassende Un-
tersuchung der bremischen Weiterbildungslandschaft
in Auftrag gegeben. Wird es ein ähnlicher Untersu-
chungsauftrag werden, oder gibt es eine ergänzen-
de Untersuchung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Stahmann, der
politische Hintergrund ist, dass in der Koalitionsver-
einbarung der großen Koalition und in einem Koali-
tionsausschuss vom Februar 2005 sich die große
Koalition noch einmal vorgenommen hat, den Wei-
terbildungsbereich zu analysieren und auf Wirkun-
gen und Effekte zu prüfen. Das ist der Hintergrund,
und daran wird gearbeitet.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Dann gehe ich davon aus, Herr Bürgermeister, dass
die Gremien, die Deputation für Bildung und auch
die anderen damit befassten Deputationen, rechtzeitig
vom Senat vor der Auftragsvergabe informiert wer-
den.

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!
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Bürgermeister Böhrnsen: Der Senat hält sich an
Recht und Gesetz und wird natürlich auch das De-
putationsgesetz beachten.

(Abg. Frau  S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Danke schön!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf das neue Lot-
senversetzsystem Außenweser. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Möhle, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Möhle!

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Einflussmöglichkeiten wird der
Senat wahrnehmen, um eine möglichst allwetterfä-
hige, flexible und damit zukunftsfeste Lösung für das
neue Lotsenversetzsystem für die Häfen in Bremer-
haven und Bremen sicherzustellen?

Zweitens: Für welche Lösung hat sich der Senat
bisher verwendet beziehungsweise wie sieht die
Lösung aus?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Kompetenz für die Entscheidung
über den Einsatz der Versetzsysteme für die Seelot-
sen in der Deutschen Bucht liegt beim Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Der
Senat hat den Entscheidungsprozess im Rahmen der
Präsentation und Erörterung der für das Seelotsre-
vier Weser/Jade in Betracht kommenden Versetzsys-
teme begleitet.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Zu Frage zwei: Die über 40 Jahre alten Stations-
schiffe des Seelotsreviers Weser/Jade werden durch
einen Neubau und ein mit dem Seelotsrevier Elbe
gemeinsam zu nutzendes Ersatzfahrzeug ersetzt.

Für die Versetzung der Seelotsen ist zukünftig ein
Systemmix mit den Komponenten SWATH-Tender,
Versetzboote und Hubschrauber vorgesehen. Die Mo-
dernisierung der Versetzlogistik ist eine wesentliche
Voraussetzung, um die sichere, flexible und wirtschaft-
liche Bedienung des lotsannehmenden Schiffsver-
kehrs auch in Zukunft sicherzustellen, und damit ein
wichtiger Faktor zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der bremischen Häfen. Vor diesem Hinter-

grund hält der Senat die gewählte Lösung für geeig-
net.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Herr Abgeordneter
Möhle, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Senator,
ich gehe davon aus, dass Ihnen der Konflikt bekannt
ist. Ich gehe auch davon aus, dass Ihnen bekannt ist,
dass die Unterschiede zwischen Elbe- und Weserre-
gion auch eine flexible Lösung nötig machen. Das
setze ich einmal voraus. Der Bund versucht ja jetzt,
eine einheitliche Lösung zu treffen, die möglicher-
weise zum Schaden Bremens ausgelegt ist. Da möchte
ich eben gern wissen, ob Sie darauf Einfluss nehmen,
dass die Interessen Bremens in dieser Frage gewahrt
bleiben.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Herr Abgeordneter, aus der
Einschätzung des von der WSD Nordwest vorgeschla-
genen Versetzsystems können wir nicht erkennen,
dass ein Schaden für Bremen entsteht. Von daher
akzeptieren wir die Entscheidung des Bundesminis-
teriums. Dort liegt die Kompetenz, auch die entspre-
chenden Gespräche mit den Lotsbrüderschaften zu
führen, und von da aus gibt es auch keinen Anlass
für uns, diese Entscheidungen in irgendeiner Art und
Weise in Frage zu stellen. Es gibt ein Für und Wider
für beide Entscheidungen. Die Kosten spielen da
offensichtlich auch eine entscheidende Rolle, und von
daher glaube ich, dass dieses jetzt gewählte Versetz-
system für das Revier geeignet ist.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Herr Senator, wann hat das
Bundesministerium die Entscheidung über das Ver-
setzsystem getroffen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Die ist vom Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, wenn
meine Unterlage hier so richtig ist, im Juli 2005 ge-
troffen worden.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Also Mitte
letzten Jahres!)

Das ist korrekt, Herr Abgeordneter!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Teilen Sie dann meine Auf-
fassung, dass auch die in der Nachfrage des Kolle-
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gen Möhle geäußerte Auffassung, dass es zu einer
möglichen Schwächung Bremens kommen könnte,
dann mindestens ein halbes Jahr zu spät kommt, wenn
man davon ausgeht, dass die Entscheidung vor ei-
nem halben Jahr getroffen worden ist?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Herr Abgeordneter, als Senator
muss man ja lernen, dass man die Abgeordneten nicht
in irgendeiner Art und Weise bewertet. Deswegen
bitte ich um Nachsicht, dass ich das in diesem Fall
auch nicht tue. Es obliegt Ihnen, dieses einzuschät-
zen, ich will aber schon zum Ausdruck bringen, dass
wir natürlich an dieser Stelle die Diskussion haben,
die schon etwas länger her ist, und von daher die
Entscheidungen getroffen sind und deswegen, selbst
wenn wir es wollten, der Zug dann abgefahren wäre.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Zusatzfragen
liegen nicht vor.

Dann kommen wir zur achten Anfrage. Sie trägt
die Überschrift „Rotgrüne Steuerpolitik erzeugt Stau
im Finanzamt“. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Pflugradt, Perschau und Frakti-
on der CDU.

Bitte, Herr Abgeordneter Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Wir fragen den Senat:

Trifft es auch für die Finanzämter im Land Bremen
zu, dass es für viele Steuerzahler in 2006 – wie jüngst
den Medien zu entnehmen – zu erheblichen zeitli-
chen Verzögerungen bei den Steuerrückerstattungen
für das Jahr 2005 kommen kann, weil in Deutschland
1,3 Millionen Senioren erstmalig eine Steuererklä-
rung abgeben müssen?

Wie viele Rentner sind im Bundesland Bremen von
dieser neuen, unter der rot-grünen Bundesregierung
beschlossenen Reform betroffen?

Was  wird  der  Senat  zu  dieser  Problematik  un-
ternehmen,  damit  es  im  Bundesland  Bremen  nicht
zu solch langen Wartezeiten bei den Finanzämtern
kommt?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Es trifft zu, dass nach Schätzungen
des Bundesfinanzministeriums aufgrund des Inkraft-
tretens des Alterseinkünftegesetzes zum 1. Januar
2005 im Jahr 2006 etwa 1,3 Millionen Senioren erst-
malig eine Steuererklärung abgeben müssen. Das
Alterseinkünftegesetz ist mit der Zustimmung des
Bundesrates beschlossen worden. Die Notwendigkeit

einer Besteuerung der Renten aufgrund der Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts ist dabei auch von
den CDU-geführten Bundesländern nicht bestritten
worden.

Die Neubesteuerung der Renten führt auch im Bun-
desland Bremen zu einer Mehrbelastung der Finanz-
ämter. Allerdings ist diese Mehrbelastung in Rela-
tion zur Gesamtzahl der zu bearbeitenden Einkom-
mens- und Lohnsteuererklärungen – rund 191 000 –
nicht von einem solchen Gewicht, dass für viele Steu-
erzahler mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen
bei den Steuerrückerstattungen für das Jahr 2005 zu
rechnen ist.

Zu Frage zwei: Im Bundesland Bremen sind rund
13 000 Rentner betroffen. Die von den Rentnern erst-
malig abzugebenden Steuererklärungen bedeuten
eine Zunahme der Gesamtfallzahl von knapp sieben
Prozent.

Zu Frage drei: Der Senat geht davon aus, dass die
genannte Mehrbelastung durch weitere Rationalisie-
rungsanstrengungen der Finanzämter jedenfalls zu
einem Teil aufgefangen werden kann. Dem erhöh-
ten Informationsbedarf der neu zu veranlagenden
Rentner soll durch eine zielgerichtete Öffentlichkeits-
arbeit des Senators für Finanzen begegnet werden.
Es sind bereits mehrere öffentliche Informationsver-
anstaltungen zu der Thematik durchgeführt worden,
ferner können über die Internetseiten des Senators
für Finanzen weitere Informationen abgerufen wer-
den. Diese werden auch in den Publikumsstellen der
Finanzämter zur Verfügung gestellt. – Soweit die
Antwort des Senats!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine Zu-
satzfrage? Dann eine Zusatzfrage der Abgeordneten
Frau Schwarz! – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): In der Antwort heißt es
ja, dass eine Mehrbelastung für die Finanzämter ver-
bleibt trotz der geplanten Rationalisierungsanstren-
gungen. Welche Möglichkeiten sehen Sie, diese Mehr-
belastungen aufzufangen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Wir gehen davon aus, dass
wir diese hausintern aussteuern können. Wir gehen
auch davon aus, dass es mit weiteren Steuergesetz-
änderungen, beispielsweise Wegfall der Eigenheim-
zulage, auch zu gewissen Entlastungen kommt. Wir
erwarten auch nicht, dass wir es hier mit einer Block-
anmeldung zu tun haben werden, sondern dass sich
diese zusätzliche Belastung auch über das Jahr ver-
teilt. Wir sind also so aufgestellt, dass wir meinen,
damit umgehen zu können.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Schwarz (SPD): Wie bewerten Sie die
Untersuchungen verschiedener Rechnungshöfe beim
Bund, in Baden-Württemberg und auch in Bremen,
die sich sehr eindeutig mit der Frage der Personal-
ausstattung im Hinblick auf mögliche Steuereinnah-
men beschäftigen? Ich möchte noch darauf hinwei-
sen, und ich denke, Sie teilen diese Meinung: Steu-
ereinnahmen  haben  keinen  Selbstzweck,  sondern
Steuereinnahmen finanzieren in Bremen zum Beispiel
Feuerwehr, Polizei und Lehrer. In diesen Rechnungs-
hofberichten heißt es ja: zu wenig Personal, zu we-
nig Steuereinnahmen. Wie bewerten Sie diese Un-
tersuchungen, und welche Folgerung ziehen Sie da-
raus?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Wir in Bremen wie auch die
anderen Bundesländer wissen ja ziemlich genau über
unsere Stellenausstattung Bescheid. Die Stellenaus-
stattung in Bremen ist etwas unter dem Durchschnitt,
aber wir können hier in Bremen auch nachweislich
von Prüfungen und auch von Untersuchungen der
anderen Bundesländer eben nicht feststellen, dass eine
unmittelbare Korrelation zwischen Stellenausstattung
und Output, also sprich Anzahl der Betriebsprüfun-
gen und Mehrergebnissen et cetera besteht. Natür-
lich wird auch deutlich, dass wir das Personal in dem
Zusammenhang sehr stark fordern. Zum Glück ha-
ben wir sehr gute und motivierte Mitarbeiter. Wir sind
ja auch in Diskussionen mit den finanzpolitischen
Sprechern über die Situation in den Ämtern. Gleich-
wohl möchte ich an dieser Stelle schon noch einmal
betonen, dass es diese direkte Korrelation aus mei-
ner Sicht so nicht gibt.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Ich beziehe jetzt meine
Frage eigentlich hauptsächlich auf den Innendienst,
nicht auf den Betriebsprüfungsdienst. Die Untersu-
chungen der Rechnungshöfe beziehen sich auch auf
den Innendienst. Es gibt Untersuchungen in verschie-
denen Finanzämtern, auch außerhalb Bremens, die
nachweisen, dass zu wenig Personal zu Minderein-
nahmen führt. Mehr Personal würde zu Steuermehr-
einnahmen führen. Ich wiederhole: Mir ist das be-
sonders wichtig, weil diese Mehreinnahmen ja ge-
rade in Bremen die Bereiche finanzieren könnten, die
uns wichtig erscheinen, ich wiederhole noch einmal:
Feuerwehr, Polizei und Lehrer! Ich beziehe mich auf
den Innendienst.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich sagte Ihnen ja schon,
Steuereinnahmen sind natürlich auch im Interesse des
Finanzsenators, aber es gibt nicht diese unmittelbare
Korrelation, die Sie hier aufzeigen. Wir sind bei dem

Aufkommen bei der Abarbeitung unserer Steuerer-
klärungen und bei der Durchführung des Steuervoll-
zugs, auch für den Bund, im oberen Drittel. Das wird
ja auch von den anderen Ländern sehr genau beob-
achtet, und insofern sind wir da im allgemeinen Trend.
Ich gebe zu, man kann das sicherlich verbessern, aber
nochmals: Diese Rechnung, die ja sehr oft gemacht
wird, dass ein zusätzlicher Prüfer oder ein zusätzli-
cher Mitarbeiter gleich zu mehr Steuereinnahmen
führt und man das direkt proportional hochrechnen
kann, kann ich so nicht nachvollziehen.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Wäre es möglich, dass
Sie das im Dialogverfahren noch weiter vertiefen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ja, das würde ich gern.
Deswegen sind wir ja auch im Gespräch mit den fi-
nanzpolitischen Sprechern hier im Haus, und wir
werden ja noch die Haushaltsberatungen vor uns
haben.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die neunte Anfrage
befasst sich mit dem Thema „Opferrechtsreformge-
setz“. Die Anfrage trägt die Unterschriften der Ab-
geordneten Knäpper, Frau Winther, Herderhorst,
Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Maßnahmen hat der Senat ergrif-
fen, um die Umsetzung des Opferrechtsreformgesetzes
auf Landesebene zu gewährleisten?

Zweitens: Werden Opfer bereits im Ermittlungs-
verfahren über ihre Rechte informiert und wenn ja,
in welcher Form?

Drittens: Inwieweit gibt es im Land Bremen bei der
Polizei und der Staatsanwaltschaft Zuständigkeiten
für Opfer von Sexualdelikten sowie für Opfer häus-
licher Gewalt?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu erstens: Das am 1. September 2004 in Kraft ge-
tretene Opferrechtsreformgesetz bewirkt deutliche
Verbesserungen für die Opferzeugen im Strafprozess.
Schon vor diesem Zeitpunkt haben Polizei, Staats-
anwaltschaft und Justizvollzug in Bremen und Bre-
merhaven zahlreiche Maßnahmen des Opferschut-
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zes umgesetzt. So informiert die Justizvollzugsanstalt
Bremen schon seit Jahren in bestimmten Fällen die
zuständige Polizeidienststelle über bevorstehende
Vollzugslockerungen und Haftentlassungen.

Nach dem Opferrechtsreformgesetz hat der Ver-
letzte einer Straftat unter bestimmten Voraussetzun-
gen Anspruch, von der Staatsanwaltschaft zu erfah-
ren, ob der Verurteilte, gegen den eine Freiheitsstrafe
vollstreckt wird, Vollzugslockerungen oder Haftur-
laub erhält. Auf Veranlassung des Senators für Jus-
tiz und Verfassung haben die Vollzugseinrichtungen
ein Verfahren entwickelt, das den erforderlichen In-
formationsfluss an die Staatsanwaltschaft sicherstellt.

Zu zweitens: Die Opfer von Straftaten werden be-
reits im Ermittlungsverfahren über ihre Rechte infor-
miert. Ihnen wird das bundeseinheitliche „Merkblatt
über Rechte von Verletzten und Geschädigten im
Strafverfahren“ ausgehändigt.

Zu drittens: Die Polizei hat in Bremen und Bremer-
haven Fachkommissariate eingerichtet, die für die
Verfolgung von Sexualstraftaten zuständig sind. Bei
der Staatsanwaltschaft bestehen spezielle Zuständig-
keiten für die Bearbeitung von Ermittlungsverfahren
wegen Sexualdelikten und in Fällen von häuslicher
Gewalt. Darüber hinaus hat die Polizei Stalking-Be-
auftragte bestellt. Die Staatsanwaltschaft hat Sonder-
dezernate für die Bearbeitung von Stalking-Fällen
geschaffen.

Die beschriebenen Spezialzuständigkeiten bei Po-
lizei und Staatsanwaltschaft tragen den Opferbelan-
gen in besonderer Weise Rechnung. Nicht zuletzt ver-
mitteln deren Mitarbeiter den Kontakt zu den Op-
ferhilfeeinrichtungen, damit den Opfern von Straf-
taten die im Einzelfall benötigte Hilfe zuteil wird.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Herr Abgeordneter
Knäpper, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Knäpper  (CDU):  Herr  Bürgermeister,  die
Neuregelung ermöglicht natürlich auch noch ande-
re Dinge, darum habe ich noch eine Nachfrage zu
Entscheidungen der Strafgerichte für Verurteilung des
schuldigen Täters auf Zahlung von Schmerzensgeld
für das Opfer, dass das erzwungen werden kann, und
zwar gemäß Paragraph 406 Absatz 1 Satz 5 Strafpro-
zessordnung. Es war zwar auch vorher schon mög-
lich, im Adhäsionsverfahren gleichzeitig auch Schmer-
zensgeld zu beantragen, das ist aber meistens bei den
Strafgerichten abgelehnt worden, und zwar aufgrund
dessen, dass der Prozess dadurch verzögert wurde.
Danach dürfen Anträge jetzt auf Verurteilung des An-
geklagten auf Zahlung von Schmerzensgeld an das
Opfer nicht zurückgewiesen werden, dass der An-
trag sich nicht zur Erledigung im Strafverfahren eignet,
weil seine Prüfung erheblich verzögern würde. Ist dem
Senat bekannt, dass Beschwerden gegen ablehnende
Beschlüsse vorliegen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Bürgermeis-
ter!

Bürgermeister Böhrnsen: Darf ich zunächst einmal
sagen, Sie haben einen durchaus wichtigen Teil der
Verbesserung im Opferrecht herausgegriffen. Das ist
das Adhäsionsverfahren, also mit anderen Worten:
Die Möglichkeit des Verletzten, vom Angeklagten
gleich  im  Strafverfahren  Ersatz  für  den  durch  die
Straftat entstandenen Schaden zu verlangen und
durchzusetzen, ist durch das Opferrechtsreformge-
setz verbessert. Was Sie ansprechen, ist mir im Mo-
ment nicht bekannt, aber wenn es Bedarf gibt, darüber
zu reden und dem nachzugehen, dann will ich das
gern tun.

Ich möchte Ihre Nachfrage aber zum Anlass neh-
men, darauf hinzuweisen, dass es eine große Zahl von
Verbesserungen gibt, das von Ihnen Genannte ge-
hört dazu. Die Belastung für das Opfer durch das
Strafverfahren soll aber so gering wie möglich aus-
fallen. Das ist der Kerngedanke dieses Gesetzes. Die
mehrfache Vernehmung von Opfern, zum Beispiel von
Sexualstraftaten, soll verhindert werden. Die Voraus-
setzungen, unter denen die Vernehmung von Zeu-
gen in der Hauptverhandlung per Videostandleitung
zulässig ist, werden erleichtert. Über Mehrfachver-
nehmungen habe ich schon gesprochen. Die Rechte
der Opfer werden gestärkt. Die Möglichkeiten, ei-
nen Opferanwalt gestellt zu bekommen, werden ver-
bessert, und viele andere Dinge sind dabei.

Ich denke, Herr Abgeordneter Knäpper, wir müs-
sen insgesamt dafür sorgen, dass dieser Zuwachs an
Rechten und der Schutz für die Opfer ganz breit be-
kannt werden, dass auch die Opfer selbstbewusst da-
von Gebrauch machen können und natürlich auch
alle – die Gerichte, Rechtsanwälte, Staatsanwaltschaft,
Polizei – wirklich mit diesem Gesetz leben und mit
dem Ziel dieses Gesetzes leben, das Opfer nicht durch
ein Strafverfahren noch mehr zu belasten, sondern
die Belastung eben so gering wie möglich zu halten.
Das muss unser gemeinsames Interesse sein.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage?

(Abg. K n ä p p e r  [CDU]: Nein, besten
Dank für die ausführliche Beantwortung!)

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „An-
wendung von Sondervoten und Stellungnahmen der
Frauenbeauftragten in Berufungskommissionen an
Hochschulen im Lande Bremen“. Die Anfrage ist un-
terzeichnet von den Abgeordneten Frau Tuczek, Frau
Dr. Spieß, Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte schön, Frau Abgeordnete Tuczek!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Wir fragen den Senat:

In wie vielen Berufungsverfahren – in absoluten
Zahlen und im Verhältnis zur Gesamtzahl – haben
die Frauenbeauftragten nach dem Bremischen Hoch-
schulgesetz an der Universität Bremen, der Hochschu-
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le Bremen, der Hochschule für Künste und der Hoch-
schule Bremerhaven in den letzten Jahren Stellung-
nahmen oder Sondervoten abgegeben?

Auf welche Probleme bezogen sich die Stellung-
nahmen und Sondervoten, wie hat der Senator für
Bildung und Wissenschaft reagieren können, und
welche Konsequenzen haben sich daraus ergeben?

Wird der Senator für Bildung und Wissenschaft oder
sein Ressort routinemäßig mit den Stellungnahmen
beziehungsweise den Sondervoten der Frauenbeauf-
tragten befasst, falls nein, warum nicht, und falls ja,
welche Handlungsmöglichkeiten gibt es?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Eine zentrale Datei mit allen Beson-
derheiten der Berufungsverfahren der Hochschulen
wird nicht geführt. In den vergangenen fünf Jahren
wurden mehr als 100 Berufungen vorgenommen. Es
ist daher nicht möglich, innerhalb der kurzen zur Ver-
fügung stehenden Zeit alle Berufungsvorgänge auch
nur quantitativ auszuwerten.

Zu Frage zwei: In der Mehrzahl der Fälle haben
die an den Berufungsverfahren beteiligten Frauen-
beauftragten in ihren Stellungnahmen den Vorschlag
der Berufungskommission befürwortet. Sofern Son-
dervoten abgegeben wurden, enthielten sie in der
Regel den Wunsch nach einer besseren Platzierung
einer Bewerberin auf der Berufungsliste. Begründet
wurde dies zumeist mit dem Argument der gleichen
oder besseren Qualifikation der Bewerberin für die
zu besetzende Professur. Berufungsvorschläge mit
Sondervoten der Frauenbeauftragten wurden in der
Behörde stets besonders beachtet. Die Konsequen-
zen richteten sich nach dem Ergebnis der Bewertung
der Bewerberinnen und Bewerber. In jedem Falle wird
berücksichtigt, dass Frauen bei gleicher Qualifika-
tion wie ihre männlichen Mitbewerber entsprechend
Paragraph 4 Absatz 2 des Bremischen Hochschulge-
setzes vorrangig zu berücksichtigen sind.

Zu Frage drei: Die Stellungnahmen und Sonder-
voten der Frauenbeauftragten sind Teil des Berufungs-
vorschlags der Hochschulen. Sofern sie vom Beru-
fungsvorschlag der Hochschule abweichen, werden
sie in der Behörde regelhaft zum Anlass genommen,
den Berufungsvorschlag besonders sorgfältig zu ana-
lysieren. Hat der Senator für Bildung und Wissenschaft
Bedenken gegen einen Berufungsvorschlag, so kann
er der Hochschule diese mitteilen und ihr Gelegen-
heit  zur  Stellungnahme  geben.  Werden  durch  die
Stellungnahme die Bedenken nicht ausgeräumt, so
kann er von der vorgeschlagenen Reihenfolge abwei-
chen oder die Liste insgesamt zurückweisen. Außer
diesem im Hochschulgesetz geregelten Verfahren hat

der Senator für Bildung und Wissenschaft die Mög-
lichkeit, von sich aus ein vergleichendes Gutachten
über die Qualifikation der von Berufungskommissi-
on und Frauenbeauftragten unterschiedlich Beurteil-
ten einzuholen. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsidentin  Dr.  Mathes:  Frau  Abgeordnete
Tuczek, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Herr Senator, Sie haben
gesagt, dass Sie unsere erste Frage nach den Son-
dervoten wegen der Kürze der Zeit nicht beantwor-
ten können, aber zur Frage zwei sagen Sie, dass bei
der Mehrzahl der Berufungsverfahren die Frauenbe-
auftragten zugestimmt haben. Wie können Sie es
sagen, wenn Sie nicht wissen, wie das quantitativ war,
wie können Sie da zu einer Mehrheit kommen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das ist ein Erfahrungsbericht, den
wir in der Behörde abgefragt haben in der Kürze der
Zeit, jetzt nicht jeden einzelnen Fall überprüfend,
sondern indem wir gesagt haben, wie sieht es aus bei
euch in euren verantwortlichen Bereichen für die
Universität, für die unterschiedlichen Studiengänge,
auch in den Hochschulen. Da war die Zeit einfach
nicht ausreichend. Meine Behörde hat mir gesagt, sie
habe am 15. Februar die Frage bekommen, und am
17.  Februar  sollte  die  Frage  beantwortet  werden.
Wenn man das qualifiziert machen will bei 100 Beru-
fungsverfahren, dann werden Sie zugeben, das kann
man dann nicht. Dann kann man nur fragen, wie sieht
es bei euch aus, wie ist es in der Regel, wie geht ihr
damit um, gibt es in der Regel eine Zustimmung oder
nicht? Deshalb ist die Antwort hier auch ganz klar.
In der Mehrzahl der Fälle gibt es keine abweichen-
den Stellungnahmen der Frauenbeauftragten.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Sie werden mir zugeste-
hen, dass ich das nicht zu verantworten habe, dass
Sie nur zwei Tage Zeit zur Beantwortung dieser Frage
hatten. Das hätte auch beim nächsten Mal beantwortet
werden können. Das sagt die Geschäftsordnung aber
anders.

Ich habe noch eine andere Frage: Sämtliche Frau-
enbeauftragten der Hochschulen in Bremen und Bre-
merhaven haben gesagt, dass Frauen, wenn sie be-
rufen werden sollen, wesentlich besser sein müssen
als Männer, und zwar wesentlich. Würden Sie das
auch so sehen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Nein, das kann ich so überhaupt
nicht bestätigen. Ich erinnere mich an einen konkreten
Fall, der auch hier im Hause damals diskutiert wor-
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den ist. Das war im Jahre 2001, es ging um den in-
ternationalen Frauenstudiengang Informatik an der
Hochschule, als ich davon Gebrauch gemacht habe,
um die aus meiner Sicht gleich qualifizierte Frau
durchzudrücken, und das ist damals auch, wie Sie
wissen, entsprechend gelungen. Aber das ist der ein-
zige Fall, der mir in den letzten Jahren bekannt ge-
macht worden ist, wo wir eben interveniert haben auf
ausdrückliche Intervention der Frauenbeauftragten
an der Hochschule.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Tuczek, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Sie haben ausgeführt, dass
bei Sondervoten die Behörde den Berufungsvorschlag
besonders sorgfältig prüft. Haben Sie jemals entgegen
des Berufungsvorschlages eine Frau berufen oder ein
vergleichendes Gutachten eingeholt?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das habe ich gerade beantwortet.

(Abg. Frau T u c z e k  [CDU]: Nein!)

Doch, ich habe Ihnen doch gesagt, dass ich einen
Vorschlag vorliegen hatte im Jahre 2001 der Hoch-
schule Bremen, in dem mir für den internationalen
Frauenstudiengang Informatik ein Vorschlag unter-
breitet worden ist, den ich zurückgewiesen habe, wozu
ich dann anschließend durchgesetzt habe, dass die
entsprechende Kollegin, die mindestens eine gleiche
Qualifikation hatte, dann aufgrund meiner Interven-
tion berufen worden ist.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? -Bitte!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Aber Ihnen fällt nur ein
einziges Mal ein?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das habe ich eben gerade genauso
ausgeführt.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Tuczek, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau Tu c z e k  [CDU]: Nein, danke!)

Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Abriss des
ehemalige Kaufhauses Saturn-Hansa“. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Köhler, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte schön, Herr Kollege Köhler!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Warum hält der Senat die Beteiligung des
Landes an den Abrisskosten des ehemaligen Kauf-
hauses Saturn-Hansa angesichts der Haushaltsnot-
lage für verfassungsgemäß?

Zweitens: Aus welchen Interessen des Landes wird
nicht  die  vom  Senat  am  4.  Mai  2004  beschlossene
preisgünstigere Lösung verfolgt?

Drittens: Durch welche Maßnahmen stellt der Se-
nat generell sicher, dass für beschlossene Projekte
nicht zwingend benötigte Investitionsmittel zum Ab-
bau der Neuverschuldung verwendet werden, statt
teurere Alternativplanungen zu realisieren?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Beteiligung an den Abrisskos-
ten für das ehemalige Kaufhaus Saturn-Hansa erfolgt
auf der Grundlage der Beschlüsse in Senat, Wirt-
schaftsförderungsausschüssen und Vermögensaus-
schuss vom März 2003. Aufgrund dieser Beschlüsse
hat die Bremer Investitions-Gesellschaft mbH im Auf-
trag Bremens für das Umsiedlungs- und Umstruktu-
rierungsvorhaben von Radio Bremen den Grunder-
werb  und  die  Freiräumung  am  neuen  Standort  im
Stephaniviertel vorzunehmen. Im Rahmen der Um-
setzung dieser Beschlüsse haben die BIG und Radio
Bremen einen Vertrag geschlossen. Insofern besteht
seit 2003 für Bremen die vertragliche Verpflichtung,
das Grundstück Saturn-Hansa zu erwerben und frei-
zuräumen.

Zu den zu erwerbenden und freizuräumenden
Grundstücken im Stephaniviertel zählte auch das
Grundstück Saturn-Hansa. Zwischenzeitliche Erwä-
gungen des Senats vom Mai 2004, das Gebäude nicht
abreißen, sondern entkernen zu lassen, waren lan-
ge Zeit Handlungsmaxime. Nach eingehenden Prü-
fungen ist jedoch die Ursprungslösung zu bevorzu-
gen. Bremen ist daher weiterhin in der Vertragspflicht,
das Grundstück Saturn-Hansa freizuräumen. Unter
Berücksichtigung der Beschlusslage und der darauf
beruhenden Vertragsverpflichtungen hält der Senat
die Beteiligung an den Abrisskosten des ehemaligen
Kaufhauses Saturn-Hansa für verfassungsgemäß.

Zu Frage zwei: Der Senatsbeschluss vom April 2004
hätte keine Kostenentlastung auf der Bremer Seite
zur Folge gehabt, sondern war gefasst worden mit
dem Ziel der Kostenentlastung Radio Bremens. Die
Kostenentlastung Radio Bremens war im Mai 2004
für erforderlich gehalten worden, um den aufgrund
restriktiver planungsrechtlicher Vorgaben zu erwar-
tenden  geringeren  Grunderlös  für  das  Grundstück
der  Landesrundfunkanstalt  an  der  Hans-Bredow-
Straße auszugleichen.
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Es ist nunmehr vorgesehen, auf dem Grundstück
Saturn-Hansa das so genannte Stephani-Haus zu er-
richten. Dies entspricht der Umsetzung des Ursprungs-
konzepts und ist keine teurere Alternativplanung. Das
Stephani-Haus umfasst auf zirka einem Viertel der
Grundstücksfläche einen südlichen Bauteil, für den
Radio Bremen als Investor auftritt. Die nördlichen
Flächen werden von einem privaten Investor bebaut
mit Flächenangeboten vorzugsweise zur Ansiedlung
von Firmen der Medienwirtschaft. Dadurch wird das
Flächenangebot für ansiedlungswillige Medienun-
ternehmen gegenüber einer Lösung mit Bestander-
halt erweitert. Dies dient der Stärkung und Profilie-
rung des Standorts als Medienstandort. Auch kann die
gewünschte städtebauliche Entwicklung insbesondere
hinsichtlich der Fassadengestaltung entlang der Fau-
lenstraße und der Ecksituation Diepenau gemäß Wett-
bewerbsergebnis von 2003 in vollem Umfang und oh-
ne verwässernde Kompromisse realisiert werden. Es
ist festzuhalten, dass sich die Gesamtsituation mit Um-
setzung des Ursprungskonzepts erheblich verbessert.

Zu Frage drei: Der Senat weist darauf hin, dass der
aufgrund der guten Vermietungssituation günstige-
re Erwerb des Hauses Deutscher Ring zu einer Re-
duktion des in 2003 bewilligten Gesamtmittelbedarfs
von 14,87 Millionen Euro auf 12,87 Millionen Euro
geführt hat. Das Projekt Radio Bremen/Medienzen-
trum wird innerhalb des AIP-Fonds Forschung und
Entwicklung finanziert und ist in den Aufstellungen
zum Anschlussinvestitionsprogramm seit Kenntnis des
günstigeren  Erwerbs  in  der  reduzierten  Höhe  von
12,87 Millionen Euro enthalten. – Soweit die Antwort
des Senats!

Vizepräsidentin  Dr.  Mathes:  Herr  Abgeordneter
Köhler, haben Sie eine Nachfrage? – Bitte!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Können Sie
vielleicht einmal die Zahl nennen, um wie viel Geld
es geht, also sowohl hinsichtlich der Abrisskosten als
auch der Mehrkosten gegenüber der Lösung vom Mai
2004?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Die Abrisskosten waren da-
mals mit 1,63 Millionen Euro ermittelt worden, wo-
von gemäß Senatsbeschluss vom Mai 2004  700 000
Euro für Radio Bremen zur Entlastung der Finanzie-
rungsergebnisse verwendet worden wären. Inwiefern
sich jetzt die einzelnen Zahlen in der weiteren Um-
setzung von Planung und Projekt verändert haben,
kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Ich wäre aber gern
bereit, sie Ihnen nachzuliefern.

Vizepräsidentin  Dr.  Mathes:  Herr  Abgeordneter
Köhler, eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Wenn man
die Vorlage, die in der Deputation für Wirtschaft – ich

glaube, letzte Woche war das – gewesen ist, liest, dann
stellt man eigentlich fest, dass es nur um frei werdende
Mittel geht, die da durch die Gründe, die Sie eben
genannt haben, freigeschaufelt worden sind, dass man
deshalb in der Lage ist, die teurere Alternativplanung
durchzuführen. Trifft das zu oder nicht?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Nein, es trifft nicht zu, weil
es keine teurere Alternativplanung ist, sondern es ist
die Ursprungsplanung im vorhandenen Rahmen. Dass
sich insgesamt die Kosten für das Land oder die Stadt
Bremen um zwei Millionen Euro reduziert haben, habe
ich Ihnen ja eben gerade ausgeführt, nämlich dadurch,
dass sich die Verkaufssituation um zwei Millionen Euro
konkret verbessert hat. Allein dadurch wird schon
deutlich,  dass  Ihr  implizierter  Vorwurf  nach  dem
Motto, da wird irgendwo Geld frei, und jetzt verbra-
ten wir es irgendwo anders innerhalb des Projekts,
nicht gerechtfertigt ist.

Vizepräsidentin  Dr.  Mathes:  Herr  Abgeordneter
Köhler, eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Köhler (Bündnis 90/Die Grünen): Trifft es zu,
dass ungefähr 700 000 Euro eingespart werden könn-
ten, wenn Bremen die Lösung weiterverfolgen wür-
de, die im Mai 2004 verfolgt worden ist? Trifft das zu
oder nicht?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Ich habe eben gerade ausge-
führt, Herr Abgeordneter, dass die 700 000 Euro ge-
mäß Verpflichtung, die ja aus der Ursprungskonzep-
tion dargelegt worden ist, nicht zur Entlastung des
Haushalts geführt hätte, sondern für eine Entlastung
innerhalb der Gesamtkonzeption für Radio Bremen
gedacht war. Von daher wäre, wenn dies so umge-
setzt worden wäre, diese Minderausgabe von 700 000
Euro entstanden und innerhalb des Projekts geblie-
ben. Die Ursprungsvoraussetzungen – und das bitte
ich dabei zu berücksichtigen – und damit die Aus-
gangslage ist immer das Ursprungskonzept, nämlich
die vertragliche Verpflichtung aus dem Jahre 2003,
das Grundstück freizuräumen. Das ist unmissverständ-
lich auch nicht anders zu interpretieren, dass Sie im
Falle eines Falles am Ende des Tages halt abreißen
müssen.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Herr Abgeordneter
Köhler, haben Sie eine weitere Zusatzfrage? Das ist
nicht der Fall. Dann eine Frage der Abgeordneten
Frau Linnert! – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, sind Sie der Auffassung, dass der Abriss des
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Saturn-Hansa-Gebäudes hätte ausgeschrieben wer-
den müssen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Ich kann diese Frage jetzt nicht
beantworten, weil ich mich über die Frage, ob aus-
geschrieben worden ist oder nicht, nicht informiert
habe. Ich gehe davon aus, soweit es erforderlich ist,
Ausschreibungsverpflichtungen notwendig sind, diese
auch eingehalten werden müssen. Die Frage stellt sich
aber vor dem Hintergrund, wer letztendlich in wel-
chem Rahmen wie dort agiert, wenn zum Beispiel ein
privater Investor dies vollzieht und dieser private In-
vestor an die VOB nicht zwingend gebunden ist, dass
sich das dann eventuell in der Entscheidungsbefug-
nis des Investors befindet.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Könn-
ten Sie dann bitte für die Wirtschaftsdeputation eine
Erörterung dieser Problemlage zusagen?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Das können wir gern tun!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Danke!)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Zusatzfragen
liegen nicht vor.

Dann sind wir jetzt am Ende der Fragestunde an-
gekommen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, möchte ich Sie von einem Schreiben in Kennt-
nis setzen, das mir der Präsident des Senats mit Da-
tum von heute übersandt hat. Er schreibt:

„Sehr geehrter Herr Präsident, ich beehre mich,
Ihnen mitzuteilen, dass Herrn Senator Ronald-Mike
Neumeyer nach seiner Wahl zum Senator durch die
Bremische Bürgerschaft vom Senat der Freien Han-
sestadt Bremen anstelle von Herrn Senator a. D. Jens
Eckhoff das Ressort Der Senator für Bau, Umwelt und
Verkehr übertragen wurde.

Weiter hat der Senat der Freien Hansestadt Bre-
men die Benennung seiner Vertreter in Deputatio-
nen insoweit geändert, als dass Herr Senator Ronald-
Mike Neumeyer anstelle von Herrn Senator a. D. Jens
Eckhoff als Mitglied in die Deputationen für Bau und
Verkehr  und  die  Deputationen  für  Umwelt  und
Energie sowie als stellvertretendes Mitglied in die De-
putationen für Wirtschaft und Häfen entsandt wurde.
Mit  freundlichen  Grüßen,  Jens  Böhrnsen,  Bürger-
meister.“

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde wurde kein Thema bean-
tragt.

Gemeinsame Vertretung von Muslimen in Bremen

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

vom 22. November 2005
(Drucksache 16/804)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 6. Februar 2006

(Drucksache 16/912)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Böhrn-
sen.

Ich gehe davon aus, dass die Antwort des Senats
hier nicht wiederholt werden soll.

Dann treten wir in eine Aussprache ein.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! In diesem konkreten Fall der in Frage stehen-
den Großen Anfrage hätte Bürgermeister Böhrnsen
wahrscheinlich die Antwort auch vortragen können,
weil sie sehr kurz ist. Da hätten wir nicht viel Zeit ver-
loren.

Worum geht es, meine Damen und Herren? Es geht
um eine Große Anfrage, „Gemeinsame Vertretung
von Muslimen in Bremen“. Sie alle werden verste-
hen, dass sich angesichts der momentanen Situation
weltweit mit den großen Spannungen nach dem Streit
um die Karikaturen in der dänischen Zeitung und all
dem,  was  danach  gefolgt  ist,  aber  auch  mit  sehr
lebhaften Diskussionen hier bei uns in Deutschland
und auch in Bremen, die Frage stellt, wie das Ver-
hältnis zwischen  der Mehrheitsgesellschaft,  zwischen
dem Staat und den muslimischen Gemeinschaften in
Deutschland bestellt ist. Darum und auch um die prak-
tischen Aspekte dieser Frage geht es in der Großen
Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen.

Es ist ein bisschen schade, und ich weiß nicht, ob
es auf einem Missverständnis beruht oder welche
Motivation ansonsten dahinter steht, dass der Senat
in seiner, wie eben gesagt, schon sehr kurzen und
schlichten Antwort auf die Fragen im Grunde genom-
men zu Protokoll gibt, dass er das für kein Thema hält,
ich will nicht sagen, für kein wichtiges Thema hält,
sondern dass er das für kein Thema hält, das sozu-
sagen politisch im Senat oder in der Bürgerschaft zu
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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erörtern wäre, sondern dass es allein Angelegenheit
der muslimischen Gemeinden wäre, dies für sich zu
klären. So kann man, glaube ich, die Antwort des Se-
nats, ohne sie zu verfälschen, zusammenfassen.

Das ist überhaupt nicht so, und wenn man sich in
der Senatskanzlei die Mühe gemacht hätte, in die
anderen Landtage zu schauen, ich nenne hier nur
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Ba-
den-Württemberg und Hessen, fast alle Länder, dann
ist es dort ganz zentral ein Thema sowohl der Lan-
desregierungen als auch der Parlamente. Ich glaube,
es gibt keinen vernünftigen Grund, warum Bremen
hier außen vor sein sollte, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Warum ist das so? Ich kann voll in eine Bewertung
der bisherigen Politik und des bisherigen Umgangs
der Senatskanzlei mit diesem Thema einstimmen, die
sehr positiv ist. Wenn das der Hintergrund sein soll-
te, die Frage, wie es zukünftig mit diesem Verhält-
nis weitergehen kann, für überflüssig zu halten, so
bin ich immer noch ganz bei Ihnen in der Bewertung
der bisherigen Arbeit der Senatskanzlei und des frü-
heren Bürgermeisters in den letzten Jahren – ich neh-
me an, dass sich der jetzige Bürgermeister da ganz
in der Tradition sieht –, dass hier sehr exemplarisch
und sehr positiv zu einem guten Verhältnis der Mus-
limen und dem Rest der Bevölkerung in Bremen bei-
getragen worden ist. Das ist so. Ich glaube, dass man
nur den Schluss, den der Senat hier daraus zieht, nicht
ziehen kann, dass für die Zukunft hier keine weite-
ren, und zwar sehr großen, Aufgaben anstehen. Die
Einschätzung  halte  ich  schlichtweg  für  falsch  und
möchte sie auch hier im Folgenden belegen.

Wenn Sie einmal schauen, was die eigentliche Pro-
blematik ist! Die Problematik ist ganz schlichtweg,
dass wir, sowohl die Landesregierung, die staatliche
Verwaltung als auch das Parlament, bei den Musli-
men Ansprechpartner benötigen, die nicht nur aus
einer Vielzahl von Gemeinden, Vertretern und so wei-
ter bestehen, sondern wir brauchen Ansprechpart-
ner, die eine möglichst große Verbindlichkeit und Ver-
breitung ausstrahlen, um in bestimmten Fragen, die
ich gleich benennen werde, zu möglichst konkreten,
möglichst verbindlichen Absprachen, möglicherweise
sogar auch noch auf einer höheren Stufe der vertrag-
lichen Bindungen, zwischen dem Staat und diesen
muslimischen Gemeinschaften zu kommen. Wenn Sie
sich die Spannungen anschauen, die in Europa und
in der Welt zwischen den Religionen herrschen, ist
das ein ganz wichtiges Thema. Der Senat sagt hier,
das brauchten wir nicht.

Ich  wundere  mich  sehr,  und  zwar  geht  das  jetzt
reihum in Deutschland, völlig unabhängig von den
Farben der politischen Landesregierungen, in Ham-
burg hat man sich extreme Mühe gegeben, eine so
genannte Schura aufzubauen, sowohl der Senat als
auch die Bürgerschaft haben das begleitet, und man

arbeitet dort jetzt hervorragend mit dieser einheitli-
chen Vertretung der Muslime zusammen. In Nieder-
sachen ist es genau das Gleiche, in Baden-Württem-
berg und Hessen hat man dies getan, um für den mus-
limischen Religionsunterricht eine Grundlage zu schaf-
fen, und in Nordrhein-Westfalen, meine sehr verehrten
Damen und Herren, ist man sogar noch einen Schritt
weiter gegangen und hat gesagt, sowohl die Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen richtet eine inter-
ministerielle Arbeitsgruppe zu diesem Thema ein, das
wäre hier vergleichbar mit der Ebene des Senats, als
auch der nordrhein-westfälische Landtag richtet eine
fraktionsübergreifende  Arbeitsgruppe  ein,  die  sich
ausschließlich mit den Fragen befasst, welche Kriterien
und Anforderungen staatliche Stellen an eine solche
Vertretung stellen müssen, wie sie zustande kommt,
wie man zusammenarbeiten kann und wie man zu
diesen verbindlichen Regelungen kommen kann.

Mich wundert schon sehr, dass man in Bremen sagt,
diese ganze Entwicklung, die sich ja im Moment auch
auf Bundesebene materialisiert, indem es auch dort
einen solchen Ansprechpartner geben soll, interes-
siert uns in Bremen nicht, das lassen wir, da sind wir
völlig außen vor, das sollen sie einmal allein regeln.
Wir hatten ja nach der Unterstützung der Politik für
diesen Prozess gefragt und nicht etwa danach, dass
Politik diesen Prozess nun anstelle der Muslime ver-
treten soll, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Um welche Themen geht es, wenn Sie einmal die
Arbeit am Beispiel Nordrhein-Westfalen anschauen?
Es  geht  um  eine  verbindliche  Absprache  in  der
Frage muslimischen Religionsunterrichts, etwas ganz
Praktisches, von allen befürwortet, begonnen jetzt an
einigen  Schulstandorten,  auszuweiten,  um  es  noch
möglichst flächendeckend anzubieten. Es geht um
die Frage der muslimischen theologischen Ausbildung
bei uns hier im Land an den Hochschulen, um sozu-
sagen nicht importierte muslimische Theologen hier
in den Moscheen zu haben, sondern um eigene, im
europäischen  Islam  ausgebildete,  der  deutschen
Sprache und der deutschen Kultur mächtige Theo-
logen hier zu haben. Es geht um religiöse Ansprech-
partner in Gefängnissen im Strafvollzug, eine ganz
wichtige Frage. Es geht um religiöse Ansprechpart-
ner in Krankenhäusern, das wissen die Gesundheits-
politikerinnen und Gesundheitspolitiker. Es geht um
die Frage der Schulpflicht für Mädchen, es geht um
die Frage des Sportunterrichts, der Klassenfahrten und
des Schwimmunterrichts. Das sind alles Fragen, die
im Alltag wichtig sind und bei denen wir, unsere
Verwaltung, unser Parlament, unser Senat, ein sehr
hohes Interesse daran haben müssen, eine gemein-
same muslimische Vertretung zu haben, die für mög-
lichst viele Muslime möglichst verbindlich im Lan-
de Bremen spricht.

Nun unterstelle ich einmal, dass der Senat das mög-
licherweise auch so sieht, verstehe dann aber nicht,
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warum er im Unterschied zu sämtlichen anderen Lan-
desparlamenten  und  Landesregierungen  nun  sagt,
dass das eine Diskussion sei, die er hier heraushal-
ten möchte, und dass er unsere Frage nicht beant-
worten möchte, wie er dies positiv begleiten will. Da
gibt er lediglich eine lapidare Antwort und sagt, das
machen die im Prinzip schon einmal ganz allein, und
dann werde er schauen. Ich glaube, sehr verehrter
Herr Bürgermeister Böhrnsen, es ist leider so einfach
nicht. Ich weiß, dass Sie im Rathaus auch mit sehr
kompetenten Mitarbeitern an diesen Fragen arbei-
ten.

Ich finde, wenn wir uns so weit einig sind, dann
sollten wir einfach nur den nächsten Schritt machen,
sollten das Parlament, unseren Landtag hier, mit die-
sen Fragen dann auch tatsächlich, so wie wir es hier
vorhatten, befassen und sollten uns unsererseits ge-
meinsam verständigen, welche Kriterien, welche An-
forderungen und Wünsche wir von unserer Seite an
eine solche gemeinsame Vertretung haben. Dann soll-
ten wir uns gemeinsam mit den muslimischen Ge-
meinden, die sich in Bremen in der Tat schon auf den
Weg gemacht haben, wie man in der Zeitung letzte
Woche lesen konnte, eine solche Vertretung zu grün-
den, an einen Tisch setzen, um die Frage dieser Ver-
tretung dann abschließend zu klären.

Insofern hoffe ich sehr, dass es sich vielleicht um
ein Missverständnis handelt und dass wir da in die-
ser Frage noch zusammenkommen. Ich glaube, dass
dieses Parlament und auch der Senat sich als Kolle-
gialorgan dieser Frage nicht entziehen können, wie
wir uns unsererseits gegenüber diesen Bestrebungen
verhalten. Wenn wir es jetzt nun im Zuge dieser Gro-
ßen Anfrage nicht klären konnten, so wäre ein Vor-
schlag zum Beispiel, dass die Senatskanzlei einmal
die unterschiedlichen politischen Kräfte und die mus-
limischen Vertreter gemeinsam einlädt, um an einem
großen Tisch diese Frage noch zu erörtern. Dann
könnten wir das, was wir heute bei der Antwort des
Senats versäumt haben, nachholen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Peters.

Abg. Peters (CDU)*): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wir debattieren heute hier die Ant-
wort des Senats auf die Große Anfrage der Grünen
zum Thema „Gemeinsame Vertretung von Muslimen
in Bremen“. Die Beantwortung erfolgte ja, wie Herr
Dr. Güldner es auch anmerkte – ich sage es in An-
führungsstrichen –, sehr umfassend. Ich könnte es mir
auch sehr einfach machen und in meiner Antwort da-
rauf verweisen, dass wir die Antwort zur Kenntnis
nehmen und sie so akzeptieren. Trotzdem möchte ich
aber  einige  wenige  Anmerkungen  machen.  Dabei
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

halte ich aber jetzt keine ganz große umfassende Ge-
neraldebatte zum Thema „Situation der Muslime“ für
erforderlich. Dazu möchte ich die Antwort des Senats
nun doch nicht zum Anlass nehmen.

Nun zur Antwort! Wir wissen, wie auch schon mein
Vorredner ausgeführt hat, dass sich eine Vertretung
von Muslimen entwickeln wird, es stand in der Zei-
tung, und dass sie sich, zumindest ein gewisser Teil,
zusammenfinden möchte. Es besteht dabei die Ab-
sicht, dass sich diverse Moscheevereine und -verbän-
de zu einer Dachorganisation zusammenschließen
wollen.  Das  sehe  ich  insofern  noch  ein  wenig  als
problematisch an, denn wenn man bundesweit schaut,
ist es unter Umständen äußerst schwierig, dass ge-
rade die unterschiedlichen Glaubensrichtungen zu-
einander finden. Wenn es so eine Vertretung geben
sollte, dann muss auch die ganze Bandbreite reprä-
sentiert werden.

Außerdem ist hierbei eine weitere Frage zu stel-
len, ob die Vereine und Verbände die meisten Mus-
lime erreichen und deshalb die Moscheevereine le-
gitimiert sind, die Muslime gegenüber dem Staat zu
vertreten, denn in dem gleichen Presseartikel stand
auch: „Laut dem religionswissenschaftlichen Medi-
en- und Informationsdienst aus Marburg organisie-
ren die vorgenannten Vereinigungen nur einen Bruch-
teil der Muslime.“ Ich glaube aber, dass es trotzdem
richtig ist, dass sich die Muslime der verschiedens-
ten Glaubensrichtungen freiwillig und selbst orga-
nisiert zusammentun, um mit einer gemeinsamen oder
geeinten Stimme als Ansprechpartner für den öffent-
lichen Dialog zur Verfügung zu stehen.

Hierbei teilt die CDU die Auffassung des Senats,
dass der Staat keinen Einfluss darauf zu nehmen hat,
wie Kirchen und andere Religionsgemeinschaften
strukturell aufgebaut sein müssen beziehungsweise
wie diese ihre religiösen Vertretungsämter einsetzen.
Außerdem gibt es bereits Ansprechpartner. Diese Ver-
tretungen können sicherlich noch ausgebaut werden.
Man sollte die vorhandenen Ressourcen auch nut-
zen und darauf in freiwilliger Form aufbauen, sie zu-
sammenzubringen, denn mit Druck verordnet hilft das
uns allen und auch den Muslimen nicht weiter.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Hat auch keiner gefordert!)

Nein, ich merke es auch nur an! Ich unterstelle Ih-
nen ja nicht, dass Sie es gefordert haben!

Allerdings muss ich noch einmal darauf hinweisen,
wie ich eben schon sagte, es muss dies ohne Zwang
oder Anordnung stattfinden. Dass der Dialog zuneh-
mend wichtiger wird, zeigen die derzeitigen weltwei-
ten Entwicklungen – wie Herr Dr. Güldner es auch
schon erwähnte, den Grund kennen wir alle –, die
zum Teil ja mittlerweile weltweit von Hass und Ge-
walt geprägt sind. Es muss aber ein ständiger Dia-
log zwischen anerkannten und akzeptierten Vertre-
tungen sein, um frühzeitig Missverständnisse auszu-
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räumen und damit unter Umständen diese Entwick-
lungen erst gar nicht entstehen zu lassen.

Man muss dann natürlich auch kompetent darüber
reden können, was und welche Dinge die Leute wie
weit doch in ihrem Gefühl sehr stark berühren, denn
in Bremen, müssen wir sagen, leben ja schon zirka
40 000 Muslime, die teilweise – wenn ich es aus den
Veröffentlichungen, aber auch aus den Gesprächen
richtig mitbekommen habe –, besonders seit den aktu-
ellen Ereignissen, in großer Verunsicherung leben und
sich auch nicht in ihrem Glauben ausreichend respek-
tiert fühlen. Hierzu muss ich sagen, das ist natürlich
eine Entwicklung entgegen der Integration, die wir
hier alle gern möchten.

Hier gilt es besonders, über einen guten Dialog die
Voraussetzungen für ein vernünftiges und akzeptiertes
Zusammenleben zu schaffen. Ich beziehe es hier im
Moment auf Bremen und Bremerhaven. Durch die
derzeitige weltweite Verunsicherung dürfen die hier
in Bremen erfolgreich begonnenen Integrationsbe-
mühungen nicht gefährdet werden. Wir bekommen
die Zwischenberichte des Integrationskonzepts und
die Entwicklung immer vorgelegt, und das, was im
Moment stattfindet, gefährdet natürlich viele Dinge.
Deshalb ist der Dialog sicherlich wichtig.

Darum sollten wir die Entwicklung der demokra-
tisch legitimierten Vertretung aller Muslime in Bre-
men begleiten, aber nicht staatlich verordnen. Au-
ßerdem gibt es schon eine Reihe von kompetenten
Ansprechpartnern, wenn ich die gesamte Palette der
ausländischen Mitbürger sehe – es sind ja nicht nur
Muslime –, die wir hier in Bremen versuchen wollen
als Einwohner in Bremen friedlich zu integrieren. –
Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD)*): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Antwort des Senats ist knapp
und präzise. Sie spiegelt den Gedanken der Weimarer
Reichsverfassung als Teil unseres Grundgesetzes
wider, durch die der freie Zusammenschluss der
Religionsgesellschaften innerhalb des Bundesgebiets
gewährleistet ist, was nicht heißt, dass diese Entwick-
lung bei den Muslimen in Deutschland, nämlich ihre
Interessen zu bündeln und sich zusammenzuschlie-
ßen, nicht gesehen wird. Darauf ist schon hingewie-
sen worden. In Bremen gibt es den Arbeitskreis Bre-
mer Muslime als Ansprechpartner. Die Gründung des
Landesverbandes islamischer Gemeinschaften durch
die islamische Föderation steht bevor. Auch auf Bun-
desebene ist bereits in den achtziger Jahren der is-
lamische Arbeitskreis entstanden, 1995 ist daraus der
Zentralrat der Muslime hervorgetreten.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Dass die gemeinsame Vertretung der Muslime nicht
so ganz einfach zu organisieren ist, das hat Herr Peters
schon angedeutet. Muslime müssen sich nicht durch
die Religion verpflichtet einer bestimmten Gemein-
de zuordnen, sich dort eintragen lassen. Deshalb gibt
es eben ein sehr heterogenes Nebeneinander von ver-
schiedenen Organisationen, die in der Regel nicht aus
Abgrenzung zueinander entstanden sind, sondern oft
aus Sprachgründen. Deshalb glaube ich auch, dass
es schwierig sein wird, alle 40 000 Muslime in Bre-
men unter ein Dach zu bringen.

Ich teile die Einschätzung, dass es von den Musli-
men ausgehen muss. Dass wir als Politik uns da nicht
zurückhalten müssen, diese Einschätzung teile ich
auch, wir sollten als Politik offen für jede Unterstüt-
zung sein und diesen Prozess hilfreich begleiten. Dass
das nicht immer ganz leicht ist, das zeigt meines Er-
achtens auch schon die Große Anfrage der Grünen.
In der Vorbemerkung zu diesen Fragen wird darauf
verwiesen, dass das Verhältnis zwischen Staat, Mehr-
heitsgesellschaft und den Muslimen erschwert ist. „Die
Ursache“, mit Genehmigung der Präsidentin setze ich
mein Zitat fort, „für dieses Problem“ – laut Grünen-
Anfrage – „die Vielfalt verschiedener muslimischer
Organisationen und Glaubensausrichtungen des Is-
lam“. Ich frage mich, wie mein Stellvertreter im Orts-
verein, der Muslim ist und den ich bisher in Huch-
ting zur Mehrheitsgesellschaft gezählt habe, so et-
was eigentlich empfindet. Ist daraus nicht zu sehen,
dass die Muslime als Gesprächspartner es durchaus
so lesen können: Bringt erst einmal eure Unübersicht-
lichkeit in Ordnung, einigt euch einmal auf eine Glau-
bensrichtung – und natürlich in Klammern, am bes-
ten auf einen intellektuellen, gemäßigten europäi-
schen Islam –, dann ist auch das Verhältnis zur Mehr-
heitsgesellschaft erleichtert!

Ich glaube, dass auch solche Formulierungen dazu
beitragen, dass wir uns schwer tun, aufeinander zu-
zugehen,  und  dass  es  nicht  damit  getan  ist,  einen
Ansprechpartner bei den Muslimen zu identifizieren,
um die gewaltigen Integrationsprobleme zu lösen.
Dass sie gelöst werden müssen, daran kann, glaube
ich,  kein  Zweifel  bestehen.  Wer,  wie  manch  einer,
heimlich hofft, dass sich die Probleme mit dem Aus-
länderrecht  lösen  können,  der  übersieht,  dass  80
Prozent  der  unter  zwanzigjährigen  muslimischen
Jugendlichen in Deutschland geboren sind, dass jähr-
lich 200 000 Muslime den deutschen Pass erhalten
und dass heute etwa eine Million Muslime Deutsche
sind oder deutsche Muslime.

Die weitaus überwiegende Zahl, die Mehrheit die-
ser Menschen lebt harmonisch in den Stadtteilen, mit
christlichen, andersgläubigen oder auch bekenntnis-
freien Landsleuten zusammen, schwört nicht besser
und nicht schlechter als ihre Nachbarn auf das Grund-
gesetz. Vor diesem Hintergrund entscheidet sich das
Gelingen des Dialogs nicht an Vertretungen, sondern
vor Ort. Muslime dürfen nicht ausgegrenzt werden,
sie müssen differenziert wahrgenommen werden. Sie
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dürfen sich aber auch nicht selbst abwenden und in
eine zumeist überhaupt nicht religiös, sondern öko-
sozial begründete Parallelgesellschaft abtauchen. In
diesem Zusammenleben vor Ort muss das gegensei-
tige Vertrauen durch einander Kennenlernen wach-
sen. Dieses Zusammenleben muss von Partnerschaft
und konstruktivem Dialog geprägt sein, nicht von
Kontrollen und Verboten. Islam ist mehr und etwas
anderes als ein Sicherheitsproblem.

Hier sind die überörtlichen, die internationalen Ver-
wicklungen angesprochen worden. Sie wirken doch
auf unser Verhältnis immer wieder zurück. Die mus-
limischen Verbände in Deutschland und auch in Bre-
men haben sich mehrfach und deutlich vom Terro-
rismus, der im Namen des Islam passiert und den Na-
men des Islam missbraucht, distanziert. Vertrauen auf-
bauen heißt auch, dass nicht nach jedem neuen An-
schlag reflexartig erwartet wird, dass sich die Muslime
distanzieren, denn diese Forderung trägt den Vorwurf
in sich, dass in Wirklichkeit viele Muslime mit den
Terroristen sympathisieren. Auch im aktuellen Ka-
rikaturenstreit haben die Muslime überwiegend eine
klare Haltung an den Tag gelegt. Sie reagieren em-
pört auf die Karikaturen, und sie verurteilen entschie-
den die gewalttätigen Ausschreitungen. So und nicht
anders reagieren fromme Anhänger anderer Glau-
bensgemeinschaften auf Verunglimpfung ihrer Hei-
ligen.

Wenn es gelingt, Vertrauen aufzubauen, vertrau-
ensvoll aufeinander zuzugehen, dann stellen sich die
vielen Fragen, die Dr. Güldner hier genannt hat, die
ich nicht wiederholen will, weil ich sie mir genauso
aufgeschrieben habe. Bei dieser Zusammenarbeit in
Schule, in Krankenhäusern, bei der Sozialarbeit darf
aber nicht die Auseinandersetzung über Fragen der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern, pa-
triarchale Familienstrukturen, Zwangsheirat oder Ex-
tremismus tabuisiert werden oder als Einmischung
empfunden werden. Wer heute die Zeitung gelesen
und die Auseinandersetzung über den Film „Tal der
Wölfe“ verfolgt hat, der weiß, dass der Prozess, der
vor uns liegt, alles andere als ein einfacher sein wird.
– Danke!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich will mich angesichts der be-
vorstehenden Mittagspause sehr knapp fassen, obwohl
ich die Neigung hätte, darüber sehr ausführlich zu
reden, aber Sie werden das sicherlich verstehen.

Herr Güldner, ich bitte sehr darum, dass die Ant-
wort des Senats auf Ihre Anfrage nicht falsch inter-
pretiert wird. Die Kürze der Antwort hat etwas mit
der Frage zu tun. Dem Senat ist das Verhältnis und
der Dialog mit den Religionen und Kirchen im Land

Bremen außerordentlich wichtig, und uns ist auch das
Verhältnis der Religionen untereinander außerordent-
lich wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Ich lade Sie alle gern einmal ein zu kommen, wenn
wir den interreligiösen Dialog in Form einer Friedens-
andacht im Rathaus haben, in meiner Amtszeit jetzt
schon zwei Mal. Das ist eindrucksvoll, wenn wir er-
leben, dass es „goldene Regeln“ aller Religionen gibt.
Alle Religionen haben im Kern gleiche goldene, fes-
te, menschenfreundliche Regeln, nämlich Nächsten-
liebe und Achtung vor der Menschenwürde. Sie wer-
den häufig von dem einen oder anderen falsch in-
terpretiert. Das kann man erleben, eine wunderba-
re Veranstaltung, glaube ich!

Weshalb wir uns kurz gefasst haben: Weil wir auch
respektieren, was Staat und was Religion in unserer
Gesellschaft ist! Das gibt unser Grundgesetz vor, un-
sere Verfassung lebt von der Trennung von Kirche
und Staat. Religionen haben einen Freiheitsraum, in
den der Staat nicht einzugreifen hat. Deshalb ist die
Antwort, dass wir natürlich großes Interesse an dem
Dialog mit Muslimen im Lande Bremen haben, aber
der Senat nicht in die Strukturen eingreifen will und
auch keinerlei Vorschriften machen wird. Natürlich
werden wir aber unterstützen, wo Unterstützung nötig
und gefragt ist.

Ich empfehle uns sehr, dass wir uns klar machen,
40 000 Muslime im Lande Bremen gehören zu unse-
rer Gesellschaft. Sie sind eine Bereicherung unserer
Gesellschaft, die übergroße Mehrheit sind gläubige,
mehr oder weniger, und rechtschaffene Bürgerinnen
und Bürger dieses Landes. Lassen Sie uns doch – das
soll mein letzter Satz in dieser knappen Bemerkung
sein – nicht so viel über die Muslime reden, sondern
lassen Sie uns mit den Muslimen reden und auch da-
rüber, wie wir näher zueinander kommen, mehr von-
einander erfahren, uns mehr kennen lernen! Das ist
es nämlich, was den Dialog am Ende erfolgreich macht,
übereinander mehr zu wissen, als man vorher wusste,
um Vorurteile, die man lange gepflegt hat, vielleicht
auch zerstören zu können. Das wäre der Auftrag.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/912, auf die Große An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.

Wir sind jetzt an der Mittagspause angekommen.

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.02 Uhr)

*
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Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 14.34
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, die
unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist
wieder eröffnet.

Regierungserklärung zur Föderalismusreform

Mitteilung des Senats vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/927)

Wir verbinden hiermit:

Föderalismusreform im Bremer Interesse nachbessern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Februar 2006
(Drucksache 16/936)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Eines der zentralen Reform-
vorhaben der Bundesrepublik steht unmittelbar vor
dem Abschluss: die Verfassungsreform zur Moder-
nisierung der bundesstaatlichen Ordnung. Bund und
Länder haben lange über diese große Reform disku-
tiert und verhandelt. Durch die große Koalition in Ber-
lin hat diese komplizierte Debatte neuen Schwung
bekommen. Die Bundesregierung hat eine grundle-
gende Reform des deutschen Föderalismus weit oben
auf ihre Agenda gesetzt.

In der Koalitionsvereinbarung vom 18. November
2005 heißt es: „Die große Koalition hat sich auf die
Modernisierung bundesstaatlicher Ordnung auf der
Grundlage der Vorarbeiten in der Föderalismuskom-
mission von Bundestag und Bundesrat geeinigt. Aus
der Mitte des Deutschen Bundestages werden mit den
Ländern abgestimmte Entwürfe für ein Gesetz zur
Änderung des Grundgesetzes und für ein Artikelge-
setz, das die Änderung beziehungsweise den Erlass
der dazugehörigen Gesetze umfasst, eingebracht und
zügig verabschiedet.“

Jetzt ist die Zielgerade in Sichtweite. Schon An-
fang März soll das Reformpaket beschlossen werden.
Bremen war daran auf Länder- und auf Bundesseite
aktiv beteiligt.

Ein so umfassendes Reformwerk ruft natürlich auch
Skeptiker und kritische Stimmen auf den Plan. Der
notwendige breite Konsens kann nur durch das Ein-
gehen von vielen Kompromissen auf allen beteilig-
ten Seiten erreicht werden. Auch der Bremer Senat
musste Chancen und Risiken genau abwägen.

Um eine Beurteilung des sich jetzt abzeichnenden
Reformpakets zu ermöglichen, will ich zunächst noch-

mals das grundsätzliche Anliegen der Reform ins Ge-
dächtnis rufen. Der deutsche Föderalismus hat sich
insgesamt  bewährt  und  auch  solch  große  Heraus-
forderungen wie die Herstellung der deutschen Ein-
heit bewältigt. Warum also jetzt eine Föderalismus-
reform?

Bei allem Engagement für unsere föderale Ordnung
ist uns allen klar, und wir haben immer wieder er-
lebt: Sie hat auch zu langen Entscheidungswegen ge-
führt, es hat politische Blockaden gegeben, es war
für Bürgerinnen und Bürger häufig nicht mehr klar:
Wer entscheidet was? Wer ist wofür verantwortlich?
Warum dauert vieles so lange? Autonome Handlungs-
spielräume von Bund und Ländern wurden mehr als
notwendig eingeschränkt, und dem Föderalismus wur-
de eine Hauptschuld am so genannten Reformstau
gegeben. Gleichzeitig fühlten sich die Länder in ih-
ren Handlungsmöglichkeiten, die die Verfassung ih-
nen grundsätzlich gewährt, in der Praxis mehr und
mehr behindert.

Auch die Finanzhilfen des Bundes und die Gemein-
schaftsaufgaben von Bund und Ländern wurden von
Teilen der Wissenschaft und vor allem den finanz-
stärkeren Ländern seit längerem kritisch dargestellt,
weil die politische Verantwortlichkeit für bestimmte
Länderaufgaben dem Wähler nicht genügend deut-
lich werde.

Für den Bund wiederum stellte sich der deutsche
Föderalismus  im  Rahmen  des  europäischen  Eini-
gungsprozesses als allzu schwerfällig dar, während
die Länder darüber klagten, dass sie bei europäischen
Entscheidungen nicht ausreichend berücksichtigt wür-
den.

Übergeordnetes Ziel der Reform ist es deshalb, wie-
der klarere Verantwortlichkeiten zu schaffen, zügi-
ge Entscheidungsprozesse zu ermöglichen und einen
europäischen, europafähigen Bundesstaat zu gewähr-
leisten. Damit soll zugleich die politische Transparenz
für die Bürgerinnen und Bürger erhöht werden.

Meine Damen und Herren, die Kernpunkte der
Reform sind: erstens eine Reform der Mitwirkungs-
rechte des Bundesrats! Grundsätzlich sind Regelung
und Organisation der Verwaltungsverfahren Sache
der Länder. In der politischen Praxis regelt aber immer
stärker der Bund die Verfahren durch eigene Gesetze
unter Beachtung der Mitwirkung der Länder. Diese
Gesetze sind nach Artikel 84 Absatz 1 des derzeit gel-
tenden Grundgesetzes zustimmungspflichtig im Bun-
desrat. Inzwischen werden beinahe zwei Drittel al-
ler Gesetze diesem Verfahren unterworfen. Im Ergeb-
nis heißt das: Reformen kamen entweder gar nicht
mehr zustande oder in einer faktischen, aber nicht
gewählten großen Koalition.

Mit den damit häufig verbundenen Blockaden von
Bundestag und Bundesrat soll nun Schluss gemacht
werden. Die Zustimmungstatbestände im Bundesrat
werden deutlich reduziert. Im Gegenzug erhalten die
Länder mehr Gestaltungsmöglichkeiten beim Verwal-
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tungsverfahren und bei der Einrichtung von Behör-
den. Zudem werden einige neue, sachlich begrün-
dete Fälle der Zustimmungsbedürftigkeit, nämlich bei
Bundesgesetzen mit erheblichen Kostenfolgen für die
Länder, eingeführt, Artikel 104 a Absatz 4 Grundge-
setz in seiner neuen Fassung. Damit wird der Einfluss
der Länder im Bundesrat zwar eingeschränkt, aber
im Wesentlichen, bei der Ausführung der Gesetze und
dort, wo es um ihr Geld geht,  wird er auf der ande-
ren Seite auch gestärkt. Davon profitieren in erster
Linie die Landtage, in Bremen die Bremische Bürger-
schaft.

Auch die Kommunen gewinnen durch die Reform:
Dem Bund wird es zukünftig nicht mehr möglich sein,
Bundesgesetze zu erlassen, die später von den Kom-
munen, unabhängig von ihrer eigenen Finanzlage,
finanziert werden müssen.

Der zweite Kernpunkt ist die Reform der Gesetz-
gebungskompetenzen. Im deutschen Föderalismus
liegt die Gesetzgebungskompetenz im Prinzip bei den
Ländern. Abgesehen von einigen wenigen Bereichen
ausschließlicher Bundesgesetzgebung darf der Bund
in den Materien der konkurrierenden Gesetzgebung
nur gesetzgeberisch tätig werden, wenn es erforderlich
ist, um die Einheit des Rechts- und Wirtschaftsstaa-
tes zu wahren. Wo er eine Rahmengesetzgebungs-
kompetenz hat, muss er den Ländern einen substan-
tiellen Gestaltungsspielraum belassen. Soweit die The-
orie!

In der Realität wurden die Gesetzgebungsbefug-
nisse der Länder aber immer mehr zurückgedrängt.
Der Bundesgesetzgeber hat die bestehenden konkur-
rierenden  Gesetzgebungszuständigkeiten  fast  voll-
ständig ausgeschöpft. In der Rahmengesetzgebung
wurden vielfach in Einzelheiten gehende und unmit-
telbar geltende Regelungen getroffen.

Das soll nun durch die Abschaffung der Rahmen-
gesetzgebung und eine Neuordnung des Katalogs der
konkurrierenden Gesetzgebung weitgehend rückgän-
gig  gemacht  werden.  Dadurch  soll  die  föderale
Struktur wieder gestärkt werden. Wichtige Baustei-
ne dabei sind: Die Länder erhalten im Rahmen ihrer
Kulturhoheit die volle Kompetenz betreffs der Hoch-
schulen bis auf die Hochschulzulassung und die Hoch-
schulabschlüsse. In diesen beiden Bereichen erhal-
ten die Länder aber die Möglichkeit, von den Rege-
lungen des Bundes abzuweichen. Die Länder erhal-
ten die Kompetenz, das Besoldungs- und Versorgungs-
recht sowie Teile des Beamtenrechts für die Beamten
und  Beamtinnen  der  Länder  und  Kommunen  selb-
ständig und eigenverantwortlich zu regeln. Einzige
Ausnahme sind die Statusrechte und -pflichten, die
in der Verantwortung des Bundes bleiben. Er hat dazu
weiterhin das Recht der konkurrierenden Gesetzge-
bung. Zugleich wird den Ländern – gleichberechtigt
neben dem Bund – das Recht übertragen, das Beam-
tenrecht „fortzuentwickeln“.

Der  Bund soll zukünftig ein einheitliches Umwelt-
gesetzbuch entwickeln. Die umweltbezogenen Ma-

terien aus der Rahmengesetzgebung, also der Na-
turschutz, die Landschaftspflege, der Wasserhaushalt,
werden in die konkurrierende Gesetzgebung über-
führt. Wenn das Gesetzeswerk abgeschlossen ist, er-
halten die Länder gewisse Abweichungsrechte.

Darüber hinaus werden noch weitere Kompeten-
zen mit Regionalbezug in die Gesetzgebungszustän-
digkeit der Länder überführt, darunter Ladenöffnungs-
zeiten, Gaststätten, Spielhallen, lokaler Lärm, Ver-
sammlungsrecht, Notariatswesen, Wohnungswesen,
Heimrecht und Strafvollzug.

Umgekehrt erhält der Bund ausschließliche Kom-
petenzen, um zentralstaatliche Aufgaben bundesein-
heitlich regeln zu können, zum Beispiel bei der Nut-
zung der Kernenergie, im Melde- und Ausweiswe-
sen, beim Waffen- und Sprengstoffrecht. Zur Abwehr
von Gefahren des internationalen Terrorismus erhält
der Bund die Möglichkeit, die Kompetenzen des Bun-
deskriminalamts zu erweitern.

Mit dieser klareren Trennung der Kompetenzen ist
die Erwartung verbunden, dass auch eine größere
gesellschaftliche Transparenz der Entscheidungsver-
fahren erzielt wird. Die Bürgerinnen und Bürger sollen
wieder nachvollziehen können, wer für welche Auf-
gabe zuständig und politisch verantwortlich ist.

Meine Damen und Herren, der dritte wesentliche
Punkt schließlich ist eine klarere Zuordnung der Fi-
nanzverantwortung. Das soll vor allem durch die Ein-
schränkung  der  Mischfinanzierungen  und  Finanz-
hilfen und die Stärkung der regionalen Steuerauto-
nomie erreicht werden. Gleichzeitig wird ein natio-
naler Stabilitätspakt im Grundgesetz verankert und
geregelt, wie die Lasten verteilt werden, wenn su-
pranationale und völkerrechtliche Verpflichtungen
verletzt  werden  sollten.  Eine  Übergangsvorschrift
regelt die Kompensation der bei den Ländern dadurch
ab 2007 ausfallenden Mittel bis zum Jahr 2019.

Hochschulbauförderung, Gemeindeverkehrsfinan-
zierung und die Wohnraumförderung gehen auf die
Länder über, und – sehr wichtig für die Länder – den
Aufgaben folgen die Ausgaben. Bis 2019 werden die
ausfallenden Mittel ersetzt, wobei der Zusammen-
hang zum Aufgabenbereich bestehen bleibt und eine
investive Zweckbindung vorgesehen ist. Allerdings
gilt die Verabredung, diese Regelung im Jahr 2013
nochmals im Blick auf die Höhe zu überprüfen.

Das wirtschaftspolitische Instrument der Finanzhil-
fen des Bundes für Investitionen der Länder und Ge-
meinden  nach  dem  bisherigen  Artikel  104 a  Ab-
satz 4 Grundgesetz bleibt erhalten, wird aber einge-
schränkt. Es wird in Zukunft befristet werden, degres-
siv verlaufen und mit einer Berichtspflicht verbun-
den sein. Für Aufgaben, die unter die ausschließliche
Gesetzgebungskompetenz der Länder fallen, sollen
Finanzhilfen ausgeschlossen werden. Die Hafenlasten
wurden in diesem Kontext bis 2019 gesichert.

Die Länder werden sich zukünftig bei Sanktions-
maßnahmen der EU wegen der Nichteinhaltung des
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Europäischen Stabilitätspakts an der Gesamthaftung
von Bund und Ländern beteiligen müssen und wer-
den mit zur Kasse gebeten werden, egal, ob sie es
mitverursacht haben oder nicht. Der Haftungsanteil
der Länder wird sich dabei auf 35 Prozent belaufen.
Diese Zahlungen würden einem Land im Fall einer
vom Bundesverfassungsgericht anerkannten extre-
men Haushaltsnotlage gestundet werden.

Für Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht soll
nicht mehr generell der Bund einstehen, sondern die
Körperschaft, in deren Verantwortungsbereich die
Pflichtverletzung fällt. Bei länderübergreifenden Fi-
nanzkorrekturen wird eine gemeinsame Haftung von
Bund und Ländern eingeführt. Der Bund trägt 15 Pro-
zent der Lasten, die Länder tragen 85 Prozent, davon
35 Prozent gemeinsam und „solidarisch“ und 50 Pro-
zent diejenigen Länder, die die Sanktionen verursacht
haben.

Die Länder haften jetzt zwar mit für durch die EU
ausgelöste Pflichten und Lasten. Auf der anderen Seite
bestimmen sie aber auf der europäischen Ebene auch
mit: Für die Gebiete, auf denen die Kompetenzen bei
den Ländern liegen – also schulische Bildung, Kul-
tur und Rundfunk –, liegt die Verhandlungsführung
in Brüssel künftig bei ihnen.

Meine Damen und Herren, es wird oft die Frage
gestellt, ob kleine Länder – und dazu zählt Bremen
zweifellos – überhaupt in der Lage sind, von den
gewonnenen Kompetenzen Gebrauch zu machen. Die
Antwort des Bremer Senats darauf ist: Bremen hat
sich zu Recht immer viel darauf zugute gehalten,
neuen Ideen gegenüber aufgeschlossen zu sein und
als Stadtstaat Modellversuche und Reformvorhaben
schneller und flexibler umsetzen zu können als man-
ches große Flächenland. In dieser Tradition kann es
nur von Vorteil sein, wenn das Land mehr Handlungs-
spielräume gewinnt. Bremen ist zum Beispiel nicht
Stadt der Wissenschaft geworden, weil es „am Tropf
des Bundes“ hing, sondern weil es eigene unbüro-
kratische und kurze Wege gegangen ist. Im Übrigen,
die neuen Abweichungsrechte können, sie müssen
aber nicht wahrgenommen werden.

Eine rechtliche Besserstellung der Länder durch
mehr Kompetenzen und neue Abweichungsrechte
vom Bundesrecht hat noch einen weiteren positiven
Aspekt: In der Begründung der Verfassungsreform
wird ausdrücklich ausgeführt werden, dass „Solida-
rität und Kooperation“ gestärkt werden. Damit wird
einem reinen Wettbewerbsföderalismus, das heißt
ohne Berücksichtigung ungleicher Startchancen und
Wettbewerbsbedingungen der Länder, eine klare
Absage erteilt. Vielmehr werden die Prinzipien des
kooperativen Föderalismus im Grundsatz bestätigt.
Das ist ein gutes Signal, denn es bestärkt Bremens
Existenzrecht als eigenes Bundesland.

Der Senat ist im Übrigen der Auffassung, eine Ver-
fassungsreform mit dem Ziel der Stärkung der Län-
der verbietet es, zugleich einzelne Länder mit dem

Argument der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in
Frage stellen zu wollen.

Nicht alle neuen Herausforderungen wird Bremen
allein schultern müssen: Der Zugewinn an Kompe-
tenzen für die Länder kann auch in gemeinsamer Ver-
antwortung wahrgenommen werden. Die Koopera-
tion mit anderen Ländern, auch die so genannte dritte
Ebene, die gemeinsame Koordinierung von Länder-
politik, wird auf der Basis des neuen Rechts weiter-
entwickelt werden. Die durch die Konferenz nord-
deutscher Länder beschlossene Koordination beim
Bürokratieabbau, besonders aber die gegenwärtige
Modernisierung der KMK, sind unterschiedliche Bei-
spiele dafür.

Meine Damen und Herren, trotzdem, eine grund-
sätzlich positive Herangehensweise darf nicht dazu
führen, dass wir die Augen vor den Problemen ver-
schließen. Wie bei jedem Kompromiss, so stecken auch
in dieser Reform – jenseits der grundsätzlichen Be-
trachtung – Vor- und Nachteile. Ich möchte auf eini-
ge Schwerpunkte der Reform eingehen, die in der
Öffentlichkeit kritisch diskutiert werden.

Besonders umstritten ist die Länderkompetenz für
das Bildungswesen. Die Länder hatten sich zum Ziel
der Reform gesteckt, diese ihnen zustehende Kom-
petenz so auszubauen, dass sie in die Lage versetzt
werden,  Bildungspolitik  aus  einem  Guss  zu  ent-
wickeln, vom Kindergarten bis zum Universitätsab-
schluss. Jetzt sehen sich die Länder dem Vorwurf des
Rückfalls in die „Kleinstaaterei“ ausgesetzt.

In der Tat, der Reformbedarf im Bildungswesen ist
groß. Aber müssen Probleme immer von oben, zen-
tralstaatlich gelöst werden, oder ist nicht auch die
Dezentralisierung und Entbürokratisierung der Schul-
politik ein Weg? Mit der Entflechtung von Zustän-
digkeiten wird eine Neujustierung der bisherigen Gre-
mienstrukturen einhergehen. Die zahlreichen Formen
der  Zusammenarbeit  der  Länder  werden  parallel
ebenfalls einer Modernisierung unterzogen, beste-
hende Institutionen geraten unter Reformdruck, und
ich bin sicher, dass die Länder nicht gegen-, sondern
miteinander in einen konstruktiven Wettstreit um die
besseren und besten Konzepte gehen werden. Für
die Qualitätssicherung im Hochschulbereich haben
die Länder bereits spezielle Einrichtungen geschaf-
fen, etwa den Akkreditierungsrat, wie es die Rege-
lungen des Hochschulrahmengesetzes vorsehen.

Auch der Bund bleibt in der Bildungs- und For-
schungspolitik auf internationaler Ebene präsent. Es
sind zudem die Elemente der gemeinsamen Quali-
tätssicherung im Bildungswesen – eine Bildungsbe-
richterstattung und internationale Leistungsvergleichs-
untersuchungen – erweitert worden. Mit der Abschaf-
fung der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau wird
dieser Bereich den Ländern übertragen; sie erhalten
den überwiegenden Teil der damit verbundenen bis-
herigen Finanzmittel, nämlich 70 Prozent. Das kom-
plizierte und hoch bürokratisierte Verfahren der Rah-
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menplanung entfällt in Zukunft. Bremens Anteil ist
angemessen.

Ob es Bremen gelingen wird, an dem anderen Teil
der bisherigen Bundesmittel weiterhin zu partizipie-
ren, muss sich dagegen erst bestätigen, denn diese
werden für Forschungsbauten und so genannte Groß-
geräte im Rahmen der Forschungsförderung gezahlt.
Davon gibt es naturgemäß nur eine begrenzte Zahl.
Hier sieht der Senat für die Länder insgesamt das
Problem, in angemessener Zeit geeignete Projekte
zu entwickeln und für einen Anlaufzeitraum gemein-
sam mit dem Bund sicherzustellen, dass die zunächst
im Rahmen der 30 Prozent frei bleibenden Mittel im
Rahmen einer Überbrückungslösung dem Hochschul-
bau zur Verfügung gestellt bleiben.

Auch die Einschränkung der Mischfinanzierungen
kommt den finanzschwachen Ländern nicht entgegen.

Ein  anderer,  ganz  zentraler  Punkt  ist  auch  der
Übergang der Kompetenz für die eigenen Landes-
und Kommunalbeamten im Dienst-, Besoldungs- und
Versorgungsrecht an die Länder und die Moderni-
sierung des Beamtenrechts. Darum gab es schon in
der Verfassungskommission viel Streit; dabei gingen
die Erwartungen weit auseinander. In den finanz-
schwächeren Ländern fürchtet man einen Qualitäts-
verlust durch ein Abwerben seitens der finanzkräf-
tigeren Länder und einen Anstieg des Verwaltungs-
aufwands für die Administration dieser komplizier-
ten Rechtsmaterie. Aber auch hier gilt: Wir müssen
die zusätzlichen Möglichkeiten aktiv nutzen. Der Se-
nat wird nicht isoliert vorgehen, sondern versuchen,
diese Möglichkeiten nach sorgfältiger Prüfung in Ab-
stimmung mit anderen Ländern umzusetzen.

Ein Problem für alle Länder, gerade auch für Bre-
men, das in einer extremen Haushaltsnotlage steckt,
ist die Einbeziehung der Länder in die europäischen
Pflichten im Rahmen des Nationalen Stabilitätspakts
und der Anlastungen. Das ist für kein Land eine Pflicht,
der man sich gern stellt, aber es ist eine Verantwor-
tung, der man sich auch nicht verweigern kann. Die
Pflichten und Rechte des Föderalstaats im vereinig-
ten Europa müssen genau abgesteckt werden. Dazu
gehört allerdings auch, dass finanzschwache Länder
nicht überfordert werden. Darauf ist aus unserer Sicht,
trotz der Unterstützung durch die anderen Länder,
nur unzureichend Rücksicht genommen worden.

Nicht unkritisch sehe ich – auch in meiner Aufgabe
als Senator für Justiz und Verfassung – die veränderte
Zuständigkeit für den Strafvollzug, für den die Kom-
petenz nun an die Länder gehen soll. Gerade hier
waren und sind bundeseinheitliche Standards rechts-
und sozialpolitisch durchaus sinnvoll. Die Bremer
Politik möchte nur ungern von der bundespolitischen
Einheitlichkeit des Strafvollzugs Abstand nehmen und
sicher keine bremischen „Insellösungen“ anstreben.
Deshalb wird Bremen von dem neuen Gestaltungs-
spielraum im Bereich des Strafvollzugs nur sehr be-
hutsam und mit Augenmaß Gebrauch machen.

Ähnlich kritisch sehe ich den geplanten Wechsel
der Rechtsetzungskompetenz für das Heimrecht. Eine
Übertragung auf die Länder kann zu unterschiedli-
chen Standards in den Ländern führen. Die daraus
entstehende Unübersichtlichkeit und Bürokratie wür-
de den Interessen der älteren Menschen in den Hei-
men nach Qualität und Transparenz entgegenstehen.

Meine Damen und Herren, die Bilanz dieser gro-
ßen Reform hat viel Licht, es gibt aus bremischer Sicht
aber auch Schatten.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das Licht habe ich jetzt gar nicht ge-

hört!)

Insgesamt sind die Reformvorschläge Ergebnis eines
langen und mühevollen Weges – auch in diesem Haus
ist schon mehrfach berichtet worden –, der nicht nur
mit guten Vorsätzen, sondern auch mit vielen Kom-
promissen gepflastert ist. Wer einen einzelnen Punkt
angreift, gerät schnell in Gefahr, die gesamte Reform,
die staatspolitisch sinnvoll ist, in Frage zu stellen.
Deshalb haben die Ministerpräsidenten beschlossen,
wenn, dann nur einmütig und einvernehmlich auf Än-
derungen zu drängen. Ich halte mich an diesen Be-
schluss. Natürlich werde ich mir nicht das Recht neh-
men lassen, im Kreis der Ministerpräsidenten auch
die Risiken der Reform zur Sprache zu bringen, aber
ich werde dabei im Auge behalten, dass diese Re-
form inzwischen, auch durch die langen Verhandlun-
gen seit  1999,  zum  Symbol  für  die  Reformfähigkeit
des deutschen Föderalismus geworden ist.

Für mich ist aber vor allem eines ausschlaggebend:
der Umstand, dass wir mit der Zustimmung zur Föde-
ralismusreform I die Möglichkeit erhalten, auch über
die bundesstaatliche Finanzverteilung, den Länder-
finanzausgleich und die Finanzverfassung zu verhan-
deln.

Meine Damen und Herren, in der Vereinbarung
über die Koalition von CDU/CSU und SPD auf Bun-
desebene ist auch geregelt und durch die Minister-
präsidenten ihrerseits bekräftigt worden, dass – ich
zitiere – „in einem weiteren Reformschritt in der 16.
Wahlperiode die Bund-Länder-Finanzbeziehungen
den veränderten Rahmenbedingungen inner- und
außerhalb Deutschlands, insbesondere für Wachs-
tums- und Beschäftigungspolitik, angepasst werden.
Der Bund bietet den Ländern an, dazu 2006 die Vo-
raussetzungen  und  Lösungswege  zu  klären,  das
Grundgesetz so zu ändern, dass die Eigenverantwor-
tung der Gebietskörperschaften und ihre aufgaben-
adäquate Finanzausstattung gestärkt werden kann.“
Soweit der Text des Koalitionsvertrags!

Meine Damen und Herren, der Bremer Senat hält
diese Reform der Finanzbeziehungen für dringend
geboten. Gerade für Bremen ist diese zweite Stufe
der Föderalismusreform eine Chance, seine berech-
tigten Ansprüche gegenüber dem Bund einzubrin-
gen und mit guten Argumenten für eine nachhalti-
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ge Verbesserung unserer Finanzausstattung einzu-
treten. Das Ziel ist in der Koalitionsvereinbarung tref-
fend beschrieben: Es geht um eine „aufgabenadä-
quate Finanzausstattung“. Als Stadtstaat leidet Bre-
men seit Jahren strukturell daran, dass unsere Finanz-
ausstattung gerade nicht aufgabengerecht ist. Der
Senat wird daher die vereinbarten Verhandlungen
über die zweite Stufe der Föderalismusreform insbe-
sondere nutzen, um seine spezifischen Forderungen
an eine Reform des Länderfinanzausgleichs und die
Steuerverteilung zugunsten der Stadtstaaten einzu-
bringen.

Dazu zählen: ganz generell der Gesichtspunkt, dass
die Finanzausstattung des Landes der besonderen
Aufgabenstruktur eines Stadtstaates gerecht werden
muss. Die gegenwärtige Einwohnerwertung im Fi-
nanzausgleichsgesetz in Höhe von 135 Prozent trägt
aus unserer Sicht den verfassungsrechtlich anerkann-
ten Besonderheiten der Stadtstaaten nicht ausreichend
Rechnung. Eine Überprüfung der Einwohnerwertung
der Höhe nach ist deshalb dringend geboten.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir werden weiter eine Analyse des Länderfinanz-
ausgleichs – vor allem der Lohnsteuerzerlegung und
des Umsatzsteuervorwegausgleichs – unter dem Ge-
sichtspunkt des Verhältnisses von Steuerverteilung
und Wirtschaftskraft einbringen.

Ganz unzeitgemäß lässt der Länderfinanzausgleich
jegliche ökonomische Anreizfunktion vermissen. Wer
investiert, hat nur Ausgaben, die zusätzlichen Ein-
nahmen fließen in den allgemeinen Topf. Bremen er-
scheint daher als Empfängerland und Bittsteller im
Finanzausgleich, obwohl ihm dort im Wesentlichen
nur die Mittel zurückfließen, die es selbst erwirtschaf-
tet hat, die aber in den Vorstufen des Länderfinanz-
ausgleichs abgeschöpft wurden. Durch eine Revisi-
on, die sicherstellt, dass Steuereinnahmen dort an-
fallen und verbleiben, wo die entsprechende wirt-
schaftliche  Leistung  erfolgt,  erhielte  der  Stadtstaat
zwar kaum mehr Geld, aber es würde deutlicher, dass
Bremen als wirtschaftsstarkes Land aus sich heraus
lebensfähig ist.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Unsere weiteren Forderungen: die bevorzugte Be-
handlung Bremens als Haushaltsnotlageland im Blick
auf Finanztransfers des Bundes zur Investitionsför-
derung, schließlich, auch im Sinne anderer Länder mit
Strukturproblemen, eine Reform der bundesstaatli-
chen Lastenverteilung und, in Abstimmung mit den
anderen Küstenländern, angemessene Gegenleistun-
gen  für  die  Übernahme  nationaler  Aufgaben  durch
Bremen im Zusammenhang mit den Seehäfen! Die
gegenwärtige Abgeltung der Hafenlasten entspricht

nicht der wirtschaftlichen Bedeutung der Seehäfen
von Bremen und Bremerhaven für die Bundesrepu-
blik. Der Bund und die anderen Länder müssten ihre
Beteiligung an den Hafeninvestitionen der Küsten-
länder deutlich erhöhen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das sind für mich die Essentials, die ich für den Se-
nat in diese Verhandlungen einbringen möchte.

Eine Reform des bundesstaatlichen Finanzsystems
kann sich allerdings nicht aus einer Addition von
häufig gegensätzlichen Einzelforderungen der jewei-
ligen Länder und des Bundes ergeben. Auch eine
Stärkung der Eigenverantwortung der Länder ist durch
die Ministerpräsidentenkonferenz auf die Agenda der
Föderalismusreform II gesetzt worden. Von allen Be-
teiligten wird die Bereitschaft gefordert sein, Struk-
turen  zu  entwickeln,  die  die  Leistungsfähigkeit  des
Systems insgesamt erhöhen. Bremen erklärt seine Be-
reitschaft, in diesem Sinne und über die unmittelba-
ren Einzelinteressen hinausgehend an einem derar-
tigen Reformprozess mitzuwirken und ihn aktiv mit-
zugestalten.

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Schluss
noch einige Informationen zum gegenwärtigen Stand
der Reform und zum weiteren Verfahren geben. Eine
Redaktionsgruppe unter Führung der Bundestagsfrak-
tionen hat Gesetzestexte, Begründungen, einfach-
rechtliche Begleitgesetze und eine Entschließung des
Bundestags und des Bundesrats vorbereitet. An dieser
Gruppe  haben  auch  die  Länder  Bayern  und  Nord-
rhein-Westfalen auf der B-Seite und Berlin und Bre-
men auf der A-Seite teilgenommen und die Ergeb-
nisse mit einer länderoffenen CdS-Arbeitsgruppe, also
Chefs der Staats- und Senatskanzleien, rückgekop-
pelt.  Nach  einem  politischen  Beschluss,  der  unter
Mitwirken der Spitzen der Regierungsfraktionen, der
Fachminister und der Ministerpräsidenten der vier
Länder zustande gekommen ist, werden die Arbei-
ten in der kommenden Woche abgeschlossen. Am 6.
März werden voraussichtlich die Ministerpräsiden-
ten der Länder zu einer Sondersitzung zusammen-
treffen, um das Ergebnis der Verhandlungen abschlie-
ßend zu beraten, zeitgleich mit dem Bundeskabinett.
Am 10. März soll die Reform in einem gemeinsamen
Antrag aller Länder im Bundesrat und parallel im
Bundestag durch die Regierungsfraktionen einge-
bracht werden. Noch vor der parlamentarischen Som-
merpause soll das Gesetzesvorhaben beendet sein.

Nach der mühevollen Vorgeschichte und den wie-
derholten Anläufen zu einer Einigung stehen wir jetzt
unmittelbar vor einer Verständigung. Meine Damen
und Herren, aus heutigem Verständnis sage ich: Der
Bremer Senat wird seine Bedenken, die ich eben vor-
getragen habe, im Detail zurückstellen und dem end-
lich erzielten Kompromisspaket zustimmen. Er be-
trachtet die Reform als einen Prüfstein für die Reform-
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fähigkeit des deutschen Föderalismus und als ersten
Schritt einer umfassenden Föderalismusreform, die
auch die Finanzbeziehungen einschließt. Er erwar-
tet aber auch, dass parallel ein Rahmen für das Be-
ratungsverfahren der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen in einer zweiten Stufe der Föderalismusreform
geschaffen wird und Koalitionsvereinbarung und
Erklärung der Bundeskanzlerin im Bundesrat auch
in diesem Punkt umgesetzt werden. – Ich danke Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst möch-
te ich mich im Namen vom Bündnis 90/Die Grünen
beim Senat für diese Regierungserklärung bedanken,
die offensichtlich auch wirklich eine ist, weil der Senat
sie beschlossen hat. Sie gibt uns hier die Möglich-
keit, über das Agieren Bremens und die Sichtweise
des Senats zu beraten, bevor der Senat im Bundes-
rat die Bremer Stimmen abgegeben hat.

Zur Vorgeschichte möchte ich hier nur kurz sagen,
dass es sich, wie Bürgermeister Böhrnsen das darge-
stellt hat, um einen sehr langen Reformprozess han-
delt, der wellenförmig immer wieder auch von Län-
derneugliederungsphantasien und dem, was all die
Facetten des Wettbewerbsföderalismus sind, begleitet
wurde. 1999 wurde auf der Jahreskonferenz der Mi-
nisterpräsidenten beschlossen, das Reformvorhaben
„Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung“
anzugehen. Die Federführung wurde an das Bundes-
land Bayern und – raten Sie einmal, an welches Bun-
desland noch! – an das Bundesland Bremen zur Ge-
staltung dieses Prozesses übertragen.

Die Problemanalyse ist in all den Jahren gleich ge-
blieben mit einigen Abstrichen, aber Bürgermeister
Böhrnsen hat die Kritik schon dargestellt, dass der
Bundesrat als Blockadeinstrument eingesetzt wird,
dass es keine klaren Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten gibt, dass die Bevölkerung nicht durch-
schauen kann, welche Ebene wofür verantwortlich
ist, dass es wirre und nicht durchschaubare Finanz-
transfers gibt, dass sich der Bund in die Angelegen-
heiten der Länder und Kommunen über Gebühr ein-
mischt, indem er Gesetze verabschiedet, wo bis ins
Kleinste Verfahrensregelungen für die Länder getrof-
fen werden, während andererseits die Länder den
Bundesrat benutzen, um auch bei minimalen Zustim-
mungssachverhalten gleich ganze Gesetzesvorhaben
im Rahmen eines politischen Deals zu Fall zu brin-
gen.

Ursprünglich war die Föderalismusreform, das habe
ich damals so gesehen und würde es auch heute noch
so sehen, von den reichen, südlichen Bundesländern
vor allen Dingen als Auftakt gedacht in ihrem politi-

schen Bestreben, den Wettbewerbsföderalismus in
Deutschland stärker auszubauen, als Schritt, dem
näher zu treten. Im Jahr 2002 folgte dann die Erklä-
rung der Präsidentinnen und Präsidenten der Land-
tage  und  2003  der  Konvent  in  Lübeck,  in  dem  die
Forderung der Präsidentinnen und Präsidenten der
Landtage erhoben wurde, die Bedeutung der Land-
tage im Föderalismus zu erhöhen. Problemanalyse
war, dass ein so großer Teil von Gesetzen, die in den
Landtagen verabschiedet werden, letztendlich EU-
Recht nachvollzieht und dass fast der ganze Rest im
Bundesrat über die Ministerpräsidenten geregelt wird
und es auf diese Art und Weise zu einer Entmach-
tung  der  Landtage  kommt,  die  auch,  das  sehe  ich
selbst heute noch so, verfassungswidrige Ausmaße
annimmt.

Damals haben wir uns vorgenommen, mittlerweile
ist es ja umgesetzt, dass es auch bei uns in Bremen
zu einer Verfassungsänderung kommen soll. Ich habe
gehört, dass gerade daran gearbeitet wird, wie die
Regularien verändert werden sollen, wie in Zukunft
die Bremische Bürgerschaft mehr Mitbestimmungs-
rechte bei der Frage hat, wie sich der Senat auf EU-
Ebene und im Bundesrat verhält.

Nachdem die Föderalismuskommission getagt hat,
vor allen Dingen die Vertreter der großen Länder, ist
es dann kurz vor der Bundestagswahl zu einem Schei-
tern der bis dahin von Herrn Stoiber und Herrn Mün-
tefering  ausgehandelten  Paketlösung  gekommen.
Meiner Meinung nach war es so, dass die Akteure
vielleicht im Hinblick auf die Bundestagswahl, aber
letztendlich vor allem in der Bildungsfrage dann doch
der Mut verlassen hat. Jetzt soll ein neuer Anlauf ge-
macht werden, das identische, damals schon geschei-
terte Paket wieder neu auf die Agenda zu setzen und
in fast unveränderter Form jetzt vor dem Hintergrund
der großen Koalition, die auf Bundesebene regiert,
durchzusetzen.

Jetzt hat der Senat in einer Regierungserklärung,
die sich im Wesentlichen auf zutreffende und von den
Grünen  geteilte  Sachverhaltsbeschreibungen  er-
streckt, Begründungen abgegeben, warum wir im
Bundesrat diesem Gesetzesvorhaben, dieser Föde-
ralismusreform zustimmen sollen, und in einem letzten
kleinen Teil seiner Rede hat Bürgermeister Böhrn-
sen sich dazu geäußert, wie die weitere Strategie
Bremens sein soll, die letztendlich auf einer Zustim-
mung zur ersten Stufe der Föderalismusreform auf-
setzen soll.

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt ein Antrag
der Grünen vor, der Sie auffordert, hier in diesem Par-
lament heute Nein zu sagen zu der Föderalismusre-
form, wie sie heute vorliegt, und zu all den Problem-
bereichen, die Bürgermeister Böhrnsen hier zutref-
fend festgeschrieben hat, und ich werde im Folgen-
den auch begründen, warum.

Ich lade hier einmal zu einem Praxistest ein, da-
mit Sie in die Lage versetzt werden, sich mit mir ge-
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meinsam zusammen vorzustellen, was aus den ein-
zelnen Regelungen, die jetzt kritisiert werden – es
gibt auch eine Reihe, die die Grünen teilen, das werde
ich am Ende der Rede noch einmal sagen –, und in
diesen einzelnen Bereichen jetzt letztendlich in den
nächsten Jahren passieren wird.

Ich fange mit dem Bereich an, der für die Grünen
am schwierigsten, problematischsten und ärgerlichs-
ten ist, nämlich dem Bereich der Bildung, der in
Zukunft ausschließlich reine Sache der Länder sein
wird. Wenn Sie sich heute anschauen, wie der UN-
Beauftragte Muñoz das deutsche Bildungswesen be-
urteilt, wenn Sie sich überlegen, was der Pisa-Schock
bewirkt hat, und dann überlegen, dass es in Zukunft
keine Bundesprogramme mehr für die Verbesserung
der  Bedingungen  in  Ganztagsschulen  geben  soll,
keine Modellversuche für die Verbesserung der Lage
von Migrantenkindern, keine Programme für eine
bessere Schulspeisung oder auch keine Investitionen,
um vielleicht einmal die Turnhallen zu verbessern,
weil man sich überlegt, dass es im deutschen Inter-
esse ist, dass die Kinder sich regelmäßig bewegen
können, oder Modellprogramme zur Verbesserung des
Unterrichts, nichts mehr darf es davon auf Bundes-
ebene geben. Das ist so. Das haben die Länder ge-
wollt. Wer kann so etwas eigentlich wirklich wollen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In keinem anderen europäischen Land außer Ös-
terreich ist man einen solchen Weg der Kleinstaate-
rei im Bildungswesen gegangen. Letztendlich wer-
den  es  doch  die  Kinder  und  die  Jugendlichen  in
Deutschland ausbaden müssen. Diese Regelung al-
lein ist Grund genug, das ganze Reformpaket abzu-
lehnen. Diese Strategie trägt den Herausforderungen,
vor denen Deutschland steht, in keiner Art und Weise
Rechnung. Sie ist rückwärtsgewandt und armselig.
Entweder ist denjenigen, die das vereinbart haben,
immer noch nicht klar gewesen, was das Bildungs-
und Wissenschaftsthema für Deutschland bedeutet,
oder, und das ist mindestens genauso schlimm, die
reichen  Bundesländer  haben  die  weniger  reichen
schlicht und einfach über den Tisch gezogen, weil sie
die Folgen dieser unsinnigen Entscheidung in ihren
eigenen Bundesländern werden abfedern können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich halte fest: Diese Vereinbarung zur Kleinstaa-
terei im Bildungswesen ist weder im Interesse der
Menschen in ganz Deutschland noch im Interesse
Bremens noch im Interesse des Standorts Deutsch-
land.

Hochschulfinanzierung und Forschungsförderung!
Ist Ihnen eigentlich entgangen, dass es heute schon
massive Wettbewerbsnachteile der nördlichen Uni-
versitäten im Bundesvergleich gibt? Wissen Sie ei-
gentlich, wie wichtig es ist, einen integrierten For-

schungsstandort in Deutschland hinzubekommen, wo
sich Universitäten miteinander absprechen, wo man
über Bundesprogramme, Bundesförderprogramme
und Investitionsprogramme zielgenaue Ausrichtun-
gen der Universitäten und Hochschulen hinbekommt?
Ist es Ihnen eigentlich entgangen, dass man in mo-
dernen Zeiten mehr Kooperation und Durchlässig-
keit, halten zu Gnaden, über die Grenzen von Bundes-
ländern hinaus braucht? Die EU-Finanzierung – der
Haushalts-  und  Finanzausschuss  war  ja  gerade  in
Brüssel und hat sich das angeschaut – in dem Bereich
wollen wir gern nehmen, aber das Geld der eigenen
Bundesregierung wollen wir nicht mehr, und das
wollen wir jetzt auch noch beschließen und als Fort-
schritt verkaufen? Das kann ja wohl nicht wahr sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch hier dient der Rückfall in die Kleinstaaterei
nur und ausschließlich den finanziell besser gestell-
ten südlichen Bundesländern. Sie werden jetzt ein-
wenden, bis 2013 ist die Hochschulbauförderungs-
finanzierung festgeschrieben, ja, und Bremen macht
da auch einen vergleichsweise guten Schnitt. Ich sage
Ihnen aber, den CT IV finanzieren Sie locker bis 2047,
ohne dass Sie da größere Bedenken irgendwelcher
Art gezeigt haben, aber bei der Hochschulbauförde-
rung wollen Sie nicht weiterdenken als bis zum Jahr
2013. Schon einigermaßen armselig, da hört das Den-
ken ab 2014 auf!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie wissen ganz genau, es ist nicht abzusehen, dass
wir im Jahr 2014 in einer Finanzlage sind, in der wir
so locker das an Hochschulbauförderung finanzieren
können, was uns da jetzt entgeht. Auch diese Rege-
lung ist nicht im Interesse Bremens und nicht im In-
teresse Deutschlands.

Das Umweltrecht! Wollen Sie wirklich unter Druck
geraten, im Bereich Wasserrecht oder Naturschutz
die Standards zu senken nach dem Motto, diesen
übertriebenen Umweltschutz können wir uns nicht
mehr leisten? Dann dient jeder, der den Standard senkt
– das kennen wir im Sozialbereich, davon kann ich
lange ein Lied singen – und diesen Dumpingwettbe-
werb beginnt, auch noch als Vorbild für eine neue
Dumpingrunde.

Wirtschaftsminister Glos, auf den berufe ich mich
eigentlich nicht so oft, spricht von sich ständig wider-
sprechenden gesetzlichen Regelungen, die zu erheb-
lichen Hemmnissen für die deutsche Wirtschaft füh-
ren. Recht hat er! Man darf das nicht machen, es ist
ökologisch nicht sinnvoll, und es ist wirtschaftspoli-
tisch nicht sinnvoll. Was sollen denn die Firmen von
einem Standort denken, an dem man sich von Bun-
desland zu Bundesland neu informieren muss, was ge-
rade im Umwelt- und Naturschutzrecht angesagt ist?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Sehen Sie sich doch einmal an, was im Moment im
Bereich der Vogelgrippe geschieht! Ist es nicht eine
Posse? Ist es nicht in Wirklichkeit so, dass man den
Föderalismus  stärkt,  indem  man  eben  auch  seine
Grenzen erkennt? Ist das nicht gerade ein Beispiel
dafür, dass man bestimmte Probleme einvernehmlich
und im Konsens beschließen muss, dass sie sinnvol-
lerweise nur der Bund lösen kann im Interesse eines
einheitlichen Standorts?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Im Bereich Umwelt- und Naturschutzrecht sollen Re-
gelungen beschlossen werden, die Bremen nicht die-
nen und auch Deutschland nicht dienen.

Zu dem Heimrecht gab es eine sehr nachdenkli-
che Passage in der Regierungserklärung von Bürger-
meister Böhrnsen. Ich werde das hier bestimmt nicht
besser machen können, aber man muss sich noch
einmal vor Augen führen, dass es beim Heimrecht
um eine Personengruppe geht, die besonders schüt-
zenswürdig ist. Diese wollen wir jetzt wirklich in ei-
nem  Experiment  Deregulierung  in  verschiedenen
Gebietskörperschaften aussetzen? Ist das wirklich Ihr
Ernst, haben Sie sich das eigentlich überlegt, mit wel-
cher Personengruppe wir es da zu tun haben? Ich
fürchte, nicht! Auch hier soll eine Regelung kommen,
die nicht im Interesse Deutschlands ist und nicht im
Interesse Bremens.

Auch beim Strafvollzug sehe ich es so, dass Bür-
germeister Böhrnsen das zutreffend beschrieben hat.
Es geht auch neben all dem um Menschenrechte für
Gefangene. Ich möchte nicht, dass überall in den
Bundesländern unterschiedliche Regelungen im Straf-
vollzug gelten, zum Beispiel bei den disziplinarischen
Maßnahmen, bei der Frage, wie man die Eingewöh-
nung in ein Leben in Freiheit machen will. Letztendlich
sind dann nur die Gerichte diejenigen, die die Stan-
dards festsetzen. Das ist ein Armutszeugnis für uns
als Gesetzgeber. Das darf man nicht zulassen. Auch
hier ist die Regelung nicht im Interesse Bremens und
nicht im Interesse Deutschlands.

Das Beamtenrecht! Für die Grünen ist das klar. Wir
möchten gern, dass Beamte nur in den wirklich not-
wendigen Kernbereichen hoheitlicher Aufgaben ein-
gesetzt werden. Da ist das Beamtenrecht sinnvoll,
darüber  hinaus  nicht.  Die  Grünen  sind  der  Auffas-
sung, dass man möglichst weniger Beamte brauchen
soll, aber jetzt kommt es dazu, dass das Laufbahn-
und das Vergütungsrecht Sache der Länder werden.

Bis in die siebziger Jahre hat es diese Regelung ge-
geben, sie ist als rückschrittlich erkannt worden. Da
hat man gesagt, es ist nicht sinnvoll, einen Flicken-
teppich unterschiedlicher Regelungen anzulegen, weil
wir ein moderner Industriestandort sind und weil es
wichtig ist, dass Menschen sich bewegen können, sie
müssen von Gebietskörperschaft zu Gebietskörper-
schaft umziehen können. Wir können die Kompeten-

zen gebrauchen, wenn einmal Leute aus Bayern hier-
her kommen und umgekehrt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt wird es so kommen, dass wir nolens volens in
den nächsten Jahren gezwungen werden, unsere Be-
amten schlechter zu bezahlen und an deren Alters-
sicherung stärker heranzugehen als in den reichen
Bundesländern. Letztendlich ist es so, die Strategie
der südlichen Bundesländer, dem Norden die Eliten
abzugraben, findet in der Veränderung des Beam-
tenrechts einen ganz besonders üblen Ausdruck, und
Bremen will das mitmachen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man muss sich einmal überlegen, wie viel neue
Bürokratie das überhaupt gebären wird, wenn man
sich jetzt für jeden einzelnen die Beamtenlaufbahn
und Dienstrechtsprobleme neu überlegen muss! Auch
diese Regelungen sind weder im Interesse Bremens
noch im Interesse Deutschlands.

Als letzten Punkt möchte ich gern eingehen auf die
Strafzahlungen wegen der Maastricht-Kriterien! Die
Länder sollen in Zukunft 35 Prozent der Strafzahlun-
gen übernehmen, zu denen Deutschland verpflich-
tet wird. Wie groß ist eigentlich der Bremer Anteil
daran? Wir können doch gar nicht, und das wissen
wir hier doch auch alle! Die Ausnahme, die geplant
ist, nämlich dass die Bundesländer, die es nicht kön-
nen,  eine  Stundung  bekommen:  Wenn  der  CT  IV
2047 vielleicht abgezahlt ist, dann machen wir uns
daran, an diese Dinge heranzugehen und sie abzu-
finanzieren. Das ist doch einfach unsinnig, Bundes-
länder,  die  es  gar  nicht  können,  mit  in  diese  Rege-
lung einzubeziehen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch diese Regelungen sind nicht im Interesse Deutsch-
lands und nicht im Interesse Bremens.

Es bleibt die Frage, und da kann sich die gesamte
politische Klasse in Deutschland, glaube ich, an ihre
Nase fassen: Wie konnte es eigentlich passieren, dass
man jetzt ein Paket hat mit großen Beschwörungen,
dass man dem unbedingt zustimmen soll? Wenn man
es sich ansieht, merkt man, dass es in vielen Punk-
ten total problematisch ist. Es ist den südlichen rei-
chen Bundesländern möglicherweise gelungen, eine
so kaschierte Form des Wettbewerbsföderalismus ein-
zuführen, dass man es gar nicht mehr sagen muss,
sondern dass man einfach nur die nächsten zehn, 15,
20 Jahre abwarten kann, und die Kluft zwischen Arm
und Reich in Deutschland ist noch weiter gestiegen.
Wie konnte das eigentlich passieren?

Da kann ich Ihnen nur sagen, die Grünen, das sage
ich auch nicht zum ersten Mal, haben da eine ziem-
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lich  klare  Meinung.  Der  ehemalige  Bürgermeister
Scherf und Staatsrat Hoffmann haben ohne jedes
Bewusstsein für die reale Lage und Stellung Bremens
in der föderalen Ordnung – Sozialdemokraten wür-
den vielleicht sagen, ohne Klassenbewusstsein – agiert
und haben sich von den reichen südlichen Bundes-
ländern in einer Art und Weise über den Tisch zie-
hen lassen, dass man sich nur schämen kann!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist nicht alles schlecht in dieser Reform, das will
ich als Letztes sagen, ehe Sie mich hier des Misera-
bilismus bezichtigen, aber die Möglichkeiten, die in
der reinen, einfachen Veränderung von Artikel 84 Ab-
satz 1 Grundgesetz stehen, in dem man nämlich den
Ländern nicht überall Mitbestimmungsmöglichkei-
ten gibt, wenn es sich bloß um Verfahrensregelun-
gen handelt, würden ein Drittel aller zustimmungs-
pflichtigen  Gesetze  im  Bundesrat  eliminieren,  und
man hätte da viel Schweiß und Tränen gespart und
könnte die Zeit dafür verwenden, vernünftige und
tragfähige Reformen zu machen. Es ist auch in Ord-
nung, das Gaststättenrecht oder den Ladenschluss auf
die Länder zu übertragen, das ist alles nicht der Punkt.

Nun zu dem Paket, das man angeblich nicht mehr
aufschnüren kann und das unbedingt so beschlossen
werden muss! Aus Sicht der reichen südlichen Län-
der ist das klar, aus Sicht des schwarzen Teils der
Bundesregierung verstehe ich das auch. Der Süden
wird, wenn man anfängt, daran herumzuschnüren und
endlich Vernunft und Verstand walten zu lassen,
weniger Wettbewerbsföderalismus bekommen, als er
heute in dem Paket hat. Auch die Position von Vize-
kanzler Müntefering kann ich nachvollziehen, für ihn
steht sein Verhandlungsergebnis auf dem Spiel.
Außerdem  wird  beschworen,  es  würde  ein  ganz
schlechtes Licht auf Deutschland werfen, wenn es jetzt
nicht zu diesem großen Reformvorhaben kommen
würde.

Das alles sind keine Argumente! Bremen schadet
das Paket mehr, als dass es nützt, und Deutschland
auch. Deshalb muss man das auch sagen, man darf
nicht mit taktischen Finessen an diese Sache heran-
gehen, sondern man muss mit inhaltlichen Begrün-
dungen daran gehen, was wir davon gebrauchen kön-
nen: Was hilft uns hier und was nicht?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Alle taktischen Erwägungen, die jetzt angestellt
wurden – die des Bürgermeisters habe ich sehr wohl
verstanden –, können die Nachteile für Bremen nicht
aufwiegen. Wir machen dieses Reformpaket nicht zur
Ehrenrettung  der  politischen Klasse,  weil  es  nicht
angehen kann, dass man sich gemeinsam seit 1999
um etwas bemüht, das sich dann letztendlich als ziem-
licher Murks herausstellt, entweder jetzt oder spä-
ter. Wir machen das auch nicht, um die Bedeutung

der Länderfürsten zu erhöhen oder die der Länder-
parlamente, jedenfalls nicht dann, wenn es nicht sinn-
voll ist.

Bürgermeister Böhrnsen sagt in seiner Rede, es sei
staatspolitisch sinnvoll und notwendig als Symbol für
Reformfähigkeit. Das reicht mir aber nicht als Begrün-
dung, dass man bereit ist, so weitgehende Nachtei-
le für Bremen in Kauf zu nehmen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Bremer Taktik besteht darin zuzustimmen in der
Hoffnung, dann gibt es die zweite Stufe.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Kanzlerbrief drei!)

Ich sage Ihnen: In meinem politischen Leben habe
ich es noch nicht erlebt, dass Wohlverhalten und an-
gepasstes Verhalten zu irgendwelchen positiven Er-
gebnissen führt! Ich habe aber erlebt, dass man dann,
wenn man kämpft und Argumente hat, weiterkommt.

Was war denn mit Radio Bremen? Hat uns der Ver-
zicht auf 60 Millionen Euro wirklich etwas gebracht?
In Wirklichkeit hat dieser Kompromiss, der damals
schon begründet wurde mit übergeordneten staats-
politischen Überlegungen, Radio Bremen massiv ge-
schadet. Vorteile gab es dafür nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was gab es denn für die Zustimmung zum Maß-
stäbegesetz – Herr Perschau schaut ganz betreten –,
was gab es denn dafür? Gar nichts! Das ist dasselbe
Gesetz, das jetzt in der Regierungserklärung zu Recht
massiv kritisiert wird. Was hat Bremen denn dafür
bekommen? Gar nichts! Weil es auch ein schlechtes
Gesetz war, da hätte man nein sagen müssen, weil
man zu schlechten Dingen nein sagen muss und nicht
herumtaktieren muss hinter verschlossenen Türen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dass die Zustimmung zur Steuerreform Ihnen Ihren
fulminanten Kanzlerbrief eingetragen hat – letztend-
lich hat man nicht einmal mehr einen Termin bekom-
men, um ihn zu verhandeln –, das wissen Sie selbst
besser als ich!

Ich warne Sie auch davor, auf die zweite Stufe
Föderalismusreform in dieser Art und Weise, wie Sie
das hier in der Regierungserklärung klar machen, zu
setzen. Dieser Text im Koalitionsvertrag der großen
Koalition in Berlin ist zustande gekommen als An-
gebot an die FDP. Das war schon klar, dass man da
eine zweite Stufe machen will, in der man die nächste
Runde Wettbewerbsföderalismus behandelt und den
Ländern eigene Heberechte für Steuern gibt, wobei
man ganz genau weiß, was das für den armen Nor-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 55. Sitzung am 22. 2. 063568

(A) (C)

(B) (D)

den letztendlich bedeutet. Darauf zu setzen, einfach
so, und dafür das alles herzugeben, was ich versucht
habe, Ihnen deutlich zu machen, ist keine Strategie
im Interesse Bremens.

Stärken Sie die kritischen Stimmen, die es jetzt gibt
in der CDU und in der SPD, Herrn Glos habe ich schon
zitiert oder in der CDU Wissenschaftsminister Strat-
mann aus Niedersachsen, der darauf hinweist, dass
denen bald der Atem ausgehen wird, und Mitglie-
der der SPD-Bundestagsfraktion, die auch anfangen,
nachdenklich zu werden über das, was man da jetzt
machen will!

Geht es jetzt eigentlich in Bremen vielleicht viel-
mehr, als auf die zweite Stufe zu hoffen, darum, das
Mäntelchen der Liebe darüber zu decken, dass in den
letzten Jahren Bürgermeister Scherf, Staatsrat Hoff-
mann und leider auch der von mir ansonsten geschätz-
te Kollege Kröning aus dem Deutschen Bundestag
mitgewirkt haben an einer Reform, in der sie so sträf-
lich vergessen haben, was die Interessen eines Bun-
deslandes in einer strukturschwachen Region sind mit
einer Staatsverschuldung bis über die Halskrause?
Geht es vielleicht darum, dass das jetzt noch einmal
mit dem Mäntelchen der Liebe zugedeckt wird, da-
mit  dieser  staatspolitische  Unsinn  nicht  öffentlich
ruchbar wird?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Kollege Kröning hat bei der Arbeitsgemein-
schaft Sozialdemokratischer Juristen vor ungefähr drei
Wochen anlässlich der Erörterung über die Födera-
lismusreform gesagt, wir machten uns lächerlich, Bre-
men mache sich lächerlich, wenn wir jetzt nein sa-
gen. In Wirklichkeit ist es so, dass wir uns schon lä-
cherlich  gemacht  haben,  und  die  Kehrtwende  ist
überfällig. Diese Reform ist kein Dienst an der poli-
tischen Klasse, sie ist kein Dienst am Föderalismus.
Sie  wird  so  viel  Murks  gebären,  dass  die  nächsten
und übernächsten Stufen Föderalismusreform notwen-
dig werden in vielen Detailbereichen. Glauben Sie
doch nicht, dass das halten wird, was man im Bereich
Bildungspolitik vereinbart hat! Deshalb ist es richtig,
heute nein zu sagen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Als Letztes will ich sagen, am Ende der Rede des
Bürgermeisters gab es Erläuterungen über die Fra-
ge, wie die Verhandlungsstrategie des Senats ist. Die
dargelegten inhaltlichen Punkte teilen die Grünen.
Ich teile auch die Analyse des Finanzausgleichs und
der Wirkung des Finanzausgleichs, die Sie da vorge-
nommen haben. Ich teile auch den Versuch, beim
Bund Investitionen zu bekommen. Dafür braucht man
aber nachvollziehbare, klare Programme Bremens. Wo-
zu bloß? Die Möglichkeiten des Bundes, mit zu finan-
zieren, werden ja gerade eingeschränkt. Ich teile auch
den Versuch, die Hafenlasten besser zu verteilen.

Ihnen muss aber doch klar sein, Herr Bürgermeister
Böhrnsen, dass vor dem Hintergrund der Gemenge-
lage, so wie sie in Deutschland ist, alles nur Fahrt
gewinnen wird, wenn wir ein Urteil vor dem Bundes-
verfassungsgericht  erwirken,  das  uns  stärken  wird.
Ohne solch ein Urteil wird es, glaube ich, keine Hil-
fe für Bremen geben mit dieser zweiten Stufe. Längst
ist Solidarität unter den Ländern auf der Strecke ge-
blieben, leider auch mit der Hilfe Bremens.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Es ist richtig, es han-
delt sich um eine Regierungserklärung. Sie ist im Senat
beschlossen, und deshalb werden wir auch in dem
Sinne, wie diese Regierungserklärung in den einzel-
nen  Punkten  Beschlusscharakter  hat,  diesem  Be-
schluss auch zustimmen.

Liebe Frau Linnert, das, was Sie gemacht haben,
ist ja ein sehr probates Mittel. Ich war auch einige
Jahre Oppositionsführer, und es ist immer so, wenn
man sozusagen kumulativ alle Risiken und alle denk-
baren schlechten Ausgangsmöglichkeiten zusammen-
trägt,  dann  ist  man  hinterher  eigentlich  immer  im
Recht, wenn irgendetwas nicht klappt. Das nenne ich
einfach politischen Opportunismus. Weil das so ist,
kann man dem auch nicht so ohne weiteres folgen.
Sie haben völlig ohne Not eine ganze Reihe von kri-
tischen Punkten, die Sie angeführt haben, durch die
maßlosen  Übertreibungen,  auch  durch  Ihre  Anma-
ßungen, völlig konterkariert.

(Beifall bei der CDU)

Ja, das ist leider so! Es ist doch so, meine Damen
und Herren, wir können nicht so tun, als wenn der
Föderalismus, den wir als Bremer als besonders po-
sitiv empfunden haben, verzichtbar wäre, denn wenn
es ihn nicht gäbe, dann gäbe es das Bundesland und
diesen Zwei-Städte-Staat nicht. Das, was nach dem
Krieg an föderaler Ordnung bei uns im Lande auf-
gebaut worden ist, hat im Grunde insbesondere dieses
Spezifikum Zwei-Städte-Staat und Bremen als klei-
nes Bundesland, als alte Stadtrepublik mit eigener
Identität als Kerngehalt gehabt, um eben deutlich zu
machen, was den deutschen Föderalismus ausmacht;
eben nicht gleich große Verwaltungseinheiten, son-
dern spezifische Länder mit eigenem Charakter, mit
eigener Struktur.

Weshalb hat denn Bürgermeister Kaisen damals bei
den Amerikanern den Vorschlag abgelehnt, Bremen
zu einem kleinen Flächenland zu machen, indem wir
damals die Landkreise um Bremen herum hätten ein-
gemeinden können? Er hat das genau aus diesen cha-
rakteristischen Fragen des deutschen Föderalismus
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abgelehnt, indem er gesagt hat, wir sind kein Agrar-
land hier mit ein bisschen Stadt und einem Hafen da-
vor, sondern wir sind eine uralte maritime Stadtre-
publik. Sie ist geprägt durch hanseatischen Geist, und
sie ist geprägt durch eine ganz besondere Form von
Identität, geprägt durch den Außenhandel, durch die
Tatsache, dass die Bremer Schiffe seit über 1000 Jah-
ren auf den Weltmeeren fahren und dass die beiden
maritimen Stadtrepubliken Hamburg und Bremen et-
was ganz Eigenes in diesen deutschen Föderalismus
einzubringen haben.

(Beifall bei der CDU)

Dies ist der geistige Kerngehalt, um den es geht,
das unterscheidet den deutschen Föderalismus von
anderen föderalen Aufbaustrukturen und unterschei-
det uns natürlich auch von den Zentralstaaten mit
ihren Verwaltungsstrukturen und gleich großen Ver-
waltungseinheiten.

Deshalb ist es sicherlich so, wenn wir jetzt nach über
50 Jahren eine Reform des Föderalismus überden-
ken, dann hat das etwas damit zu tun, dass sich seit
der Zeit die Struktur Europas verändert hat und dass
wir heute nicht nur die Frage beantworten müssen,
wie organisiert sich Deutschland selbst als eigenstän-
diges Land, wie organisiert es sozusagen seinen in-
neren Staatsaufbau, sondern wir haben durch unse-
ren europäischen Beitritt, von dem wir auch ganz
außerordentlich profitieren, natürlich eine neue Ver-
antwortungsstruktur bekommen, und nun müssen wir
sehen, dass wir diese nationale Ebene, diese föde-
rale Ebene und die europäische Ebene immer wieder
so in Gang halten, dass die Prozesse, die Gesetzge-
bungsverfahren, die Abstimmverfahren, die Zusam-
menarbeit, die Finanzierungsfragen, alle ineinander
greifen und funktionieren. Deshalb brauchen wir eine
Reform des Föderalismus.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und lässt den Bund völlig außen

vor! Das ist doch Quatsch!)

Sie können ja nachher nach vorn kommen! Es ist
klug, die Mitbestimmungsrechte oder Mitwirkungs-
rechte in vielen Bereichen auch anzupassen und die
Entscheidungswege zu beschleunigen. Es ist gut, auch
im öffentlichen Dienstrecht eine Flexibilisierung zu
erreichen und hier auch den Ländern Möglichkeiten
zu geben.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Was heißt denn Flexibilität?)

Frau Linnert, was gegeben wird, sind Möglichkeiten
und kein zwanghaftes Handeln. Das heißt, wir müs-
sen nicht alles anpassen, nur weil wir es können, oder
alles anders machen, weil wir es können, sondern wir
werden in dieser Frage sicherlich zu einer sehr viel

intensiveren Zusammenarbeit mit unseren Nachbar-
ländern kommen müssen, mit den norddeutschen Küs-
tenländern, damit wir in dem Bereich, wo unsere Inte-
ressen berührt sind, uns vernünftig abstimmen, mit
diesen Ländern dann aber auch gemeinsame Gestal-
tungsspielräume haben, um unsere Besonderheiten,
die uns als norddeutsche Küstenländer auszeichnen,
dann auch abarbeiten zu können.

Ich erinnere nur an die Frage Metropolregion Bre-
men/Oldenburg. Dafür werden wir einen Staatsver-
trag mit Niedersachsen brauchen, so wie Niedersach-
sen, Schleswig-Holstein und Hamburg zurzeit einen
Staatsvertrag machen über die Metropolregion Ham-
burg. Darin liegt doch im Grunde die Zukunft, dass
wir in dieser Frage der Zusammenarbeit eine andere
Flexibilität bekommen, dass wir andere Gestaltungs-
möglichkeiten gemeinsam bekommen, und darin lie-
gen die Chancen.

Wir haben doch gesehen, was hier mit Stuhr pas-
siert, weil natürlich, wenn ich nur Ländergesetze habe,
die die Raumordnungsfragen klären, diese Gesetze
auch nur innerhalb der Länder gelten können, für die
sie gemacht sind und wofür die jeweiligen Gesetz-
geber zuständig sind. Das heißt, die Vertragssituati-
onen setzen doch aber auch voraus, wenn ich das mit
anderen Ländern mache, dass ich eine größere Fle-
xibilität  habe,  dass  ich  Öffnungsklauseln  habe,  die
ich natürlich zielgerichtet auch für die Fortschritte,
die wir erreichen wollen, einsetzen können muss.

Ich glaube, Sie haben in mehreren Punkten Recht,
alle solche komplexen Neugestaltungen tragen in sich
große Risiken. Ich will jetzt nicht zu altväterlich wer-
den,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das sind Sie doch schon!)

aber ich glaube einfach, dass Sie auch die Diskussi-
onssituation in der Abstimmung der Länder unterein-
ander aus eigener Praxis zu wenig kennen. Das ist,
wissen Sie, so ein düsteres Phantombild, was Sie da
gezeichnet haben. Wir haben das teilweise über Jahre
abarbeiten müssen, die unterschiedlichen Interessen-
lagen der Länder am Ende doch in einen Sack zu brin-
gen, um einen gemeinsamen Beschluss, um ein ge-
meinsames Gesetz zu bekommen, damit es weiter-
geht.

Ich glaube, wir sind jetzt hier in einem schwieri-
gen  Prozess.  Ich  bin  auch  hoch  interessiert  daran,
ganz  hoch  interessiert  daran  zu  erfahren,  wie  es
mit dem Finanzteil aussieht. Ich teile durchaus eine
Menge  Skepsis,  die  Sie  urteilen,  weil  ich  natürlich
aus den Verhandlungen weiß, wie die Unterschiede
zwischen den reichen und den armen Ländern aus-
sehen, und weil ich natürlich auch sehr genau weiß,
dass die reichen Länder lieber weniger Geld ausge-
ben für die armen Länder als mehr und dass der Bund
in seiner Finanzlage natürlich eine Menge zu tun hat,
um die Maastricht-Kriterien zu erfüllen. Natürlich hat
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er auch kein großes Interesse daran, mehr Geld aus-
zustreuen.

Trotzdem muss doch unser Staatsaufbau einiger-
maßen stringent sein. Es muss doch klar sein, dass
die Aufgaben sich nicht alle vermischen, sondern dass
derjenige, der bestimmte Aufgaben hat, dafür auch
die so genannte aufgabenadäquate Finanzausstattung
bekommt. Diese Frage ist in der Tat ein Einstieg. Ich
halte sehr viel davon, dass man diese Konnexität nicht
zu früh vom Tisch nimmt, nämlich die Frage, unter
welchen Voraussetzungen wir dem ersten Schritt
zustimmen. Binden wir das an die Rahmenbedingen,
dass es zu diesen Finanzgesprächen kommt? Ich glau-
be, wenn wir den Punkt der adäquaten Finanzaus-
stattung nicht wirklich lösen und diskutieren, dann
bleibt es in der Tat eine halbe oder eine viertel Re-
form.

Wir müssen doch diese Chance auch nutzen, um
Verwerfungen, die entstanden sind, wieder auflösen
zu können, wie die Steuerreform von 1970, in der das
Wohnsitzprinzip eingeführt worden ist und im Grunde
genommen wir diese Problematik mit den Einpend-
lern bekommen haben, die Probleme, die sich aus dem
Umsatzsteuervorwegausgleich ergeben, die im Grun-
de ungerecht sind, die uns arm rechnen und die wir
so nicht akzeptieren können. Wir können doch auch
nicht akzeptieren, dass wir die anderen Länder mit
unseren Containern beliefern, die wir sozusagen auf
unseren eigenen Häfen ausladen und bewirtschaf-
ten, und das müssen wir natürlich durchsetzen.

Aber ich habe auch den Eindruck, dass es in dem
Verfahren plötzlich sehr schnell ging, und ich hoffe,
dass die Abschlussdiskussion, von der der Bürgermeis-
ter gesprochen hat, noch einmal sozusagen eine Reihe
von Fragen und Konnexitäten aufwirft, das hat er auch
zugesagt. Ich warne uns nur davor, uns hinzustellen,
so wie Sie das gemacht haben, und sozusagen die
totale Düsternis zu verkünden. Wir sind ein kleines
Bundesland, und es ist auch in den Verhandlungen
mit den anderen als kleines Bundesland immer eine
Gratwanderung, wann man die Zustimmung der an-
deren verliert oder wie man die Zustimmung ande-
rer erarbeitet. Diese Gratwanderung muss man schon
gehen wollen, weil man sonst plötzlich völlig isoliert
allein dasteht und dann am Ende unter dem Strich
gar nichts hat. Bevor ich alles oder nichts mache, das
ist so ein bisschen das, was Sie uns vorschlagen, müs-
sen wir natürlich sehen, welche Spielräume wir noch
in diesem Stand des Verfahrens haben.

Deshalb können wir auch Ihrem Antrag nicht zu-
stimmen, weil er im Grunde genommen Kriegsge-
schichte ist, weil wir heute in dem jetzigen Stand der
Beratungen mit Ihrem Antrag das nicht mehr anfangen
können, was Sie uns vorgaukeln, was gehen kann.
Deshalb denke ich, dass wir uns um diese einzelnen
Punkte im Finanzteil ganz energisch kümmern müs-
sen. Ich glaube übrigens nicht wie Sie, wenn wir im
öffentlichen  Dienstrecht  Öffnungsklauseln  bekom-
men, dass dies nur zwangsläufig zu unseren Lasten

ausgehen muss. Ich glaube, es ist auch eine große
Chance zur Entbürokratisierung des Beamtenrechts.
Auch ist es eine große Chance für uns, einen bestimm-
ten Rahmen herzustellen, der zukunftsweisend ist.
Ich denke, dass wir in all den einzelnen Punkten für
uns auch abarbeiten müssen, wo unsere Chancen sind.

Wenn Sie das zur Hochschule sagen und auch zur
Diskussion,  die  Herr  Minister  Stratmann  angeführt
hat, muss ich Ihnen ehrlich sagen, diese Debatte, in
der gesagt wird, das sei eine Katastrophe, was hier
im Hochschulbereich geschieht, hat er damit begrün-
det, dass eigentlich nur die Länder Bayern, Baden-
Württemberg und Bremen davon profitieren würden.
Diese würden in besonderer Weise profitieren. Ich
weiß es nicht, ob es klug ist, das, was wir jetzt erreicht
haben mit unserer Exzellenzkampagne und mit den
Maßnahmen, die wir erreicht haben, schlecht zu re-
den. Wir brauchen dies doch, weil wir damit auch bei
der EU die Gelder bekommen, weil wir sie auf die-
sem Weg vom Bund bekommen, aber wir bekommen
sie doch nur, weil wir besser sind als andere. Wir
bekommen sie nur, weil wir eine viel höhere Dritt-
mittelquote haben als andere.

Sie können immer ganz prinzipiell davon ausge-
hen, dass, wenn ich den Grundsatz pflege, dass Leis-
tung belohnt werden muss, dann diejenigen, die sich
anstrengen, es leichter haben werden, mit guten Pro-
grammen beim Bund und bei der EU auch Mittel zu
bekommen. Die, die sich weniger anstrengen, wer-
den auch im Zweifel weniger bekommen. Man muss
das doch sehen, das ist doch unsere ganz gesicherte
Erfahrung aus all den Prozessen, die wir mit dem Bund
und der EU in den Verhandlungen haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, für uns in Bremen geht
es ums Ganze, das ist in dem Strategiepapier und in
der Diskussion darüber sehr deutlich gesagt worden.
Wir müssen über unsere Klage, und es ist ohne die
Klage völlig ausgeschlossen, unsere Probleme lang-
fristig lösen, aber wir dürfen auch die Chancen nicht
vertun, die sich ergeben, auf dem Verhandlungswege
intensiv mit den anderen Ländern zusammen unse-
re Vorteile zu wahren, im Rahmen unserer eigenen
Bereitschaft auch das Geben und Nehmen zwischen
Bund und Ländern und unter den Ländern als einen
Prozess zu betrachten, bei dem es niemals so sein wird,
Frau Linnert, dass wir an allen Stellen die Empfän-
ger sind und die anderen die Geber sind.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das droht aber jetzt!)

Es droht Gott sei Dank nicht, es gibt ja viele gute
Beispiele, auch viele Erfolge, die wir haben und die
dies deutlich machen. Deshalb rate ich uns, auch weil
Duckwitz schon darauf hingewiesen hat, dass es klü-
ger ist, wenn die anderen ein kleines Land aus Wert-
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schätzung wollen, als wenn sie es nur aus Verfassungs-
gründen wollen müssen, wir müssen unsere Sorgen
auf den Tisch legen, unsere Probleme und unsere Leis-
tungen. In dem Leistungsbereich haben wir eine Men-
ge zu bieten, wir sollten ihn nicht zerreden,

(Beifall bei der CDU)

wir sollten auch diese Reform nicht zerreden. Wenn
wir uns in diesem Bereich auf bestimmte Punkte ei-
nigen, an denen wir versuchen, neue Pflöcke einzu-
schlagen, das sind im Wesentlichen die Punkte, die
vor uns liegen im Finanzteil, und gleichzeitig die Klage
auf den Weg bringen und morgen unseren Doppel-
haushalt beraten, dann haben wir drei große Schrit-
te nach vorn gemacht. Die müssen wir alle drei tun,
und sie müssen alle in einem Miteinander mit den
anderen Ländern und dem Bund geschehen und nicht
nur in einer totalen Konfrontation des kleinsten Bun-
deslandes im Kampf gegen alle. Den Kampf werden
wir nicht gewinnen.

Wir müssen klug mit unseren Ressourcen umge-
hen, und wir müssen unsere Möglichkeiten ausschöp-
fen, vor allen Dingen die rechtlichen Wege und die
politischen Wege, die gemeinsam beschritten wer-
den müssen, um unser Land wieder in eine sichere
finanzielle wirtschaftliche Zukunft zu bringen. Ich
glaube, dass die Föderalismusreform uns dazu Chan-
cen bietet, zugegebenermaßen auch Risiken, aber wir
sollten uns um die Chancen kümmern und daran hart
arbeiten, dann minimieren sich die Risiken auch von
ganz allein.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Bei dieser Reform müs-
sen wir in der Tat auch und sehr stark auf die einzel-
nen Elemente schauen und sie Stück für Stück be-
werten und diskutieren, was damit ausgelöst wird.
Im Zentrum muss aber doch stehen, und das will ich
gern an den Anfang stellen, dass wir uns fragen,
welche Gründe und Anlässe es eigentlich gegeben
hat, diese Reform anzugehen, diese Föderalismus-
reform auch so ins Zentrum deutscher Politik zu stel-
len.

Dafür gibt es zwei Gründe: Der erste Grund ist der
– was übrigens von allen politischen Kräften immer
beklagt worden ist –, dass die Verschränkung von
Bundestagsentscheidungen und die Abhängigkeit von
Bundesratsentscheidungen  so  nicht  weitergehen
kann. Es kann nicht sein, dass der demokratisch ja
wirklich legitimierte Bundestag sich mit seinen Vor-
stellungen und seinen Beschlüssen nicht durchset-
zen kann gegen einen Bundesrat, in dem die Län-
der nicht proportional, sondern mit festgelegten Stim-

men  vertreten  sind.  Das  hat  in  den  vergangenen
Jahren in der deutschen Politik zu Blockaden geführt,
und diese Blockade muss aufgelöst werden. Das ist
Ziel eins dieser Föderalismusreform.

Ziel zwei, meine Damen und Herren, war immer
die Diskussion darum, dass auch die Rolle der Land-
tage gestärkt werden muss. Es gehört zu einem föde-
ralen System, dass die Länder eigene Entscheidungs-
kompetenzen haben. Ich habe es noch einmal nach-
gelesen und erinnere mich aber auch gut an die Dis-
kussion um die Föderalismusreform, die wir im Sep-
tember 2004 in diesem Hause geführt haben, wo wir
auch an dieser Stelle eine große Einigkeit hatten. Ich
erinnere mich auch, wenn ich in die Reihen der Grü-
nen  blicke,  an  den  ehemaligen  Kollegen  Hermann
Kuhn, der hier immer gestanden und dafür gewor-
ben hat, dass die Kompetenz und die Entscheidungs-
möglichkeiten der Landtage gestärkt werden. Ich
finde, an diese beiden Elemente muss man sich zu
Anfang erinnern, und die muss man auch zum Aus-
gangspunkt seiner Beurteilung und seines Abwä-
gungsprozesses machen, den man angeht. In dieser
Grundelemententzerrung der Gesetzesvorhaben und
gleichzeitig neue Kompetenzen für die Landtage ist
diese Reform ein Schritt voran und geht in die Rich-
tung, die angegangen werden sollte.

Ich will hier keine großen Schritte in die Vergan-
genheit oder in die Geschichte machen, das haben
wir jetzt ja hier in der Debatte einige Male gehabt,
aber ich denke, dass es schon legitim ist, noch einmal
daran zu erinnern, wie denn im Dezember 2004 der
erste Anlauf dieser Reform gescheitert ist und wie fatal
dieses Scheitern auf das politische System in Deutsch-
land und auch die Handlungsfähigkeit gewirkt hat.
Ich denke, auch wir als Landtag des kleinsten Bun-
deslandes müssen uns darauf besinnen und diesen
Punkt noch einmal einbeziehen, will sagen, der jetzt
vorliegende Vorschlag ist an vielen Stellen ausgespro-
chen diskussionswürdig. Ich möchte auch gleich da-
rauf kommen und zu den einzelnen Aspekten etwas
sagen.

Frau Linnert, zu Ihrer Kritik und auch der Vehe-
menz, wie das hier vorgetragen worden ist, möchte
ich aber doch zwei Dinge anmerken: Das Erste ist,
als wir hier im September 2004 über Föderalismus
diskutiert haben, hatten wir eine politisch andere Si-
tuation, da hatten wir nämlich eine rotgrüne Bundes-
regierung. Wir hatten auch durchaus eine Beteiligung
der Grünen an den Vorbereitungen dieser Födera-
lismusreform. Heute haben wir hier einen Antrag vor-
liegen. Einen solchen Antrag habe ich im September
2004 vermisst, da haben Sie diese Diskussionen nicht
so zugespitzt.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe ein bisschen die Vermutung und ein biss-
chen den Eindruck, dass das auch etwas mit der Re-
gierungsbeteiligung der Grünen zu tun hat. Das fin-
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de ich nicht in Ordnung. Das ist nicht lauter, an so
ein Thema so heranzugehen. Da muss man ein biss-
chen stärker in seiner Tradition stehen.

Der zweite Punkt: Wenn wir uns einig sind, dass
wir entzerren und die Gesetzgebungsverfahren ver-
einfachen wollen, wenn wir uns einig sind, dass wir
die Landtage stärken wollen, dann müssen wir auch
sagen, mit welchen Mitteln und Instrumenten wir das
machen. Ich habe hier zwar deutliche Kritik an den
einzelnen Punkten gehört, aber ich höre keine ein-
zige Alternative, ich höre keinen einzigen Vorschlag,
was man denn wo machen soll, wo man die Kompe-
tenzen der Landtage stärkt, und ich finde, das gehört
auch zu einer fairen politischen Auseinandersetzung,
dass Sie einmal Vorschläge an der Stelle machen.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde, man kann das guten Gewissens machen,
weil Sie ansonsten ja nicht ein Kind von Traurigkeit
sind, sondern hier sehr häufig etwas auf den Tisch
legen. Darum ist es umso überraschender und auch
in einer Weise politisch enttäuschender, dass hier eben
nichts an der Stelle kommt.

Ich will in dem Zusammenhang jetzt auf die ein-
zelnen Punkte kommen, aber ich möchte auch gleich
noch einmal vorweg die Bedeutung der ersten und
der zweiten Stufe der Föderalismusreform erläutern!
Natürlich wird die erste Stufe – das liegt aber sozu-
sagen in der Natur der Sache, und ich bin sicher, jeder
neue Vorschlag würde Gleiches hervorbringen – die
Arbeitsteilung in Deutschland zwischen den Ländern
und dem Bund verändern, und zwar dahin gehend
auch verändern müssen, dass die Länder in gewis-
sen Bereichen mehr Aufgaben bekommen.

Dieses Element von Vielfalt, das ein konstitutives
Element von Föderalismus und hierin angelegt ist,
hat immer einen Aspekt von Wettbewerb und damit
auch die Gefahr von Wettbewerbsföderalismus. Die
Sorge teile ich, und wenn wir uns die einzelnen Punkte
ansehen, werden wir sehen, welche Elemente da kom-
men, aber die Gleichwertigkeit der Lebensbedingun-
gen darf nicht in Frage gestellt werden, auch nicht
durch diese Föderalismusreform.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Sind doch jetzt schon!)

Das ist der Satz im Grundgesetz. Darum brauchen
wir diese zweite Stufe, weil die zweite Stufe mit den
Finanzbeziehungen  die  Ausgleichsseite  darstellen
muss. Sie muss dafür sorgen, dass die Länder in den
Zustand versetzt werden, ihre Aufgaben zu erfüllen.

(Beifall bei der SPD)

Ich bitte darum zu beachten, wie stark wir die The-
men hochdrehen. Wir sind schon heute in einer Si-
tuation, in der diese Gleichwertigkeit nicht hinrei-

chend, jedenfalls aus unserer bremischen Sicht, ge-
geben ist, weil wir eben diese von uns vielfach ar-
gumentativ dargelegte finanzielle Benachteiligung
haben. Auch darum ist es wichtig – Bürgermeister
Böhrnsen hat es hier in seiner Erklärung deutlich
herausgearbeitet –, dass wir das nutzen, um den Ein-
stieg in die notwendige Verhandlung mit dem Bund
und den anderen Ländern hinzubekommen.

Nun lassen Sie mich, da möchte ich aus meinem
Herzen auch ganz und gar keine Mördergrube ma-
chen, etwas zu den einzelnen Elementen dieser ers-
ten Stufe sagen! Ich finde, der Senat und der Bürger-
meister haben das hier in dieser Regierungserklärung
doch auch in Deutlichkeit angesprochen. Es gibt hier
eine ganze Reihe von Punkten, die nicht so richtig
gut schmecken. Ich will gleich einmal mit der Bil-
dungspolitik anfangen. Mit der Bildungspolitik ist es
so, dass aber die erste Feststellung sein muss, dass
der Status quo, so wie wir ihn in Deutschland haben
und in den letzten 20 Jahren gehabt haben, nicht zu
optimalen Ergebnissen geführt hat, auch mit der hohen
Bedeutung und hohen Handlungsfähigkeit der Län-
der. Darum: Ich war immer dafür, dass man hier stärker
Bundeskompetenz schafft, weil man es, glaube ich,
darüber in deutlicherer Weise – gerade in einer glo-
balisierten Welt – hinbekommen kann, Wettbewerbs-
fähigkeit zu erreichen. Gar keine Frage, das wäre das
Optimale!

Ich sage aber auch, gegenüber dem Status quo müs-
sen wir an verschiedenen Stellen handeln. Da macht
die Berichterstattung des Uno-Sonderbeauftragten es
sehr deutlich: Es gibt Handlungsbedarfe, und die
können wir auch anlegen, wenn diese Föderalismus-
reform hier greift, denn wir müssen etwas im Bildungs-
system verändern, und wenn wir das in den einzel-
nen Bundesländern vorantreiben, können wir in der
Sache auch vorankommen. Also: Bundeskompetenz
wäre besser, aber eine Änderung in der Sache ist im-
mer noch richtiger, als wenn man weiter dasitzt und
die Dinge so lässt, wie sie zurzeit sind.

Der zweite Punkt, in ganz engem Zusammenhang:
Es ist natürlich ärgerlich, dass wir für ein ganz ge-
wisses Element, welches wir wollten, kein weiteres
Geld bekommen, beispielsweise den Ganztagsschul-
ausbau. Natürlich, hätten wir dieses Geld bekommen,
hätten wir mehr machen können, oder wenn wir es
zukünftig weiter bekommen würden, könnten wir
mehr oder so viel machen wie in der Vergangenheit,
aber da kommt auf uns als Land eine höhere politi-
sche Verantwortung zu.

Ich will der Debatte morgen nicht vorgreifen. Ich
finde  es  richtig,  dass  wir  hier  in  Bremen  trotz  des
Auslaufens dieses Programms den Schwerpunkt set-
zen und sagen, wir machen mit unseren Mitteln al-
les möglich und werden Ganztagsschulen weiter aus-
bauen.

(Beifall bei der SPD)
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Meine Damen und Herren, das ist doch die richti-
ge Antwort und bedeutet an dieser Stelle, wo uns
übrigens – das ist das Thema der zweiten Stufe – Fi-
nanzen entzogen werden, keine sachliche Verände-
rung, die hier zu Problemen in tieferer Weise führt.

Zum Hochschulbau brauche ich nichts zu sagen,
und zwar deshalb nicht, weil alle Vorredner – der
Bürgermeister  sowie  Herr  Perschau  und  Frau  Lin-
nert – deutlich gemacht haben, dass wir da bis 2013
gut abschneiden. Dann werden wir zu entscheiden
haben, und ich bin dafür, dass wir das auch zügig ent-
scheiden. Die Universität, unsere Hochschulland-
schaft, unsere Forschungslandschaft, das ist ein Leucht-
turm im Lande Bremen. Da bedeutet es dann, dass
wir  die  entsprechenden  Haushaltsentscheidungen
auch so treffen, dass wir diese Politik in geeigneter
Weise fortsetzen und auch nach veränderten Mög-
lichkeiten fortführen.

(Beifall bei der SPD)

Nur stichworthaft: Bei der Umweltgesetzgebung
ist es in der Tat kompliziert, wenn es sich auseinander
entwickelt. Aber auch da lassen Sie uns auf uns schau-
en! Ich sage hier: Bremen kann stolz darauf sein, dass
wir immer ordentliche Umweltschutzstandards ge-
halten haben, und das sollte auch so bleiben, auch
wenn hier das Umweltgesetzbuch verändert wird.

Ebenso ist es im Strafvollzug. Wir werden hier in
Bremen – dafür stehen jedenfalls wir Sozialdemokra-
ten – keine Politik zulassen, wie sie meinetwegen der
Justizsenator Kusch in Hamburg vorschlägt oder wie
sie die hessische Landesregierung anstrebt. Das wer-
den die politischen Entscheidungen sein, die in den
Ländern zu fällen sein werden, und das sind die In-
halte, die trotz der Föderalismusreform weiter eine
Rolle spielen müssen.

Nun lassen Sie mich zu der Frage kommen, wie
man damit jetzt eigentlich umgeht und wie wir vor
dem Hintergrund den Antrag der Grünen bewerten!
Da finde ich, dass sie bei all den Themen, wie sie dort
angesprochen sind, völlig einseitig nur die Einzelele-
mente betrachten und nicht hinreichend abwägen,
vor allem nicht abwägen gegenüber der großen Ge-
samtaufgabe, die diese Föderalismusreform vor sich
hat. Das ist das eine Element.

Das andere ist aber, dass man einmal in so einem
Zusammenhang überlegen darf, was denn eigentlich
die Zustimmung dieses Landtags zu dem Antrag, den
die  Grünen  vorgelegt  haben,  bewirken  würde.  Ich
muss bedauernd sagen, dass ich erwarte, dass sie so
gut wie gar nichts bewirken würde, gar nichts und
überhaupt nichts, und zwar deshalb, weil man sich
einfach vor Augen führen muss, welche Handlungs-
möglichkeiten und übrigens auch welche Traditio-
nen eigentlich das kleinste Bundesland oder ein klei-
nes Bundesland hat. Da brauchen wir jetzt nicht nur
auf die letzen zehn Jahre zu sehen, sondern im Prinzip
auf das, was in der Nachkriegszeit Bremen immer aus-

gezeichnet hat. Bremen ist immer klug gewesen, ist
mit seinen drei Stimmen im Bundesrat politisch klug
umgegangen und hat sie in Form von Verhandlung
eingesetzt.

Ich sage hier: Wenn wir hier drei Stimmen im Bun-
desrat, drei von 69, mobilisieren gegen diese Föde-
ralismusreform, dann haben wir noch nichts erreicht.
Wir erreichen erst etwas, wenn wir das Verhältnis und
diese Stimmen in Verhandlungsprozesse einbringen,
wenn wir anfangen, Verbindungen zu knüpfen und
hier die Bremer Rolle stärken. Das hat Bremen immer
ausgezeichnet, dass es nicht nur mit anderen Bun-
desländern in Verbindung getreten ist, sondern auch
eine so genannte Bundestreue bewiesen hat. Darin
liegt doch natürlich ein gewisser Punkt.

Der Bürgermeister hat hier nicht umsonst darauf
hingewiesen, dass die Bundesregierung und nament-
lich auch die neue Bundeskanzlerin vor dem Bundes-
rat deutliche Äußerungen dazu gemacht hat, dass sie
einen Einstieg in die zweite Stufe der Föderalismus-
reform unterstützt.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Das ist doch eine zweite Stufe der Föderalismusre-
form, die das Ziel der Gleichwertigkeit natürlich auf-
nehmen und in den Mittelpunkt stellen muss.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Sagen Sie!)

Ansonsten muss man die Frage der Existenz der Län-
der diskutieren und ob dieser Föderalismus so noch
funktionieren kann. Wir wissen doch, dass die Lage
so ist, und es gibt keine Anzeichen dafür, dass die
Bundesregierung eine Bereitschaft hat, in die Rich-
tung zu gehen.

Ich finde, wir sind klug beraten, unsere beschei-
denen drei Stimmen politisch hier so einzusetzen, dass
wir den Weg gehen, den uns der Senat vorgezeich-
net und uns empfohlen hat, und an dieser Aussage
anknüpfen, und man muss es quasi – ich meine, land-
läufige Meinung ist es ja, dass die große Koalition auf
Bundesebene aufgrund der Gleichrangigkeit mit der
großen Koalition hier eine besondere Chance auch
für Bremen und Bremens Selbständigkeit beinhaltet
– an dieser Stelle aufgreifen. Natürlich muss man da
insbesondere die Bundesregierung beim Namen nen-
nen. Man muss auch die Situation aufgreifen, dass
wir jetzt – das unterscheidet uns ja von den letzten
Jahren – die CDU mit in der Bundesverantwortung
haben. Da erwarte ich, dass das, was landläufig er-
wartet und vermutet wird, sich gut für Bremen aus-
wirkt, dass wir das auch in den nächsten Monaten,
noch in diesem Jahr erfahren. Das muss sich bele-
gen! Die Föderalismusreform kann ein Beleg für diese
landläufige Meinung sein, dass die große Koalition
im Bund für uns in Bremen etwas bringt. Ich finde,
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das muss sich beweisen. Daran müssen wir es gemein-
sam hier in Bremen auch messen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Bremer Erfahrung spricht da-

gegen, Herr Sieling!)

Die Bremer Erfahrung in dem Zusammenhang ist
ja noch gar nicht so lang, jedenfalls nicht mit einer
großen Koalition auf Bundesebene. Ich weiß es jetzt
nicht, und ich glaube nicht, dass Sie die Bremer Er-
fahrung meinen, die wir mit der rotgrünen Bundes-
regierung hatten. Die meinen Sie jetzt wahrschein-
lich nicht. Ich meine sie jedenfalls auch nicht.

Ich denke, dass man den Weg gehen muss und es
natürlich der entscheidende Punkt ist, dass wir den
Einstieg in die zweite Stufe der Föderalismusreform
hinbekommen. Dazu will ich noch einen Aspekt nen-
nen: Wir sind konfrontiert damit, ich glaube, in al-
len Parteien und allen Fraktionen, dass, wenn wir auf
die Bundesebene gehen, es noch eine große Zurück-
haltung auch auf Seiten der Länder gibt, ob man die-
sen Einstieg macht. Ich habe den Eindruck, dass deut-
licher wird, darauf verweist auch das Argument von
Herrn Stratmann, dem Wissenschaftsminister aus Nie-
dersachsen, dass es auch aus anderen Bundesländern
verschiedene Hinweise gibt, dass man erkennt, dass
diese erste Stufe der Föderalismusreform die Wett-
bewerbsfrage im Föderalismus verstärkt, man aber
etwas für die Ausgleichsseite tun muss, dass die Län-
der merken, es muss hier etwas verändert werden,
und damit eine Öffnung hin zu unseren Interessen
stattfindet. Das wird die politische Kunst sein, dies
hinzubekommen. Ich glaube, die richtige Erkennt-
nis über das, was in der ersten Stufe stattfindet, wird
dann zeigen, dass daraus finanzielle Veränderungen
zwischen dem Bund und den Ländern erfolgen müs-
sen. Vor dem Hintergrund, denke ich, gibt es nur die
Alternative, darauf zu setzen.

Was die Inhalte betrifft, da möchte ich gern auf die
einzelnen Elemente der ersten Stufe eingehen. Ich
möchte gern zum Schluss noch darauf hinweisen, dass
sich in der Tat am 10. März der Bundestag und der
Bundesrat damit befassen werden und damit das par-
lamentarische Verfahren erst beginnt, Herr Perschau
hat dies hier auch angesprochen. Ich denke, in allen
Parteien und in allen Fraktionen – auch auf Bundes-
ebene – spüren wir, wie die Diskussion läuft. Da muss
sich die Erkenntnis, was dieses Gesetzeswerk im Ein-
zelnen bedeutet, noch verbreiten. Ich kann mir durch-
aus vorstellen, dass es an der einen oder anderen Stelle
dort auch zu Veränderungen kommt, und auch in dem
Sinne – auch das hat der Bürgermeister hier für den
Senat deutlich gemacht – wird ein entsprechendes
Handeln des Senats notwendig sein.

Neben der Ebene, die viel mit der Gesamtstrate-
gie zu tun hat, auf Bundesebene zu verhandeln, wird
uns die Föderalismusreform auch dahin bringen, dass
wir Eigenanstrengungen aufbringen müssen. Die Ei-

genanstrengungen in diesem Bereich müssen darin
bestehen, dass wir in Kooperationen treten. Wir als
eines der kleineren Bundesländer müssen die Koo-
peration der Küstenländer, der norddeutschen Län-
der vertiefen. Herr Perschau hat dies angesprochen,
ich teile dies voll und ganz.

Natürlich  müssen  wir  im  Bildungswesen  darauf
achten, dass wir da keine Kleinstaaterei bekommen,
sondern eine vernünftige, abgestimmte Vorgehens-
weise. Beim Strafvollzug kann es nicht eine zersplit-
terte Landschaft geben. Selbiges gilt auch für das The-
ma der Beamtenbesoldung, bei der ich mir überhaupt
nicht vorstellen kann, dass wir überall eine zersplit-
terte Tariflandschaft haben.

Eines will ich an der Stelle aber deutlich sagen –
ich glaube, da sind wir uns hier im Hause sehr einig
–, Kooperation im Norden ja, aber ein Zusammen-
werfen im Norden bringt nichts. Zu einem Nordstaat
sage ich hier deutlich nein! Das darf nicht die Folge
dieser Diskussion und dieser Reform sein. Das soll-
ten wir gemeinsam in diesem Hause ablehnen, mei-
ne Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich will zusammenfassen und sagen, dass wir als
Sozialdemokraten diese Föderalismusreform auch mit
der klaren Problemsicht der Sache angehen, dass wir
keinen  Wettbewerbsföderalismus  in  Deutschland
haben wollen, sondern dass die Gleichwertigkeit der
Lebensbedingungen und auch die Gleichwertigkeit
der Handlungsmöglichkeiten gegeben sein müssen.
Das ist an der Stelle nicht nur eine politische Grund-
auffassung, sondern, glaube ich, originäres Bremer
Interesse.

Zweitens müssen wir die Handlungsmöglichkei-
ten nutzen. Der Bürgermeister hat hier die Laborfunk-
tion, die Modellversuche angesprochen, die wir ent-
falten können, bei denen Bremen zeigen kann, dass
es Hecht im Karpfenteich ist und vielleicht aufgrund
seiner Kleinheit schneller in der Lage ist, Reformpro-
zesse anzustoßen. Wir werden drittens in Konsequenz
dieser Föderalismusreform die Kooperation in Nord-
deutschland vorantreiben müssen, und viertens will
ich sagen, dass der Kern darin liegt, dass es uns ge-
lingt – wie ich ausgeführt habe –, den ersten und
zweiten Schritt zusammenzubringen, den ersten Teil
und den finanziellen Teil dieser Föderalismusreform
zu einer Einheit zu machen.

Der Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen bringt hier
leider diese Vielfalt des Handelns und die Vielfalt der
politischen Notwendigkeiten nicht auf den Punkt. Da-
her lehnen wir diesen Antrag ab. – Herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich der nächsten Rednerin das Wort erteile, möchte
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ich auf der Besuchertribüne ganz herzlich Mitglie-
der der Schülerunion und der Jungen Union Schwach-
hausen/Horn/Oberneuland begrüßen. Seien Sie ganz
herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich möchte auch den ehemaligen Vizepräsidenten
der Bremischen Bürgerschaft, Dr. Kuhn, heute hier
ganz herzlich begrüßen!

(Beifall)

Als Nächste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Die Kunst in
der Politik ist ja, die Zukunft vorherzusehen – das ist
jetzt zu dick aufgetragen –, zu antizipieren, sich da-
rüber Gedanken zu machen, wie es eigentlich sein
könnte. Nichts weiter habe ich hier gemacht. Ich habe
mir nämlich überlegt, was passiert eigentlich, wenn
es jetzt so beschlossen wird, wie es hier droht.

Ich räume ein, dass da zwischen Miserabelismus
und der ewig rosafarbenen Schönrederei ein weites
Feld ist. Irgendwann ist die Wirklichkeit dann irgend-
wo dazwischen. Das ist ganz normal. Trotzdem gibt
es Begründungen für die Frage: Wie wird es eigent-
lich kommen? Damit, finde ich, sollten Sie sich ein
bisschen mehr auseinander setzen, als Sie es hier bis-
her getan haben.

Das erste Argument vom Kollegen Perschau war,
es gibt eine Reihe von Öffnungsklauseln, und die
müssen wir nicht nutzen. Nein, das müssen wir auch
nicht! Erst einmal nicht, das ist völlig klar. Dann bleibt
aber als Erstes die Frage zu beantworten, warum man
nun mit großem Jubelgetöse alle möglichen Öffnungs-
klauseln in allen möglichen Politikbereichen feiert und
sich dann gegenseitig versichert, dass man sie nicht
zu nutzen gedenkt. Das entspricht nicht der politi-
schen Erfahrung, jedenfalls nicht von den Grünen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

dass Dinge so gemacht werden. Dann könnte man
es nämlich auch bleiben lassen. Man kann also davon
ausgehen, die allgemeine Lebenserfahrung spricht
dafür, dass man anfangen wird in dem einen oder an-
deren Bereich, diese Öffnungsklauseln zu nutzen.

Warum ist es jetzt für Bremen so besonders bedroh-
lich? Bremen kämpft bekanntermaßen um sein finan-
zielles Überleben, und die Frage ist, wieviel Geld wir
im Länderfinanzausgleich bekommen, denn eine Ein-
wohnerveredelung von 135 Prozent wird in der Zu-
kunft eine ziemlich zentrale Rolle vor dem Verfas-
sungsgericht spielen. Dann wird man sich überlegen,
wie man das Geld aufteilt, das wir für unsere Bevöl-

kerung zur Verfügung haben, und Bereiche bilden,
die auf der einen Seite durch Bundesgesetz verpflich-
tet sind und bei denen wir keine Spielräume mehr
haben, weil wir das Geld einfach ausgeben müssen.
Das ist der Bereich, der bundesgesetzlich geregelt ist.
Das sind viele Sozialleistungen, aber eben zum Bei-
spiel auch die Bezahlung der Beamten. Dann macht
man ein ordentliches Benchmarking und wird fest-
stellen – so sehen wir es jedenfalls –, dass dann die
135 Prozent, wenn man eine große Spanne über die
gesamten Pflichtaufgaben legt, schon annähernd aus-
geschöpft sein werden.

Wenn es jetzt aber eine Reihe von Öffnungsklau-
seln gibt, dann wird natürlich im Konzert sowohl in
Karlsruhe als auch in den Verhandlungen mit den
anderen Bundesländern der Druck, in bestimmten Be-
reichen von den Öffnungsklauseln Gebrauch zu ma-
chen, um eben unter diese Marge von 135 Prozent
zu – –.

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Das ist so, trotz-
dem muss es nicht so sein!)

Haben Sie gesagt, es ist schon klar? Das finde ich
jetzt nett von Ihnen. Es muss nicht so sein, aber jetzt
sagen Sie einmal, was eigentlich in der Lage, in der
Bremen jetzt ist und in der sich Deutschland jetzt be-
findet,  und  vor  dem  Hintergrund  der  wirklichen
Hemmungslosigkeit der südlichen Bundesländer beim
Austrocknen  des  armen  Nordens  eigentlich  dafür
spricht, dass ich nicht Recht bekomme! Ehrlich ge-
sagt leider ziemlich wenig! Nicht, dass es mir gefällt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ist es eigentlich wirklich so, dass Bremen in einer
Lage steckt, in der es nur zwei Möglichkeiten gibt,
nämlich isoliert dazustehen, mit dem Fuß aufzustamp-
fen und unsere drei Stimmen für uns zu behalten, und
ansonsten sagen alle nur, die spinnen, die Bremer, oder
den Kakao zu trinken, durch den wir da gerade ge-
zogen werden? Ist es eigentlich wirklich so, dass diese
als einzige Möglichkeiten für Bremen übrig geblie-
ben sind? Da sagt Herr Sieling nein. Sehen Sie! Nichts
weiter sagt unser Antrag: Trinkt nicht den Kakao,
durch den ihr gezogen werdet! Sucht die Verhand-
lungsmöglichkeiten offensiv, und sagt da nein, wo es
nicht im Bremer Interesse ist!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Aber nur
in der ersten Stufe!)

Es ist doch nicht so, dass in der ganzen Bundes-
republik niemand darauf wartet, dass jemand ein-
mal den Mut hat, zu Teilen des Paketes nein zu sa-
gen. Schauen Sie sich doch an, was in Schleswig-
Holstein ist, oder wie wäre es, wenn wir uns einmal
zur Abwechslung um die neuen Bundesländer be-
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mühen würden? Das wäre auch ein ziemlich gutes
Unterfangen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zum Beamtenrecht sagt Herr Perschau, man könnte
es ja als Möglichkeit benutzen, besser zu sein, Ver-
waltungsaufwand einzusparen. Mir hat es sich bisher
nicht erschlossen, dass der Verwaltungsaufwand beim
Beamtenrecht jetzt das Problem ist. Wir bekommen
ganz einfach das Problem, wie jetzt auch bei der Ge-
sellschaft für Bildungsinfrastruktur, wenn man den
Leuten, die wir haben wollen, hier schlechtere Be-
dingungen bietet als die, die sie woanders bekommen
können, dann gehen sie auch woanders hin. Sie ver-
halten sich marktwirtschaftlich, was ganz normal ist,
und das werden wir hier auch erleben.

Recht hat der Kollege Perschau, wenn er sagt, wir
müssen besser sein als andere. Das gilt übrigens auch
für die politische Klasse!

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Das ist so!)

Das müssen wir, und zwar deutlich. Richtig, richtig
deutlich besser! Sie können es aber doch nicht ein-
fach nur so behaupten, ohne auch auf die Bedingun-
gen, unter denen hier agiert wird, zu rekurrieren.
Glauben Sie wirklich, dass wir gegen ein Bundesland
wie Bayern mit einem fast ausgeglichenen Haushalt
einen  Konkurrenzkampf  bei  der  Ausstattung  der
Hochschulen gewinnen können? Man kann besser
sein, das finde ich auch, oft noch viel besser, aber der-
maßen zu negieren, welche ungleichen Vorausset-
zungen es gibt, das finde ich wirklich sträflich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Dr. Sieling hat gesagt, Ziel der Reformen –
das ist richtig – war es unter anderem auch, die Land-
tage zu stärken. Ich als Parlamentarierin mit Leib und
Seele bin für so etwas immer empfänglich. Das war
ein richtiges Ziel! Aber das ist nicht erreicht worden.
In Wirklichkeit ist es doch jetzt so, dass wir eine neue
Stufe  des  Ministerpräsidentenföderalismus  bekom-
men werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn es wirklich so ist, dass es gelingen kann, im
Verein mit den norddeutschen Bundesländern Din-
ge gemeinsam zu machen, was ich richtig finde, denn
das ist dann der Ausweg, dass man da jetzt keinen
riesigen Flickenteppich anrichtet, sondern dass man
neue Länderbündnisse bildet und es mit Staatsver-
trägen und allen möglichen Verabredungen absichert.
Es wird dann aber doch dazu kommen, dass die Kom-
petenzen und Möglichkeiten der Bremischen Bürger-
schaft nicht steigen, sondern sinken werden, weil der
Druck, das dann nachzuvollziehen, was auf Minis-

terpräsidentenebene verhandelt und vereinbart wur-
de, natürlich steigen wird. Dem werden sich auch die
Grünen nicht verschließen können. Der Versuch, die
Länderparlamente zu stärken, ist, ehrlich gesagt, völlig
in die Hose gegangen.

Ich weise es zurück, dass die Grünen keine Vor-
schläge gemacht haben. Ich habe hier eben ganz klar
und deutlich gesagt, welche Bereiche unproblema-
tisch sind, und ich habe gesagt, dass man sich bei
diesem Zustand, in dem sich die Föderalismusreform
zurzeit befindet, auf eine Änderung von Artikel 84
Absatz 1 Grundgesetz beschränken könnte, weil man
einen großen Teil der Probleme damit schon lösen
könnte. Das ist Ihnen zu wenig, das habe ich verstan-
den. Hier aber zu behaupten, wir hätten keine Vor-
schläge gemacht, das weise ich zurück. Ich weise auch
zurück, dass sich die Bremer Grünen oder die Bun-
desgrünen inkonsistent verhalten haben.

Ich habe hier die Rede aus 2004, die Debatte liegt
auf meinem Tisch, in der sich Bürgermeister Scherf
einigermaßen unflätig gegenüber den Grünen ver-
halten hat. Wenn Sie die Debatte nachgelesen ha-
ben,  dann  ist  Ihnen  das  auch  aufgefallen,  wie  die
Blinden von der Farbe und so ging es dann hier, wo-
bei  er  in  vielen  Punkten  letztlich  auch  einräumen
musste, dass wir nicht ganz Unrecht haben. In die-
ser Debatte und in all denen, die Hermann Kuhn vor-
her für die Grünen geführt hat, haben wir hier auf
Bremer Ebene immer gesagt, auf Bremer Interessen
in der Bildungsfinanzierung, im Umweltschutz und
in der Hochschulfinanzierung achten, macht da et-
was anderes! Hört auf, euch an den Starken anzu-
schleimen! Wir brauchen einen eigenen starken Bre-
mer Weg. Wir brauchen ein Bewusstsein für die be-
sondere Bremer Lage! Das ist also nicht richtig, dass
sich die Bremer Grünen hier inkonsistent verhalten
haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zur Bundesebene! Mit meiner geschätzten Kolle-
gin Krista Sager habe ich gestern noch darüber ge-
redet! Nirgendwo, in keinem einzigen Punkt, was die
Bildungsfinanzierung und die Hochschulfinanzierung
angeht, haben die Grünen irgendwo gewackelt, was
richtig ist. Das bleibt dann als Dissens zwischen, ich
sage einmal, den Grünen mehrheitlich mit Winfried
Kretschmann aus Baden-Württemberg, da bleibt die
Frage  übrig:  Welche  Möglichkeiten,  Risiken  und
Chancen liegen im Beamtenrecht? Das ist das Ein-
zige, was an wirklichem Dissens übrig geblieben ist.
Im Übrigen weise ich noch einmal, halten zu Gna-
den,  darauf  hin,  dass  dieser  Verhandlungsprozess
schon damals und heute noch in verstärktem Maße
in einer großen Koalition stattfindet, in der die Grü-
nen ziemlich wenige Möglichkeiten haben, auf Bun-
desebene ihre eigenen Vorstellungen einzubringen.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Liebe Frau Linnert, ich will auch
noch einen Versuch unternehmen, das Bild, das Sie
so düster von der Reform zeichnen, etwas aufzuhel-
len. Sie haben gefragt eingangs Ihres eben gehalte-
nen Beitrags: Was ist Politik? Politik ist die Kunst des
Möglichen in einer Situation, in der man für eine Ver-
fassungsänderung, wie Sie wissen, eine Zweidrittel-
mehrheit im Bundestag und eine Zweidrittelmehrheit
im Bundesrat braucht. Wenn man eine so grundle-
gende Reform machen will, dann muss man kompro-
missfähig sein. Für die Kompromissfähigkeit gibt es
natürlich Grenzen, aber man muss kompromissfähig
sein. Das habe ich bei Ihnen nicht so richtig heraus-
gehört, dass Sie das sein wollen. Wir wollen es sein.

Bremen ist ein funktionierender, ein lebendiger Teil
des deutschen Föderalismus, und weil das so ist, sind
wir auf einen funktionierenden Föderalismus ange-
wiesen. Wir wollen konstruktiv dazu beitragen, dass
der deutsche Föderalismus eine Zukunft hat, denn das
ist unsere Existenzvoraussetzung, dass es den deut-
schen Föderalismus gibt.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen werden wir konstruktiv sein.

Womit ich überhaupt nicht leben kann, und des-
wegen habe ich mich noch einmal gemeldet, Frau Lin-
nert, ist, wenn Sie den Eindruck erwecken oder sug-
gerieren, das, was hier auf den Weg gebracht wor-
den ist, sei zum Schaden für Bremen. Man kann das
eine oder andere für falsch halten, für nicht akzep-
tabel halten, aber zum Schaden für Bremen ist das
mit Sicherheit nicht. Ich sage, das Gegenteil für Bre-
men ist richtig, Chancen für Bremen sind darin.

Erstens, das habe ich schon gesagt: die Chance ei-
nes funktionierenden Föderalismus! Sie haben ganz
am Ende Ihrer ersten Rede gesagt, es gibt auch Licht
dabei, und da haben Sie auf den Artikel 84 verwie-
sen. Ein Anlass für die gesamte Föderalismusreform
war, dass wir wegkommen wollen vom Exekutivfö-
deralismus. Darüber habe ich übrigens  auch hier an
dieser Stelle mehrfach in meiner früheren Funktion
als Fraktionsvorsitzender und da, meine ich, im Gleich-
klang auch mit Ihrem früheren Kollegen Hermann
Kuhn diskutiert. Wir hatten einen Exekutivföderalis-
mus, was meinte, wir hatten nicht die Beteiligung der
Länderparlamente, sondern wir hatten die Beteiligung
der Länder über die Ministerpräsidenten, nämlich über
die Schiene des Artikels 84. Wenn ein Gesetz, das klar
in die Zuständigkeit des Bundes fiel, Regelungen ent-
hielt, durch die das Verwaltungsverfahren betroffen
war, war das das Einfallstor der Zustimmungsbedürf-
tigkeit für die Gesetze. Zwei Drittel sind es am Ende
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

gewesen. Sie haben auch darüber gesprochen. Dass
das anders geworden ist, bedeutet eine richtig klare
Entflechtung. Das ist – nicht der Schritt, wie Sie eben
noch einmal gesagt haben, dass der Exekutivföde-
ralismus der Ministerpräsidenten als Föderalismus da
aufrechterhalten wird – das Gegenteil davon.

Die zweite Bemerkung, die ich machen möchte: Wir
haben – übrigens auch wir gemeinsam mit dem Prä-
sidenten auf dem Konvent der deutschen Landtage
und der Präsidenten der deutschen Landtage in Lü-
beck – gemeinsam gefochten für mehr Kompetenzen
für die Landesparlamente, und nicht deswegen, weil
wir drohten, hier arbeitslos zu werden, sondern weil
wir der Überzeugung sind, dass Dinge, die vor Ort
zu regeln sind, die nah an den Menschen sind, die
vor Ort auch gestaltet werden können, auch vor Ort
vom Gesetzgeber geregelt werden sollen. Das war
unser gemeinsames Anliegen.

Nun kann man überhaupt nicht bezweifeln, dass
es mehr Kompetenzen für die Länder gibt. Sie ha-
ben doch die Materien hier aufgelistet. Man kann zwar
sagen, so haben wir uns das nicht gedacht, wir hät-
ten gern eine andere Kompetenz statt dieser Kom-
petenz. Das geht mir genauso, so etwa beim Straf-
vollzug, das habe ich Ihnen vorgetragen, im Beam-
tenrecht ist es übrigens das Gleiche, bei der Besol-
dung, aber Sie haben gesagt, ich habe mir das auf-
geschrieben,  wir  seien  gezwungen,  die  Beamten
schlechter zu behandeln, weil wir die Kompetenz hät-
ten. Nein, dazu sind Sie nicht gezwungen! Wir müs-
sen uns hier in diesem Bremer Parlament in Zukunft,
wenn das gesetzt wird, der schweren Verantwortung
unterziehen, selbst über die Besoldung der bremischen
Beamtinnen und Beamten zu entscheiden. Oh Gott,
sagt man, das war ja früher schöner, da konnte man
nach Berlin zeigen und sagen, die haben da etwas
beschlossen, wenn es positiv war, haben wir gesagt,
wir hätten es genauso beschlossen, wenn es nega-
tiv war, haben wir gesagt, nein, so hätten wir das nicht
gemacht. In Zukunft ist das anders. Wir haben diese
Verantwortung, aber im Umgang mit diesen Kompe-
tenzen, das ist die Frage, da muss man konstruktiv
sein.

Ich bin nicht der Überzeugung, dass wir sehr gro-
ße Administrationen aufbauen sollten und müssen,
weil wir diese Kompetenzen haben, sondern dass wir
davon klug Gebrauch machen, indem wir uns zum
Beispiel im Strafvollzug, im Beamtenrecht auf die an-
deren Länder zu bewegen und sagen, lasst uns doch
auf dieser Ebene zusammenarbeiten. Wie macht ihr
von euren Kompetenzen Gebrauch, wie machen wir
von unseren Kompetenzen Gebrauch? Wir machen
es so, dass wir nicht 100 zusätzliche Leute einstellen
müssen, um riesige Gesetzeswerke zu erarbeiten. Wie
machen wir das? Das ist doch auch eine Chance der
Zusammenarbeit zwischen den Ländern.

Ich möchte eine Bemerkung zur ersten und zwei-
ten Stufe der Föderalismusreform machen! Frau Lin-
nert, ich widerspreche ausdrücklich Ihrem Eindruck,
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dass das eine Geschichte von Taktik ist, also, man
würde die erste Stufe eigentlich nicht machen, aber
die  zweite,  und  darauf  setzen  wir.  Mir  geht  es  da-
rum klarzumachen, die erste und die zweite Stufe sind
nur in einem politischen Zusammenhang zu sehen,
übrigens auch von denen, die damals angefangen ha-
ben, das in einem Zusammenhang zu sehen. Wir ha-
ben  immer  gesagt,  in  einem  ersten  Teil  muss  das
Grundgesetz so modernisiert werden, dass die Kom-
petenzen klar sind, die Entflechtung hergestellt wird,
und in einem zweiten Teil müssen wir für die finan-
zielle Existenz von Bund, Ländern und Gemeinden
sorgen. Nicht umsonst weise ich überall, wo ich da-
rüber rede, darauf hin, dass Handlungsbedarf nicht
nur aus bremischer Sicht besteht. Das ist übrigens auch
noch ganz wichtig, das deutlich zu machen.

1992, als wir mit dem Saarland gemeinsam geklagt
haben, waren das Saarland und Bremen in einem ver-
fassungswidrigen Zustand ihrer öffentlichen Finan-
zen.  Heute,  Februar  2006,  sind  mindestens  elf  von
16 Bundesländern in der Situation, verfassungswid-
rige Haushalte vorweisen zu müssen. Wer vor die-
ser Situation nicht sieht, dass wir Handlungsbedarf
haben, der hat, glaube ich, die Zeichen der Zeit nicht
erkannt. Das ist die Chance Bremens, so bitter, wie
es vielleicht klingen mag, dass sich die Rahmenbe-
dingungen oft für viele andere verschlechtert haben,
dass wir unsere bremischen Interessen – und die haben
wir in der Regierungserklärung benannt – dort auf
den Tisch des Hauses gelegt bekommen. Das ist keine
Sicherheit, das ist eine Chance, mehr nicht, aber die
Chance nicht wahrzunehmen wäre ein Riesenfehler.

Ich kann Ihnen aus meinen ersten Erfahrungen un-
ter den Ministerpräsidenten gern berichten, dass die
Begeisterung, dass das auf einen solchen Weg geht,
begrenzt ist – was noch maßlos übertrieben ist – son-
dern es gibt eigentlich nur zwei Ministerpräsidenten,
den saarländischen und den Bremer Bürgermeister,
die sagen, es ist ein dringender Weg. Das zeigt aber
doch, was wir brauchen: Nicht, dass wir die Flinte
ins Korn werfen, sondern Bremen braucht Freunde,
Bremen braucht Verbündete. Bremen muss sich kon-
struktiv in diesem ganzen Kontext verhalten. Bremen
braucht gute Argumente, und ich denke, wir sind auf
dem Weg, uns da Gehör zu verschaffen, und dass wir
in diesem Teil Föderalismusreform I konstruktiv, aber
auch kritisch dabei sind, ist die Grundvoraussetzung
dafür, dass wir in der zweiten Stufe dieser Födera-
lismusreform genauso dabei sind und, wie gesagt,
nicht mit der Sicherheit, aber mit der Chance an die
Verhandlungen gehen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 16/936 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der  Regierungserklärung  zur  Föderalismusreform,
Drucksache 16/927, Kenntnis.

Landesenergieprogramm – Dritte Fortschreibung
(2005)

Mitteilung des Senats vom 29. November 2005
(Drucksache 16/812)

Wir verbinden hiermit:

Klimaschutz in der Energiepolitik verankern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Januar 2006
(Drucksache 16/893)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Staatsrätin
Kramer.

Meine Damen und Herren, die gemeinsame Bera-
tung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr  Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Die
Energiewende ist eine entscheidende Zukunftsfrage.
Der Atomausstieg muss vollzogen werden, und die
Abhängigkeit von den endlichen Ressourcen muss
verringert werden. Mit den steigenden Öl- und Gas-
preisen ist das vielen Bürgern und Bürgerinnen in
jüngster Zeit bewusst geworden.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Aus  Klimaschutzgründen  wissen  wir  das  schon
lange: das Aufheizen des Klimas und das Ansteigen
des Meeresspiegels, Wirbelstürme von nicht bekann-
tem  Ausmaß,  extreme  Witterungsbedingungen.  In
Verantwortung für diese eine Welt muss der Klima-
wandel gebremst werden, müssen die CO2- Freiset-
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zungen verringert werden. Das ist möglich, und zwar
einerseits mit Energieeinsparungen, also einer Ver-
besserung der Energieeffizienz, und mit dem Umstei-
gen auf erneuerbare Energien. So könnte beispiels-
weise europaweit durch höhere Effizienzstandards
im Gebäudebestand der Gasverbrauch um 50 Pro-
zent reduziert werden.

Meine Damen und Herren, die Förderung der spar-
samen und umweltverträglichen Energieversorgung
und Energienutzung im Land Bremen war bereits 1991
das Ziel des bremischen Energiegesetzes. Eine Be-
urteilung des jeweils erreichten Standes sollte nach
diesem Gesetz ebenfalls erfolgen, und diese Beurtei-
lung oder Bewertung des jeweils erreichten Standes
ist heute die zur Debatte stehende Fortschreibung des
Landesenergieprogramms.  Die  Frage  ist  also:  Wie
sieht es nach 15 Jahren Energiegesetz in Bremen aus?
Wie stellt sich die CO

2
-Bilanz dar? Welchen Beitrag

leistet das Land zum Klimaschutz?

Meine Damen und Herren, das Landesenergiepro-
gramm zeigt vor allen Dingen eines: Bremen hat sich
nicht mit Ruhm bekleckert. Vom ursprünglichen Ziel,
30 Prozent CO2 einzusparen, hat der Senat schon lange
Abschied genommen. Aber nicht einmal die behaup-
teten elf Prozent CO2-Einsparungen sind erfolgt. Da
nützt schönreden nichts. Legt man nämlich die Da-
ten des Statistischen Landesamtes zugrunde, so sieht
die Bilanz völlig anders aus, als sie im Landesener-
gieprogramm dargestellt ist. Von 1981 bis 2002 ha-
ben sich die CO

2
-Emissionen nach Energieverbrauch

so gut wie nicht verändert. Das heißt, der Effekt al-
ler Maßnahmen wie Einsparungen und die Nutzung
regenerativer Energien ist so gering, dass er im Rau-
schen verschwindet, das natürlich entsteht durch un-
terschiedliche Witterungsverhältnisse und Ähnliches.
Das möchte ich auch an der Stelle noch einmal be-
tonen, weil leider in der Öffentlichkeit bisher nur an-
deres verbreitet wurde: Bremen leistet keinen Bei-
trag zum Klimaschutz. Die CO

2
-Freisetzungen haben

sich seit 1981 nicht signifikant verändert. Der Senat
kommt im Landesenergieprogramm zu einem anderen
Ergebnis, und zwar aus einem einfachen Grund: Er
nimmt nicht die vollständigen Daten des Statistischen
Landesamtes, sondern er hat sich seine eigene sta-
tistische Bewertungsgrundlage gebastelt. Er berechnet
nämlich  die  hypothetischen  CO2-Einsparungen  aus
den von ihm unterstützen Aktivitäten und Maßnah-
men. Das ist aber nicht die relevante Zielgröße. Das
Klima reagiert nicht auf hypothetisch berechneten Ein-
sparungen aufgrund von Maßnahmen, sondern das
Klima reagiert auf tatsächliche Freisetzung, und an
der Stelle ist in Bremen nichts passiert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, in der Gesamtbewer-
tung hat der Senat also sein Klimaschutzziel verfehlt,
der Senat hat auch nicht den erforderlichen Ziel- und
Maßnahmenkatalog vorgelegt, aber besonders schwer-

wiegend ist für uns, dass der Senat seine eigenen Mög-
lichkeiten zur Energieeinsparung und Energieeffizi-
enzsteigerung nicht umgesetzt hat.

Bei der Ausschöpfung der Energieeffizienzpoten-
tiale im öffentlichen Gebäudebestand bestehen er-
hebliche Defizite. Um das noch einmal zu veranschau-
lichen, möchte ich mit Erlaubnis des Präsidenten aus
diesem Landesenergieprogramm zitieren. Dort heißt
es auf Seite 42: „In 25 der 50 Gebäude, die einen auf-
fällig hohen Stromverbrauch aufweisen, wurden zu-
sätzlich investive Maßnahmen zur Stromeinsparung
untersucht und im Sinne einer überschlägigen Ab-
schätzung wirtschaftlich bewertet. Auf dieser Grund-
lage wurden sechs Gebäude für ein Pilotprojekt aus-
gewählt, um praktische Erfahrungen mit der Erschlie-
ßung  investiver  Stromsparpotentiale  zu  sammeln.“
Soweit das Zitat!

Vielleicht noch einmal zur Erinnerung: Es gibt ein
groß aufgelegtes Stromsparprogramm des Senats, be-
gonnen 2002. Was ist bis heute erfolgt? Man hat quasi
lediglich in fünf Gebäuden pilothaft kleine Maßnah-
men wie das Auswechseln von Glühbirnen und Ähn-
liches umgesetzt. Das ist das, was hier passiert ist,
obwohl hier im öffentlichen Gebäudebestand erheb-
liche Einsparpotentiale bestehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, es ist für uns Grüne auch
eine ganz zentrale Frage, dass wir das Klima nicht
unnötig aufheizen dürfen. Die Verbesserung der Ener-
gieeffizienz ist eine wesentliche Stellschraube auch
für eine nachhaltige Entwicklung. Sie erspart Steu-
ergelder,  sie  stützt  das  Handwerk,  denn  das Hand-
werk bekommt damit Arbeit, sie fördert die Bau-
konjunktur und damit das wirtschaftliche Wachstum,
und die Energiekosten werden gesenkt, das heißt,
der Bremer Haushalt wird entlastet und das Klima ge-
schont. Es gibt also eine wirkliche Win-Win-Situation,
die dringend – manchmal möchte ich das auch nicht
mehr wiederholen, weil ich es hier schon seit sieben
Jahren predige – angegangen werden müsste.

Man muss feststellen, warum in Bremen so lange
nichts passiert ist, obwohl ja viel Geld für viel Un-
sinn ausgegeben wurde. Ein Grund, warum nichts
passiert ist, ist auch die Umorganisation des Liegen-
schaftswesens. Erst war man mit der Umorganisati-
on beschäftigt, dann war es umorganisiert, und dann
wusste man nicht mehr, wie man so etwas realisie-
ren soll: Wer investiert? Auf wessen Kosten geht das?
Wer ist dann sozusagen der Nutznießer? Die große
Koalition hat sich also ihr eigenes Chaos produziert,
was zum Nichtstun geführt hat.

Jetzt sind wir endlich so weit gewesen, dass der
erste  Ansatz  gegangen  wäre.  Das  heißt,  es  ist  ein
Mieter-Vermieter-Modell,  und  die  Frage,  wer  der
Nutznießer ist, und die ganzen bürokratischen Ge-
schichten hatten wir gelöst. Wir hatten aufgrund un-
seres letzten grünen Antrags hier in der Bürgerschaft
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mit dem Titel „Klima schützen – Energieeffizienz ver-
bessern“, den wir überwiesen hatten, in einer par-
teiübergreifenden Arbeitsgruppe – Herr Dr. Schus-
ter, Herr Imhoff und ich – schön lange gearbeitet,
hatten das alles gelöst und hatten die Vorlage letz-
ten Donnerstag in der Umweltdeputation, und was
passiert? Das kann man sich kaum vorstellen, aber
auf Verlangen der CDU wird das ausgesetzt. Das heißt,
es ist wieder Stillstand eingetreten aus dem alleini-
gen Grund, weil sich CDU und SPD streiten und es
keine inhaltliche Substanz gibt, warum man das aus-
setzt. Das Einzige, wozu das führt, ist, dass man weiter
das Klima aufheizt, Steuergelder verschwendet und
dass man hier nichts für die lokale Wirtschaft tut. So
darf das nicht weitergehen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Die nächste Rednerin ist die
Kollegin Frau Garling.

Abg. Frau Garling (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich finde es immer wieder
bemerkenswert, wie unterschiedlich sich die Frak-
tionen einem Thema nähern können, obwohl sie mei-
ner Ansicht nach nicht so weit voneinander entfernt
sind. Ich schicke einmal voraus, dass sich mein Vor-
trag jetzt etwas anders anhören wird,

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das ist auch gut so!)

aber ich beginne einfach einmal!

Uns allen ist bekannt, dass der Schutz der Erdat-
mosphäre zu den wichtigsten umweltpolitischen Auf-
gaben der nächsten Jahrzehnte gehört. Wenn eine
gefährliche Störung des globalen Klimasystems und
damit  verbunden  eine  Gefährdung  der  natürlichen
Lebensgrundlage kommender Generationen verhin-
dert werden soll, müssen die Emissionen von Treib-
hausgasen und insbesondere von Kohlendioxid er-
heblich gesenkt werden. Hierüber besteht ein brei-
ter Konsens in Fachwelt, Politik und Gesellschaft. Wir
befinden uns gemeinsam auf einem langen Weg, des-
sen Ziel noch lange nicht in Sicht ist.

Das Land Bremen hat Anfang der neunziger Jah-
re das Bremische Energiegesetz verabschiedet und
damit die Grundlage für eine umweltorientierte Lan-
desenergiepolitik geschaffen. Im Jahr 1996 hat der
Senat die erste Fortschreibung des Landesenergie-
programms vorgelegt und in diesem Rahmen das CO2-
Minderungsziel der bremischen Energiepolitik be-
ziffert.  Danach  sollte  bis  zum  Jahr  2005  durch
konkrete Maßnahmen in Bremen und Bremerhaven
eine Minderung der jährlichen CO2-Emissionen um
700 000 Tonnen erreicht werden. Dieses Ziel ist nicht
ganz erreicht, jedoch bis zu 70 Prozent.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Mit der dritten Fortschreibung des Landesenergie-
programms hat der Senat nun eine umfangreiche und
detaillierte Bilanz der bremischen Klimaschutzanstren-
gungen seit 1993 vorgelegt. Damit ist eine Grundla-
ge geschaffen worden, auf der sich die Bürgerschaft
und die Öffentlichkeit ein klares Bild darüber verschaf-
fen können, was die bremische Energiepolitik in den
vergangenen zwölf Jahren tatsächlich erreicht hat.
Darüber hinaus gibt die vorliegende Fortschreibung
Hinweise in Bezug auf die Frage, was in den kom-
menden Jahren getan werden kann, um eine weite-
re Senkung der CO

2
-Emissionen zu erreichen.

Wenn wir uns diese Bilanz näher anschauen, wird
deutlich, dass wir uns auf einem guten Weg befin-
den. Insgesamt handelt es sich um eine große Viel-
falt an Maßnahmen, Projekten und Förderprogram-
men, die als Ganzes gesehen eine Minderung der jähr-
lichen CO2-Emissionen von 500 000 bis 600 000 Ton-
nen gebracht hat. Es wäre nicht redlich, hier von einem
Misserfolg zu sprechen, sondern dieses Ergebnis kann
insgesamt als Erfolg gewertet werden.

Die umweltfreundliche Stromerzeugung ist erheb-
lich ausgebaut worden. Dazu gehören natürlich zum
einen  die  erneuerbaren  Energien  Windkraft  und
Sonne. Noch wichtiger war, dass in vielen Bereichen
die Energieeffizienz gesteigert werden konnte. Dies
gilt insbesondere für drei Bereiche. Das Gichtgas aus
den  Hochöfen  der  Stahlwerke  wird  seit  Mitte  der
neunziger Jahre in größerem Umfang zur Stromer-
zeugung genutzt. Dies allein hat eine CO2-Minde-
rung um rund 236 000 Tonnen gebracht.

Im Müllheizwerk Bremen ist seit 2004 eine zwei-
te Turbine in Betrieb. Damit können dort jährlich rund
100 Millionen Kilowattstunden elektrischer Strom
erzeugt werden. Dies entspricht dem Stromverbrauch
von 40 000 privaten Haushalten. Die dezentrale Kraft-
Wärme-Kopplung ist erheblich ausgebaut worden.
Diese Technik ist besonders umweltfreundlich, weil
der eingesetzte Brennstoff, meistens Erdgas, sowohl
zur Stromerzeugung als auch zur Wärmeversorgung
genutzt wird.

Seit 1993 ist die Stromerzeugung aus dezentralen
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen um 66 Prozent ge-
stiegen. Der Ausbau dieser Anlagen muss weiter ge-
fördert werden, da sind wir uns sicherlich auch alle
einig. In diesem Zusammenhang ist es sehr erfreu-
lich, dass eine Kraft-Wärme-Kopplungsanlage bei der
BSAG  geplant  ist,  die  als  moderne  und  optimierte
Energieversorgungsanlage  für  die  Wartungshallen
gebaut wird. Als Hoffnung lässt sich dabei noch for-
mulieren, dass die Busse der BSAG auf Gasbetrieb
umgestellt  werden.  Auch  die  umweltfreundliche
Fernwärmeversorgung ist erheblich ausgebaut wor-
den, insbesondere für das Gebiet Universität/Tech-
nologiepark, das mit Abwärme aus dem Müllheizwerk
versorgt wird. Hier hat sich die Fernwärmeabgabe
seit Anfang der neunziger Jahre etwa verdoppelt.

Das Land Bremen hat auch viel für die Förderung
des Energiesparens getan. Allein für Breitenförder-
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programme, mit denen vor allem die Energieeffizi-
enz im Gebäudebestand gesteigert werden soll, wur-
den in den Jahren von 1993 bis 2005 Fördermittel von
rund 13 Millionen Euro bereitgestellt. Der größte Teil
hiervon ist in die Verbesserung des Wärmeschutzes
von älteren Wohngebäuden geflossen. Diese Program-
me haben auch geholfen, die Energiekostenbelastung
der privaten Haushalte zu senken und Arbeitsplät-
ze im Handwerk zu schaffen beziehungsweise zu si-
chern. Positiv zu nennen sind auch die Aktivitäten
der  Bremer  Energiekonsens  GmbH,  die  seit  ihrer
Gründung eine Fülle von Initiativen und Modellpro-
jekten auf den Weg gebracht hat.

Auch in Zukunft müssen die Klimaschutzanstren-
gungen fortgesetzt werden. Die vorliegende Fort-
schreibung des Landesenergieprogramms zeigt auf,
dass bereits durch konkrete Maßnahmen in den nächs-
ten Jahren erhebliche zusätzliche Potentiale erschlos-
sen werden können. Eine wichtige Rolle hierbei spielt
die Windenergie, die für Bremen und Bremerhaven
auch wirtschaftliche Chancen bietet. Einen erhebli-
chen Beitrag zur Senkung der Emission kann auch
der geplante Neubau eines Weserkraftwerks leisten,
für den sich die Bürgerschaft wiederholt ausgespro-
chen hat und der nun hoffentlich bald Wirklichkeit
wird.

Ein ganz wichtiges Feld ist die Energieeinsparung
in öffentlichen Gebäuden. Maßnahmen auf diesem
Gebiet leisten nicht nur einen Beitrag zum Klima-
schutz, sondern entlasten auch den öffentlichen Haus-
halt. Mit Blick auf die Haushaltssituation unseres Lan-
des und vor dem Hintergrund steigender Energie-
preise ist es notwendig, die Anstrengungen zur Ener-
gieeinsparung in öffentlichen Gebäuden zu verstär-
ken.

(Beifall bei der SPD)

Die vorliegende Fortschreibung des Landesenergie-
programms zeigt Ansätze auf, zum Beispiel mit ei-
nem neuen Modell zur Finanzierung von Stromspar-
maßnahmen. Diese Ansätze sollten wir in den nächs-
ten Jahren in großem Umfang nutzen.

Vergessen habe ich nur noch das Beispiel der Pho-
tovoltaik. Diese bis Ende 2004 über 300 Anlagen pro-
duzieren jährlich rund 850 000 Kilowattstunden elek-
trischen Strom. Dies entspricht dem Stromverbrauch
von 340 privaten Haushalten.

Meine Damen und Herren, so weit, so gut! Das heißt
jedoch nicht, dass wir uns zufrieden zurücklehnen
können, sondern wir müssen gemeinsam darauf drän-
gen,  dass  alle  Instrumente  zur  Verbesserung  der
Energieeffizienz konsequent weiter umgesetzt wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Zusammenhang halte ich die jetzt vorlie-
genden Ergebnisse aus der parteiübergreifenden Ar-

beitsgruppe für einen guten Ansatz. Aufgrund eines
Antrags vom Bündnis 90/Die Grünen vom 21. Juni 2005
mit dem Titel „Klima schützen – Energieeffizienz ver-
bessern“ ist es zu dieser Arbeitsgruppe gekommen.
Die bearbeiteten Themen der Arbeitsgruppe waren
Stromsparprogramm, Weiterentwicklung zum Ener-
giesparprogramm, Ziele und Instrumente der Bau-
leitplanung, Energieoptimierung von neuen Wohn-
gebieten und die Einbeziehung von Architektenwett-
bewerben. Der für die Deputation Umwelt und Ener-
gie vorliegende Bericht ist sowohl sehr konkret auf
einzelne Projekte bezogen, befasst sich im Weiteren
aber auch mit Umsetzungsvorschlägen für bestimmte
Verfahren wie zum Beispiel die Bauleitplanung.

Frau Mathes hat es eben schon erwähnt, leider ist
diese Vorlage letzte Woche in der Umweltdeputati-
on ausgesetzt worden. Ich bin mir aber sicher, dass
wir gemeinsam mit unserem neuen Senator eine Lö-
sung finden. Er kommt ja aus der Energiebranche,
und ich gehe davon aus, dass er dieses Thema prio-
ritär behandeln wird. Zum jetzigen Zeitpunkt finde
ich das allerdings eher bedauerlich.

Da wir aber trotzdem den eingeschlagenen Weg
für sinnvoll halten, lehnen wir den aktuellen Antrag
der Grünen ab. Wir von der SPD-Fraktion sind der
Auffassung, dass wir diese Arbeitsgruppe unbedingt
weiterführen sollten und darüber hinaus auch die Ver-
kehrspolitiker mit einbeziehen müssen.

Wer vor Kurzem an der Vivaldi-Tagung teilgenom-
men hat oder die dazu gehörigen Presseberichte ver-
folgt hat, dem muss klar geworden sein, dass der Ver-
kehr die Belastung mit CO2 wesentlich beeinflusst.
Viele europäische Städte zerbrechen sich den Kopf
darüber, wie man die Emissionen in den Städten ver-
ringern kann. Einige Städte wie zum Beispiel Stock-
holm haben inzwischen die City-Maut eingeführt. In
Stockholm zahlen übrigens alle, mit Ausnahme der
Parlamentarier. Dies kann ich mir für Bremen nicht
vorstellen.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme jetzt zum Schluss! Die SPD-Fraktion ist
der Auffassung, dass dieses Thema einen langen Atem
und Hartnäckigkeit braucht. Es gibt natürlich auch
Widerstände und konkrete wirtschaftliche Interessen,
die behindern, aber auch Interessen, die den Struk-
turwandel  Energie  als  zukunftsfähige  Technologie
begreifen, der hochwertige Arbeitsplätze schafft und
langfristig sichert und darüber hinaus einen unver-
zichtbareren Beitrag zum Schutz des globalen Klima-
systems darstellt. Meine Damen und Herren, es ist
eben nicht so, dass wir eine Wahl hätten, und daher
müssen wir weiterhin alle Aspekte fördern, die zum
Klimaschutz beitragen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Der nächste Redner ist der
Abgeordnete Imhoff.
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Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der Klimaschutz ist nicht nur Auf-
gabe eines Parlamentsausschusses, einer Stadt oder
eines Landes, nein, er geht alle Menschen etwas an,
die verantwortungsbewusst für uns und die kommen-
den  Generationen  handeln  wollen,  denn  die  CO

2
-

Emission, also der Treibhauseffekt, nimmt weiterhin
zu. Uns liegt jetzt die dritte Fortschreibung des Lan-
desenergieprogramms für Bremen vor, und ich fin-
de es mehr als erfreulich, dass wir jetzt auch schrift-
lich in Zahlen dargestellte Ergebnisse haben, die be-
legen, dass unsere vielen Projekte und Maßnahmen
anfangen, Früchte zu tragen. Fast 700 000 Tonnen
CO2-Reduzierung haben wir jährlich in Bremen, und
ich finde, das ist eine Zahl, hinter der wir uns nicht
verstecken müssen.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie mich meine Sicht noch einmal eben kurz
darstellen, woher diese Reduzierung kommt! Erstens
kommt sie durch den Einsatz von Gichtgas, das bei
den Stahlwerken heute anstelle von fossilen Brenn-
stoffen zur Stromerzeugung eingesetzt wird, zweitens
durch den konsequenten Ausbau der Windenergie!
Wir haben bisher und werden auch weiterhin diese
Technik fördern und vor allem auch im Offshore-
Bereich für emissionsfreie Stromerzeugung sorgen.
Drittens durch die Stromerzeugung im Müllheizwerk
Bremen, die durch die Modernisierungsanlage und
-maßnahmen mittlerweile ihre komplette Stromerzeu-
gungskapazität erreicht hat! Viertens haben wir diese
Reduzierung durch dezentrale Kraft-Wärme-Koppe-
lung erreicht, die allein vom Land Bremen in den
letzten Jahren mit einer Million Euro gefördert wor-
den ist. Es stehen mittlerweile 38 Anlagen in Bremen,
wobei es 1993 erst 22 Anlagen waren. Ich finde, das
ist ausbaufähig, aber jetzt schon nicht schlecht.

Fünftens erfolgt die Reduzierung durch den Aus-
bau der Fotovoltaikanlagen. Durch das Beratungs-
programm  der  Bremer  Energie-Konsens  konnten
schon viele Anlagen, auch im privaten Bereich, ver-
wirklicht werden. Sechstens durch den konsequen-
ten Einsatz und Ausbau der Fernwärmetechnik! Hier-
bei ist zu nennen, dass die Fernwärmeversorgung Bre-
merhaven-Leherheide und die Fernwärmeversorgung
aus Heizkraftwerken, das Fernwärmenetz der Uni und
des Technologieparks sowie die Fernwärme in den
neuen  Wohn-  und  Gewerbegebieten  sehr  gut  ist.
Letzteres haben wir durch unsere Förderprogramme
zur Steigerung der Energieeffizienz erreicht, die sich
auf die swb und die Stadt verteilen. Wir als Stadt haben
dabei den Wärmeschutz im Wohngebäudebestand,
den Ersatz von Elektroheizungen und den Ersatz von
elektrischer Warmwasserbereitung gefördert.

Meine Damen und Herren, das alles zeigt uns, dass
wir seit 1993 hier im Land Bremen schon viel unter-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nommen haben, und ich bin der Meinung, dass wir
in diesem Bereich gut sind und uns dort auch vor nie-
mandem zu verstecken brauchen.

(Beifall bei der CDU)

Doch wie sagt man immer so schön? Viel getan, viel
zu tun! Deswegen lassen Sie mich noch kurz erläu-
tern, was wir noch vorhaben, um die Energie und den
Klimaschutz im Land Bremen weiter voranzutrei-
ben. Wir werden in den nächsten Jahren natürlich
weitere Windkraftanlagen der nächsten Generation
im Land Bremen aufstellen, genauso wie wir uns das
Repowering vornehmen werden. Hierzu haben  wir
auch schon in der Umweltdeputation die nächsten
Standorte beschlossen. Deswegen sollten wir nicht
vergessen, dass wir in den nächsten Jahren ein Was-
serkraftwerk bekommen, das eine Leistung von zehn
Megawatt haben wird.

Ich persönlich bin der Meinung, dass wir durch die
technische Entwicklung der Fotovoltaikanlagen und
deren Bezuschussung auf Länder- und Bundesebe-
ne in diesem Feld der regenerativen Stromerzeugung
einen gewaltigen Sprung nach vorn machen werden.
Auch wenn wir hier im Norden nicht die meisten Son-
nenstunden vorzuweisen haben, werden die Anla-
gen auch für Norddeutschland attraktiv sein und somit
auch ein weiteres Standbein der umweltschonenden
Energieerzeugung werden.

Ein anderer Punkt, der mehr als wünschenswert
ist, ist, dass wir zur regenerativen Stromerzeugung
auch Biogasanlagen in Bremen bekommen. Gerade
im Bereich der Landwirtschaft und der grünen Ab-
fallverwertung sind hier in Bremen noch vollkommen
ungenutzte Potentiale, die es zu entwickeln gibt. Die
CDU-Fraktion hat und wird sich in nächster Zeit weiter
dafür einsetzen, dass solche Projekte auch im Land
Bremen realisiert werden.

(Beifall bei der CDU)

Was passiert weiter in den nächsten Jahren? Mei-
ne Damen und Herren, wir werden weiterhin auf die
Beratung und die Umsetzung von Energiesparmaß-
nahmen im privaten wie auch im gewerblichen Be-
reich achten. Nicht umsonst haben wir in der Um-
weltdeputation die interfraktionelle Arbeitsgruppe mit
dem Titel „Klima schützen und Energieeffizienz ver-
bessern“ gegründet. Frau Dr. Mathes, das ist nämlich
der feine Unterschied: Wir sind uns zwar inhaltlich
sehr einig, was wir wollen und wie wir es wollen, doch
die CDU schaut vorher nach, woher wir das Geld neh-
men können, wo wir das Geld haben, und setzt erst
dann das Geld ein und beschließt nicht einfach einmal
etwas, und woher wir das Geld dann bekommen, das
müssen wir hinterher sehen. So machen wir es nicht!
Das ist der falsche Weg.

Deswegen bin ich der Meinung, wir arbeiten sehr
gut in Bezug auf Energieeinsparungen und Energie-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 55. Sitzung am 22. 2. 06 3583

erzeugung durch regenerative Energien, und wir wer-
den das weiterhin fortführen. Ihren Antrag lehnen wir
ab. Warum wir ihn ablehnen, werde ich sagen, wenn
Sie begründen, warum Sie ihn überhaupt haben wol-
len. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Im-
hoff, ich bin jetzt schon ziemlich erstaunt, und ich hätte
mir eigentlich auch hier gewünscht, dass Sie Stellung
dazu beziehen, wie man jetzt mit dem, was wir alles
in der parteiübergreifenden Arbeitsgruppe erarbei-
tet haben – wo man ja eigentlich davon ausgeht, wenn
das so ist, dass man eine Arbeitsgruppe hat, dass das
dann auch entsprechend so beschieden wird, wie man
da weiter vorgeht –, weiter vorankommen.

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen, dass
es da nicht darum geht, dass zusätzliches Geld zur
Verfügung gestellt wird, sondern es geht darum, dass
einerseits Modellprojekte stattfinden, die dazu füh-
ren, dass man schon im Rahmen der Bauleitplanung
energieoptimierende Maßnahmen ergreift, das kostet
den Steuerzahler quasi gar nichts. Der zweite Bereich
ist, darauf beziehen Sie sich wahrscheinlich, dieser
revolvierende Fonds von 100 000 Euro – das muss ich
noch einmal sagen, es geht um den Betrag von 100 000
Euro –, das heißt, dass dort, wenn dann die Energie-
einsparmaßnahmen realisiert sind, das, was man da
spart, in den Fonds zurückgezahlt wird. Es gibt so
etwas, dass man einfach einen kleinen Anschub für
einen Wagen gibt und dieser dann von selbst losfährt
und immer weiter an Beschleunigung gewinnt

(Abg. F o c k e  [CDU]: Aber es lenkt ihn
keiner!)

und zusätzlich in die richtige Richtung fährt, Herr
Focke! Es gibt wirklich keinen rationalen inhaltlichen
Grund, meines Erachtens ist das reines Koalitions-
geplänkel und keine sachliche Auseinandersetzung.

Von dem Vorredner und der Vorrednerin wurde
gesagt, dass 700 000 Tonnen CO2 oder umgerechnet
elf Prozent eingespart wurden. Das sind hypotheti-
sche, aufgrund der Maßnahmen berechnete Zahlen.
Ich sage einmal, alle Bürgerinnen und Bürger kön-
nen sich das selbst ausrechnen, aber auch jeder Ab-
geordnete kann das einmal tun und sehen, was denn
Realität in Bremen und was das Entscheidende ist –
das Klima reagiert auf die tatsächlichen CO2-Freiset-
zungen –, er kann die Zahlen des Statistischen Lan-
desamts nehmen, wieviel CO2 freigesetzt wurde, so
schöne  Kurven  haben  wir  leider  in  diesem  Bericht
nicht, dort sind nur Zahlenreihen. Man kann das dann
auch einmal verdeutlichen, und dann sieht man hier
oben die Kurve von 1981 bis 2002. Wo, bitte schön,

ist da eine Verringerung? Ich meine, ich bin auch Sta-
tistikerin, aber viel Statistik braucht man nicht dazu,
um zu sehen, dass definitiv keine CO

2
-Reduktion in

Bremen stattgefunden hat.

Das Einzige, was man aus diesen Daten des Sta-
tistischen Landesamts ersehen kann, ist, dass die Dy-
namik der oberen Kurve wesentlich durch die Stahl-
werke bestimmt ist. Das ist aber das Einzige, denke
ich, was man fundiert sagen kann. Man kann in dem
Zusammenhang doch dann nicht von einem Erfolg
reden! Wie gesagt, wir haben enormen Handlungs-
bedarf, die Freisetzung als solche zu verringern. Das
ist in Bremen nicht passiert! Wenn das in allen Bun-
desländern so ist und wenn das alle Länder machen
würden, hieße das, dass wir wirklich in eine Kata-
strophe hineinsteuern, die sich die Welt nicht leisten
kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Daher noch einmal mein Antrag, den ich auch nur
kurz vorstellen möchte! Ich meine, es sollte zumindest
eine  gewisse  Öffentlichkeit  erfahren,  was  gerade
schon vorab abgelehnt wurde. Unser Antrag besteht
nämlich im ersten Punkt darin, dass wir wollen, dass
bis  Ende  2006  der  Bürgerschaft  ein  verbindlicher
Fahrplan vorgelegt wird, wie die bekannten großen
Einspar- und Effizienzpotentiale bei öffentlichen Lie-
genschaften erschlossen und finanziert werden sol-
len, also lediglich wie jetzt die große Koalition vor-
ankommen will. Da möchte ich einmal Aussagen ha-
ben und nicht immer hören, wir wollen das, aber ge-
macht wird nichts.

Ich möchte hier auch noch einmal auf das Contrac-
ting  hinweisen.  Das  Contracting  kostet  den  Staat
nichts. Das Verfahren ist so: Private Energiedienst-
leister finanzieren die Energieeinsparmaßnahmen und
bekommen dann die Erstattung ihres Invests durch
die Kosteneinsparung aufgrund reduzierter Energie-
verbräuche. Das ist doch überhaupt ein super Weg!
Es gibt ja auch Beispiele, wo das gemacht wird. Ich
war so glücklich zu lesen, dass das Klinikum Bremer-
haven-Reinkenheide das jetzt gerade vormacht. Ich
möchte auch einmal deutlich machen, was das be-
deutet. Das Klinikum hat nämlich einen Energiespar-
garantievertrag mit der Siemens Building Technology
GmbH und Co OHG geschlossen. Damit werden die
Energieverbräuche des Klinikums ab 2007 deutlich
gesenkt und die Energiekosten im Vergleich zum Jahr
2004 um bis zu 40,5 Prozent reduziert. Dadurch wer-
den 4100 Tonnen CO2 weniger freigesetzt. Es gibt also
nur Gewinner: die Umwelt, das Klinikum und die Wirt-
schaft. Warum das von der großen Koalition aus ide-
ologischen Gründen nicht weiter vorangebracht wer-
den soll, weiß ich nicht! Ich weiß nicht, wie man so
einem Punkt des Antrags nicht zustimmen kann!

Unser zweiter Punkt besagt, dass wir wollen, dass
bei neuen Wohn- und Gewerbegebieten im Rahmen
der Bauleitplanung und mittels privatrechtlicher Ver-
träge Vorgaben für eine effiziente und klimaschonen-
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de  Energieversorgung  verbindlich  vorgeschrieben
werden. Auch das ist nichts, das mit Finanzen zu tun
hat, die hier angeführt werden oder von denen be-
hauptet wird, dass das der Hintergrund sei.

Weiterhin wollen wir auch, dass die dezentralen
Energiesysteme ausgebaut werden, also dass hier ein
Ausbau dezentraler Kraft-Wärme-Koppelung statt-
findet. Im Vergleich zu einem großen Kohlekraftwerk
bedeutet das auch, dass man mit einer solchen Ener-
gieerzeugung  geringere  Wärmeverluste  hat  und
auch eine größere Flexibilität, die für die Ergänzung
mit regenerativen Energien vorteilhaft ist.

Nicht zuletzt wollen wir, dass neben dem erfolg-
reichen Ausbau der Windenergienutzung weiterhin
Initiativen  unterstützt  werden,  alle  erneuerbaren
Energien  zu  forcieren,  also  Sonne,  Wasser,  Bio-
masse und Geothermie. Auch hier, Herr Imhoff – ich
meine, wir sitzen doch im selben Eigenbetriebsaus-
schuss, ist das nicht so? –,

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Wissen Sie das
nicht?)

könnten Sie ja vielleicht noch einmal aktiv werden.
Ja, ich weiß es! Das war ja auch mehr eine rhetori-
sche Frage!

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Ach so!)

Der Standort der Blocklanddeponie wäre ausge-
sprochen geeignet für eine Biogasanlage. Man wollte
das dort auch von der Betriebsleitung her realisie-
ren. Man hat auch schon Lieferzusagen für das Ma-
terial.  Nichtsdestoweniger  wird  es  nicht  gemacht.
Wenn uns dann im Betriebsausschuss erzählt wird,
dass das nicht gemacht wird, weil sich diese Anlage
wirtschaftlich nicht rechnen würde, dann weiß ich
auch nicht, auf welcher Insel sich Bremen befindet!
In der ganzen Republik rechnen sich Biogasanlagen
wirtschaftlich. Wir haben einen super Standort. Wir
haben sogar schon die Leute, die anliefern wollen,
und dann wird behauptet, das würde sich wirtschaft-
lich nicht rechnen! Es tut mir Leid, da ist doch irgendwo
eine Blockade, dass man das nicht will. Ich meine,
für dumm lasse ich mich auch nicht verkaufen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Dr. Mathes, hier die Antwort,
warum wir den Antrag nicht mitmachen!

(Abg. S c h m i d t m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Hört, hört!)

Hört, hört! Genau!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

In Ihrer Einleitung haben Sie geschrieben, dass wir
die vom Senat 1994 festgeschriebenen Einsparungen
reduziert haben. Das ist richtig. Und wissen Sie wa-
rum? Weil sie unrealistisch waren! Diese hat die Ampel
damals beschlossen, und unrealistischen Zielen kön-
nen wir uns nicht hingeben. Deswegen haben wir 1996
nämlich das Ziel festgeschrieben, 700 000 Tonnen zu
reduzieren, und das haben wir zu 85 Prozent erreicht.
Deswegen ist es schon unredlich, so etwas in der Ein-
leitung darzustellen, als wenn wir uns in die eigene
Tasche lügen würden. Das ist nicht so.

Bei dem Beschlussvorschlag von Punkt eins und
Punkt zwei ist ein Fahrplan für Einspar- und Ener-
giepotentiale bei öffentlichen Liegenschaften zu ma-
chen und bei neuen Wohn- und Gewerbegebieten
im Rahmen der Bauleitplanung etwas zu unterneh-
men, das haben wir in der Vorlage, die wir zwar aus-
gesetzt, aber in unserem gemeinsamen Arbeitskreis
besprochen haben. Das steht auch in dieser Vorla-
ge. Wir haben zum Beispiel, das steht auch in der Vor-
lage, einen Aircheck am Gebäude zu machen mit einer
Aufnahme der geeigneten Energiesparmaßnahmen,
zweitens Umsetzungsplanung für investive Energie-
sparmaßnahmen,  eine  Energieeinsparcontracting-
Ausschreibung oder einen Aircheck für gering inves-
tive Kleinmaßnahmen zum Energiesparen. Das steht
alles darin.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Imhoff, sind
Sie bereit, eine Zwischenfrage anzunehmen?

Abg. Imhoff (CDU): Aber sicher, gern doch!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Dr. Mathes!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Ich entnehme jetzt dem, Sie stimmen unserem An-
trag nicht zu, weil das alles in der Vorlage ist, die wir
ausgesetzt haben, und das heißt doch dann jetzt in
der Konsequenz, dass wir diese Vorlage dann in der
nächsten Umweltdeputation so beschließen werden.

(Heiterkeit)

Abg. Imhoff (CDU): Sie können das drehen und
wenden, wie Sie wollen. Wir haben auch vorher mit
Ihnen gesprochen und haben in der interfraktionel-
len Arbeitsgruppe gesagt, dass wir uns da inhaltlich
einig sind. Wir müssen nur sehen, woher das Geld
kommt. Wenn wir das Geld dafür haben, und wir wer-
den dafür kämpfen, dass wir das Geld dafür bereit-
stellen können – ich werde jedenfalls dafür kämp-
fen –, dann werden wir das auch so umsetzen.

Nichtsdestoweniger komme ich nun zu den wei-
teren Punkten. Sie haben ein Konzept zum Ausbau
der Kraft-Wärme-Koppelung hier in Bremen gefor-
dert. Da muss ich Ihnen sagen, die dezentrale Kraft-
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Wärme-Koppelung ist schon eine Erfolgsbilanz, die
wir mittlerweile in Bremen haben. Ich sage es Ihnen
noch einmal, falls Sie das nicht gelesen haben: Die
Anzahl  der  dezentralen  Kraft-Wärme-Koppelungs-
anlagen ist von 22 auf 38 gestiegen. Das ist ein Zu-
wachs von 70 Prozent. Zweitens, die installierte Ge-
samtleistung ist von 35 auf 56 Megawatt gestiegen.
Das ist auch ein Zuwachs von 60 Prozent. Drittens,
die jährliche Stromerzeugung in dezentralen Kraft-
Wärme-Anlagen ist von knapp 164 Millionen auf 270
Millionen Kilowattstunden gestiegen.

Da stehen mehrere Projekte an, die jetzt weiter um-
gesetzt werden, und nun können Sie nicht so tun, als
wenn wir das Ganze überhaupt noch nicht gehabt
hätten und da nichts machen würden. Nein, wir för-
dern das, und das werden wir auch weiterhin tun!

Zum letzten Punkt: Da wollen Sie einen Persilschein
ausstellen, der uns einen Freifahrtsschein für alle re-
generativen Energieprojekte gibt, ob sie sinnvoll sind
oder nicht. So etwas machen wir grundsätzlich nicht
mit, und deswegen lehnen wir Ihren Antrag auch ab.
– Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Die nächste Rednerin ist Frau
Staatsrätin Kramer.

Staatsrätin Kramer: Herr Präsident, meine Herren
und Damen Abgeordneten! Es ist viel darüber gesagt
worden, mit welchen Einzelprojekten hier in Bremen
das gemeinsame Ziel des Senates und der Fraktio-
nen, aller Fraktionen der Bürgerschaft, in den letz-
ten Jahren verwirklicht worden ist. Ich will das nicht
alles wieder aufführen. Ich möchte mich nur gegen
die Kritik an der inzwischen vorgelegten Fortschrei-
bung des Landesenergieprogramms wehren, Frau Dr.
Mathes, die Sie anfangs doch sehr herbe formuliert
haben.

Das Ziel, an dem unsere Energieeinsparungspoli-
tik zu messen ist, ist in der Tat das Jahr 1996. Sie mes-
sen an 1994. Zwischen 1994 und 1996 hat es aber eine
wissenschaftliche  Untersuchung  gegeben,  die  hier
auch breit diskutiert worden ist, in der dem ursprüng-
lich 1994 formulierten Ziel selbst bei striktesten Maß-
nahmen nicht nur des Landes, sondern auch des Bun-
des eine Nichtrealisierbarkeit attestiert worden ist.
Deswegen ist dann im Landesenergieprogramm 1996
– Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis ein kurzes Zi-
tat – das CO

2
-Minderungsziel für das Land Bremen

reduziert und wie folgt gefasst worden.

Ich zitiere: „Der Senat wird seine Energiepolitik
daher künftig an der Zielsetzung orientieren, bis zum
Jahr 2005 durch Maßnahmen auf der Ebene des Lan-
des und seiner beiden Stadtgemeinden eine Minde-
rung der CO2-Emissionen um mindestens 700 000
Jahrestonnen gegenüber dem unter Referenzbedin-
gungen zu erwartenden Emissionsvolumen herbei-
zuführen.“

Es ist jetzt mit der Fortschreibung belegt worden,
dass die Maßnahmen des Landes und der Stadtge-
meinden dieses Ziel zu einem hohen Prozentsatz er-
reicht haben. Natürlich kann man immer sagen, das
Glas ist halb leer oder das Glas ist halb voll. Man kann
immer sagen, wir hätten mehr tun müssen. Es wäre
besser gewesen, wenn wir unser Ziel nicht nur zu 100
Prozent erreicht, sondern sogar übertroffen hätten.
Aber Sie wissen das als Expertin auf diesem Gebiet
sicher mit am besten in diesem Haus, Frau Dr. Mat-
hes, wir sind hier auf einem Feld, wo es um das Boh-
ren dicker Bretter geht.

Sie haben am Beispiel Biogasanlage die Problematik
gerade dargestellt. Allerdings verwahre ich mich da-
gegen, dass die Aussage der BEB nicht glaubhaft ist.

Ich vetrete an dieser Stelle den Senator für Bau,
Umwelt und Verkehr. Ich weiß, dass auch dem heute
gewählten Senator Neumeyer die CO2-Reduzierung
ein wichtiges Anliegen ist. Ich erkläre gern, dass wir
mit ihm gemeinsam die Politik der Energieeinsparung
und der CO2-Einsparung fortsetzen und, wo immer
es geht, weiter forcieren wollen. Aber wir lassen uns
auch nicht das kaputtreden, was wir erreicht haben.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wenn man das in Bremen erreichte zu dem ins Ver-
hältnis setzt – und dieser Blick sei an dieser Stelle
einmal erlaubt –, was auf Bundesebene erreicht wor-
den ist, wo in den letzten Jahren die Umweltpolitik
nicht unmaßgeblich von der gleichen Partei, der Sie
angehören, Frau Dr. Mathes, beeinflusst worden ist,
dann haben wir allen Grund, auf das, was wir mit den
Möglichkeiten, die wir durch Landes- und Kommu-
nalpolitik im Land beeinflussen können, erreicht
haben, stolz zu sein. In dieser Bilanz schneiden wir
erheblich besser ab als der Bund. Bundesweit gehen
die CO

2
-Emissionen in den letzten Jahren hoch, wenn

auch, Gott sei Dank, nur sehr moderat. Wir in Bre-
men leisten einen Beitrag dazu, dass das nur sehr
moderat ist, denn wir halten sie und drücken sie. Durch
die Maßnahmen, die uns zuzurechnen sind, haben
wir die genannten Einsparungen bei CO2 erreichen
können. Das lasse ich mir auch von Ihnen nicht in
Zweifel stellen, Frau Dr. Mathes.

Wenn insgesamt ein Mehrenergieverbrauch in be-
stimmten Sparten der verarbeitenden Industrie zu ver-
zeichnen ist, phasenweise auch der Energieverbrauch
des motorisierten Kraftfahrzeugverkehrs gestiegen
ist – diese Entwicklung ist inzwischen gebrochen –,
dann sind dies Entwicklungen, die man mit Landes-
und Kommunalpolitik nur sehr begrenzt beeinflus-
sen kann. Da bitte ich Sie doch zu differenzieren und
nicht dem Senat hier in Bausch und Bogen anläss-
lich des vorgelegten Berichts ein sehr schlechtes Zeug-
nis auszuschreiben! Das halte ich für ungerechtfer-
tigt.

Ansonsten denke ich, dass wir die auf diesem Gebiet
gepflegte  Gemeinsamkeit  in  der  Zielbeschreibung
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und in der Entwicklung von Programmen und Maß-
nahmen weiter fortsetzen sollten. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 16/893 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats, Drucksache 16/812, Kennt-
nis.

Senkung der Eingliederungshilfen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 29. November 2005

(Drucksache 16/816)

D a zu

Mitteilung des Senats vom 24. Januar 2006

(Drucksache 16/895)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Röpke, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Karl Uwe Opper-
mann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Möglicher-
weise fehlt hinter der Überschrift ein Ausrufungszei-
chen oder ein Fragezeichen. Das werden wir in der
Zukunft sicherlich erfahren. Das Wort Eingliederungs-
hilfe hört sich im ersten Moment so richtig harmlos
an. Wer aber einmal mit in einer Einrichtung war, die
der Eingliederungshilfe dient, oder sogar eine Per-
son oder eine Familie kennt, die von der Eingliede-
rungshilfe Mittel bekommt, der weiß, was sich Schlim-
mes hinter diesem Wort verbirgt.

Meine Damen und Herren, Eingliederungshilfe gibt
es in dem Moment, wenn alle anderen Leistungen
der Rehabilitation nicht mehr gezahlt werden kön-
nen, wenn sie abgelaufen sind. Sie wird nach dem
SGB XII und dem SGB IX ergänzt. Die meisten Per-
sonen, die die Eingliederungshilfe erhalten, sind mit
einer oder mehreren Behinderungen geboren oder
haben diese durch Unfall oder Krankheit erworben.
Sehr häufig ist auch eine geistige Behinderung da-
mit verbunden. Eingliederungshilfe gewähren wir bei
geistig, psychisch und mehrfach behinderten Perso-
nen. Diese Hilfe ist nicht nur zur Überwindung von
Barrieren notwendig, sondern sie ist dringend not-
wendig, um ein nötiges Maß an Selbstbestimmung
und Selbständigkeit im Leben zu gewähren. Hier geht
es um Menschenwürde, meine Damen und Herren.

Viele der Familien sind schlicht mit der Versorgung
ihrer Angehörigen überfordert. Deshalb müssen wir
für diesen Personenkreis auch stationäre Einrichtun-
gen vorhalten. Das ist kein Vorwurf an die Betroffe-
nen. In schwersten Fällen kann wirklich nur eine sta-
tionäre  Unterbringung  das  menschenwürdige  Le-
ben garantieren. Ich glaube, diese Erläuterung war
für die Nichtfachpolitiker in diesem Raum und viel-
leicht auch für die Öffentlichkeit, die noch zuhört,  von
Wichtigkeit, denn hinter dem Wort Eingliederungs-
hilfe mag man solch schweren Dinge eigentlich gar
nicht vermuten.

Die Anzahl der betroffenen Personen wird sich in
den kommenden Jahren erhöhen. Das ist auch ein
Erfolg des medizinischen Fortschritts. Es ist auch dem
Umstand gedankt, dass die meisten Personen nach
1945 geboren sind und heute in Einrichtungen be-
treut werden. Mehr möchte ich dazu auch nicht sa-
gen.  Die  Lebenserwartung  behinderter  Menschen
gleicht sich ebenfalls glücklicherweise der allgemei-
nen Lebenserwartung immer mehr an. Die Menschen,
die in Eingliederungseinrichtungen sind, werden also
länger dort sein, als sie in der Vergangenheit in Ein-
gliederungshilfe waren.

In Bremen hat sich der Platzbedarf von 963 Plät-
zen im Jahr 2000 auf 1046 Plätze für Erwachsene im
Jahr 2005 erhöht. Dazu kommen noch mehr als 300
Plätze für psychisch kranke Erwachsene und 60 Kin-
der. Es ist also keine kleine Gruppe, über die wir hier
reden, die so schwer betroffen ist. Das alles kostet
Geld, viel Geld, meine Kolleginnen und Kollegen, aber
eine Gesellschaft, die nicht bereit ist, für die Schwächs-
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ten in ihrer Mitte finanzielle Sorge zu tragen, muss
sich eigentlich ihrer selbst schämen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Deswegen will ich Ihnen noch einige Zahlen nen-
nen, nur damit man die Dimensionen mitbekommt:
Wir haben 2004  35,5 Millionen Euro für Hilfen für
geistig und mehrfach Behinderte in Einrichtungen in
Bremen bezahlt. Dazu kamen noch 20 Millionen Euro
für Menschen, die in Einrichtungen außerhalb Bre-
mens untergebracht waren. Dieser Betrag soll 2006
auf 30 Millionen Euro in Bremen und 18 Millionen
Euro außerhalb von Bremen gesenkt werden. Dazu
kommen aber noch einmal zwölf Millionen Euro für
diesen Personenkreis, damit er in einer geschützten
Werkstatt arbeiten kann oder in Tageseinrichtungen
gepflegt wird. Alles in allem nähern wir uns da ei-
ner Summe von 60 Millionen Euro. Das ist ein Fünf-
tel des Sozialhaushaltes, über den wir hier reden, was
sich hinter dem Wort Eingliederungshilfe verbirgt.

Wir halten mit Tagesförderstätten, der Werkstatt
für Behinderte und den stationären Einrichtungen ein
breitgefächertes Angebot mit sehr unterschiedlichem
Preisniveau vor. Weil es da auch große Unterschie-
de in den anfallenden Kosten gibt, muss es erlaubt
sein, Platzierung und Unterbringung auch zu hinter-
fragen. Die unterschiedlichen Tageskosten können
Sie ja alle der Antwort und den anhängenden Tabellen
entnehmen.  Wenn  man  weiß,  dass  der  Personen-
schlüssel in den Einrichtungen bis eins zu 1,5 geht
und eine Sozialpädagogin mit 43 000 Euro im Jahr
angesetzt werden muss, dann können Sie sich vor-
stellen, wie riesig der Personalkostenanteil für die Ein-
richtung ist. Er liegt zwischen 80 und sage und schrei-
be 93 Prozent.

Nun hat ja der Senat geplant, die Kosten der Ein-
gliederungshilfe für Behinderte um 15 Prozent zu
kürzen. Ich habe die hohen Summen genannt. Für
die Träger der Einrichtungen war dieses Vorhaben
zunächst sicherlich erst einmal ein Schock, als sie das
gehört haben. Wir haben die Reaktion der Landes-
arbeitsgemeinschaft ja auch alle erfahren.  Die CDU-
Fraktion hielt diese Kürzungsvorgabe für übertrie-
ben und zu hoch, und wir haben daraufhin auch mit
unserem Fraktionsvorstand und dem Fraktionsvor-
sitzenden  Einrichtungen  der  Eingliederungshilfe
besucht und uns vor Ort einmal genau angesehen,
wie groß der Personalaufwand ist, wenn zum Beispiel
rund um die Uhr betreut werden muss.

Möglicherweise wollte man mit dieser Zahl von 15
Prozent auch erst einmal die LAG oder den Träger
ein bisschen schocken, aber solche Drohgebärden nut-
zen sich ab. Das weiß man ja auch, wenn man Kin-
der hat: Beim zweiten und dritten Mal sind solche
Drohgebärden durchschaut und ziehen dann nicht
mehr. In einigen Leistungen – das zeigt das Bench-
marking – liegt Bremen im Leistungs- und Vergütungs-
standard vorn. Diese Zahlen des Benchmarkings kön-

nen Sie alle der Anlage, die der Großen Anfrage bei-
gefügt ist, entnehmen.

Meine Damen und Herren, wir als CDU erwarten,
dass man fair mit den Leistungsanbietern verhandelt.
Die CDU-Fraktion ist sich sicher, dass auf beiden Sei-
ten des Tisches Profis sitzen, die wissen, was man dem
Gegenüber zumuten und was man erwarten kann.
Wie man auf den Fluren hören kann und auch in der
Antwort des Senats angedeutet wird, scheint es aber
schon bald eine Annäherung und eine gemeinsame
Lösung zwischen der LAG und den Behörden zu ge-
ben. Wir gehen davon aus, dass beide Parteien auf-
einander zugehen und schon bald ein fairer und trag-
fähiger  Kompromiss  beschlossen  wird.  Für  uns  als
CDU ist wichtig, dass die Existenzen und Einrichtun-
gen dadurch nicht gefährdet werden. Es müssen al-
ternative Möglichkeiten der Betreuung und Unter-
bringung geprüft werden, aber nicht auf Kosten der
Betroffenen. Die Menschenwürde dieser Betroffenen
ist für uns das oberste Gebot, und das ist zu achten.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen ist für uns auch die Antwort auf die Fra-
ge 13, die letzte in dieser Anfrage, von so großer Wich-
tigkeit, weil sie deutliche Alternativen aufzeigt. Der
hohe Personalaufwand in den Einrichtungen zeich-
net einen möglichen Weg vor.

Das Wohl der Betroffenen, meine Damen und Her-
ren, ist uns als CDU-Fraktion ganz wichtig und muss
ganz obenan stehen. Wir wissen, dass die Lösung die-
ses Problems der Quadratur des Kreises nahe kommt.
Ich weiß, dass auch in den Behördenspitzen Menschen
sitzen, die sehr wohl wissen, wie betroffen dieser Per-
sonenkreis ist und wie notwendig und wichtig diese
Hilfe ist. Wir wissen aber auch – ich habe das ja eben
vorgestellt –, was für eine immense Summe es ist. Wir
als Land müssen sparen, die Träger der Einrichtun-
gen müssen aber Luft zum Atmen behalten. Vor al-
lem aber müssen wir die Belange der betroffenen
Menschen sichern, denn diese können das nicht selbst
für sich machen, und die Angehörigen sind durch ge-
nügend andere Sorgen geplagt, als dass sie sich auch
noch darum kümmern könnten.

Wir sind als Land in einer Notlage, das weiß jedes
Mitglied dieses Hauses. Da müssen wir uns jede Haus-
haltsstelle genau ansehen, besonders wenn sie solch
einen großen Umfang hat, auch wenn es mir als So-
zialpolitiker in diesem Fall ganz besonders schwer
fällt. Für die CDU-Fraktion erwarte ich, dass sich die
Parteien schon bald einigen, allein schon wegen der
Rechtsunsicherheit, die im Moment herrscht.

Meine Damen und Herren, die Lebensqualität der
Betroffenen muss für uns alle im Vordergrund stehen.
Wir haben in der letzten Legislaturperiode hier den
Landesplan „Wohnen für behinderte Menschen“ be-
handelt. Dort haben wir als Koalitionsfraktion entschei-
dende Verbesserungen für den betroffenen Personen-
kreis durchgesetzt, und ich glaube, dass hier – auch
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wenn wir zu Einsparungen kommen werden, davon
gehe ich aus, aber nicht diese 15 Prozent – doch das
Wohl der Betroffenen im Vordergrund steht. Ich danke
Ihnen, dass Sie mir zugehört haben!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Dr. Schuster.

Abg.  Dr.  Schuster  (SPD):  Herr  Präsident,  meine
sehr verehrten Damen und Herren! Den Anlass die-
ser Debatte halte ich eigentlich für problematisch,
denn wir diskutieren hier leider nicht über die Fra-
gen: Gibt es Fehlentwicklungen im System der Ein-
gliederungshilfe?  Was  müssen  wir  aus  fachlichen
Gründen verbessern und auch aus Gründen der Tat-
sache, dass die Fallzahlen in Zukunft erheblich stei-
gen werden? Vielmehr ist es eine Spardebatte, die
den Anlass bietet, heute über das Thema zu sprechen.

So sympathisch mir alle Ihre Äußerungen waren
– und ich kann sie fast alle unterschreiben, Herr Op-
permann –, ein Ausgangspunkt, und das muss man
dann auch noch dazu sagen, ist die Tatsache, dass
immer wieder kolportiert wird, im Sozialbereich wäre
es beliebig möglich zu sparen, der Etat umfasse ja
500 bis 600 Millionen Euro, da könne es doch gar kein
Problem sein. Das war ja die Debatte im März und
April letzten Jahres, die über die Presse ausgetragen
wurde, 90 Millionen Euro zu sparen. Plötzlich kam
man auf die Idee, 90 Millionen Euro könnten vielleicht
doch ein bisschen viel sein, weil 500 von diesen 600
Millionen Euro ja schon bundesgesetzlich verpflichtet
sind. Dann kam die Idee auf, 45 Millionen Euro müss-
ten es doch mindestens sein, bis man sich am Ende
auf 25 Millionen Euro über zwei Jahre geeinigt hat.
Das sind alles Zahlen, die völlig aus der Luft gegrif-
fen waren. Kein Mensch konnte fachlich auch nur
annähernd begründen, wie sie eigentlich genau zu-
stande kommen. Sie verweisen aber auf ein politi-
sches Handling, welches aufhören muss, wenn man
sich den Problemen im Sozialbereich wirklich ernsthaft
stellen will.

(Beifall bei der SPD)

Ich will mich diesen Problemen ernsthaft stellen,
denn der Grund, weswegen wir finanzpolitisch vor
allem darauf achten müssen, ist, dass die Fallzahlen
bei der Eingliederungshilfe in die Höhe gehen. Wir
haben entweder das Problem, dass uns allein dieser
Bereich finanziell richtig aus dem Ruder laufen kann,
oder wir können prüfen, ob wir nicht das System
optimieren können. Das heißt aber auch zu prüfen,
ob wir die Leistungen für die behinderten Menschen
besser machen können und sie trotzdem preiswer-
ter werden. Das ist ja die Aufgabe, über die wir nach-
denken müssen. Allerdings sollten wir uns keine Illu-
sionen über die Summen machen, die dabei heraus-
kommen. In der Tat wurden 15 Prozent Einsparvo-

lumen ins Gespräch gebracht. So eine Prozentzahl
ist der Ausdruck einer Debatte, die völlig losgelöst
von Fachfragen stattfand, wie viel man angeblich ein-
sparen  muss.  Je  mehr  Bereiche  wir  dort  im  Detail
durchgehen, desto mehr zeigt sich, dass die Einspar-
möglichkeiten in vielen Bereichen eigentlich gering
sind, was nicht heißt, dass man sie nicht anheben muss.

Das, finde ich, ist dann wieder das Gute an der
Antwort des Senats und gerade auch bei der Bench-
mark. Schaut man sich nämlich die Benchmark an,
sind wir in den meisten Bereichen preiswerter als Ber-
lin und Hamburg. Stadtstaaten haben auch in dem
Bereich immer Besonderheiten. Teilweise sind wir
sogar preiswerter als einige Flächenländer, weil unser
System in einigen Kategorien vernünftiger als das
mancher Flächenländer ist. Das ist sehr bemerkens-
wert und auch ein Erfolg einer fachlich bisher weit-
gehend gelobten Behindertenpolitik, wie wir sie hier
in Bremen haben. Ein wesentlicher Ausgangspunkt
dieser Politik war ja die Auflösung des Klosters Blan-
kenburg. Dieses System, das dort entwickelt wurde,
wird allgemein als günstig und fachlich gut angese-
hen, was nicht heißt, dass man an der einen oder an-
deren Stelle nicht etwas verbessern kann.

Es gibt einen Bereich, wo die Kosten in Bremen
höher sind als anderswo. Das ist im Bereich der Ta-
gesförderstätten der Fall. Aber auch hier darf man
sich keine Illusionen machen, wenn man dann über
Einsparmöglichkeiten nachdenkt. Das ist sicherlich
auch für die kommenden Haushaltsverhandlungen
wichtig. Die Zahlen, die bisher im Haushalt stehen,
überzeugen mich keineswegs. Die Einsparmöglich-
keiten darf man sich nicht zu hoch rechnen oder sich
zu hoch vorstellen, denn der Unterschied zwischen
Tagesbetreuung und dem Besuch von Werkstätten
für Behinderte ist ja, dass in den Tagesförderstätten
Personen sind, die einen erhöhten Förderbedarf ha-
ben und nicht einfach umgesteuert werden können
nach dem Motto: Die können ja auch in die billigere
Werkstatt für Behinderte gehen.

Der Personenkreis, der wirklich umgesteuert wer-
den kann, ist relativ begrenzt, und das sind in den
Tagesförderstätten, laut Antwort des Senats, ohnehin
nur 313 Personen. Das würde zwangsläufig, weil sie
wirklich einen höheren Förderbedarf haben, natür-
lich auch die Kosten der Werkstatt für Behinderte in
die Höhe treiben. Man kann sie dort ja nicht so be-
handeln, als hätten sie den Förderbedarf nicht. Auch
dort sehen wir, dass man sicherlich überlegen muss,
ob ein Umsteuern sinnvoll ist, denn ich kann mir gut
vorstellen, dass es auch für die behinderten Menschen
durchaus attraktiv sein kann, in spezielle Gruppen
der Werkstatt für Behinderte in diesem Bereich zu
gehen. Man darf das aber nicht in der Erwartung tun,
dass man dadurch finanziell sehr viel umsteuern kann.

Wie gesagt, die Rationalisierungsmöglichkeiten –
ich benutze diesen harten Begriff auch in diesem Be-
reich, denn Rationalisierung heißt für mich immer auch
Optimierung, und zwar nicht nur finanzielle, sondern
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auch fachliche Optimierung – sind geboten, weil die
Fallzahlen steigen. Ich möchte aber noch einmal aus-
drücklich unterstreichen: Es ist kein Problem, dass
die Fallzahlen steigen. Es ist gut so, dass die Fallzahlen
steigen, denn es ist gut, dass wir keine behinderten
Menschen mehr wegen ihrer Behinderung erschie-
ßen oder töten, wie es in der Nazizeit hier in Deutsch-
land der Fall war. Es ist gut, dass der medizinische
Fortschritt auch bei behinderten Menschen dazu führt,
dass sie länger leben, und es ist auch gut, dass insge-
samt  die  Lebenserwartung  von  behinderten  Men-
schen steigt. Das ist kein Problem eines Staates, son-
dern ein positives Zeichen einer Gesellschaft, dass
auch diese Menschen hier ihren Platz finden, und das
müssen wir auch weiter garantieren.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen finde ich es auch unabdingbar, dass Op-
timierungsmöglichkeiten in finanzieller Hinsicht – die
gibt es auch hier in Bremen, das ist im Grundsatz
unbestritten – immer im möglichst weit gehenden Kon-
sens, natürlich sind das auch teilweise sehr schwie-
rige Verhandlungen, mit den Trägern der Eingliede-
rungshilfe geführt werden. Ich glaube nach allem, was
ich bisher sowohl von Seiten des Ressorts als auch
von Seiten der Träger gehört habe, dass man hier auf
einem guten Weg ist. Es ist, glaube ich, nicht mehr
eine Frage sehr langer Zeit, bis man zu einer tragfä-
higen Konsenslösung kommen wird, die sicherlich
auch gewisse Einsparungen ermöglichen wird, die
aber die hohe Qualität dieses Systems auch weiterhin
gewährleisten kann.

Deshalb möchte ich noch einmal zum Schluss sa-
gen, denn wir sind kurz vor den Haushaltsverhand-
lungen, und es gibt mehrere Punkte im Sozialbereich,
die im Prinzip analog sind: Wir müssen uns davon
lösen, Illusionen darüber zu verbreiten, aus welchen
Gründen auch immer, dass es hier angebliche Ein-
sparbeträge von Millionen gebe. Wir müssen dahin
kommen, dass wir die Systeme, die wir im Sozialbe-
reich haben, fachlich hinterfragen und natürlich auch
versuchen, finanzpolitisch zu optimieren. Dann muss
man allerdings im Umkehrschluss und im Ergebnis
die Konsequenz daraus ziehen, dass sich das, was man
fachlich und auch unter Controllinggesichtspunkten
herausbekommen hat, auch im Haushalt widerspie-
gelt und man nicht Zahlen einstellen muss, die un-
ter Umständen nicht der Realität entsprechen. – Ich
danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Schmidtmann.

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich spreche heute über die Große Anfrage, es geht
um die Senkung der Eingliederungshilfen. Meine bei-

den Vorredner, Herr Oppermann und Herr Dr. Schus-
ter, haben bereits eingehend erklärt, worum es sich
hier handelt, wer Eingliederungshilfe bekommt und
dass es ein riesengroßer Batzen an Geld ist, der hier
eingespart werden soll.

Wir Grünen sind der Meinung, dass eine Einspa-
rung von 15 Prozent, wie Herr Dr. Schuster und Herr
Oppermann es ja auch ausgeführt haben, in diesem
sensiblen Bereich nicht realistisch ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wie aus der Antwort des Senats hervorging, ist in fast
allen Bereichen, das haben meine beiden Vorredner
auch schon ausgeführt, mit höheren Fallzahlen zu
rechnen, zum Beispiel im Bereich der behinderten Ju-
gendlichen  oder  psychisch  kranken  Erwachsenen.
Überall sind steigende Fallzahlen am Horizont zu
sehen. Daher ist unserer Meinung nach eine fünfzehn-
prozentige Kürzung bei steigendem Bedarf völlig un-
realistisch und nicht umsetzbar. Hier sind ja von mei-
nen beiden Vorrednern schon Auswege angekündigt
worden.

Wir sind auch der Meinung, dass das Benchmar-
king zeigt, wie es schon ganz richtig ausgeführt wor-
den ist, dass wir uns hier in Bremen überhaupt nicht
zu verstecken haben, sondern im guten Mittelfeld
liegen und in einigen Bereichen sogar Spitzenplät-
ze haben, und zwar nicht im negativen, sondern im
positiven Sinn. Man kann sich dann natürlich auch
die negativen Beispiele heraussuchen, aber wir sind
nirgends führend, so dass wir weit über dem Durch-
schnitt liegen. Wir haben im negativen Sinn keinen
Spitzenplatz, sondern im Gegenteil, wir liegen im
Kennzahlenvergleich fast immer im Mittelfeld oder
darunter.

Ich möchte noch zwei Bereiche herausstellen, die
uns Grüne besonders am Herzen liegen: Erstens sind
wir der Meinung und gehen davon aus, dass die Ver-
handlungen mit den Trägern, die ja jetzt aufgenom-
men worden sind, auf eine Zielvereinbarung hin ge-
führt werden, so dass die Versorgung langfristig si-
cherzustellen ist. Hierbei sollte unbedingt auf eine
Fachkräftequote geachtet werden. Auch sollten Ein-
gliederungsquoten vereinbart werden, es heißt ja Ein-
gliederungshilfen. Wir oder die Leute, die sich da-
mit befassen, wissen auch, wie schwierig es ist, in die-
sem Bereich Verbesserungen zu erreichen und wie
unheimlich schwierig und sensibel dieser Bereich ist,
aber wenn wir Eingliederung ernst nehmen, auch dem
Wort nach, sollte man auch das probieren, und wir
sehen dort Möglichkeiten, zu Einsparungen zu kom-
men, und zwar im Bereich des Wohnens. Wenn durch
langjähriges Training, ich betone durch langjähriges,
auch von sehr qualifizierten Fachkräften geleitetes
Training ein Wechsel der Wohnform erreicht werden
kann, ist das als ein Erfolg zu bewerten. Wenn zum
Beispiel von einer betreuten Wohnform in eine offe-
ne Wohngemeinschaft gewechselt werden kann, wer-
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den dadurch Kosten vermieden. Ich meine, das muss
auch irgendwie honoriert werden.

Es ist genauso wie beim betrieblichen Vorschlags-
wesen: Wenn langfristig Kosten eingespart werden,
könnten die Träger über eine Art Erfolgsprämie da-
ran partizipieren. Das könnte eigentlich auch dazu
führen – so sehen wir es –, wenn so eine Vergütung
am Horizont da ist, dass dann der Druck oder auch
die Bereitschaft, eine Veränderung oder Verbesse-
rung herbeizuführen, auch vom Träger ganz anders
gesehen wird, als den Status quo zu halten, wenn es
dafür sozusagen etwas gibt. Weiterhin gilt auch hier
das, was wir im alten Bereich haben, ambulant vor
stationär möglichst einzuführen, das ist klar.

Wir sind des Weiteren der Meinung, dass im Be-
reich ältere behinderte Menschen nicht gespart wer-
den kann. Herr Schuster hat es schon gesagt, dieses
Problem rollt jetzt auf uns zu, da die Menschen, die
nach 1945 geboren wurden, jetzt ins Rentenalter kom-
men. Es gibt jetzt schon die ersten Altenheime für
Behinderte, die eingeweiht worden sind, wo tages-
strukturierende Maßnahmen eingesetzt werden, wo
mit den älteren behinderten Menschen neue Erfah-
rungen gesammelt werden. Das ist ein völlig neues
Feld für uns. Wir sind deswegen aber auch der Mei-
nung, dass diese neuen Aufgaben angegangen wer-
den müssen. Des Weiteren sind wir auch der Mei-
nung, dass hier, wie es aus dem Bericht hervorgeht
und Herr Oppermann es auch schon einmal gesagt
hat, möglichst keine Großeinrichtungen genommen
werden, auch wenn sie ein bisschen billiger erschei-
nen, da es ein hoch sensibler Bereich ist.

Zum Abschluss möchte ich noch einmal sagen, die
Zahl der Eingliederungshilfeempfänger wird weiter
steigen. Dies steht auch so in der Antwort auf die
Große Anfrage. Die Antwort bei dieser Ausgangsla-
ge kann nicht sein, 15 Prozent zu sparen – da haben
wir einen großen Konsens, habe ich festgestellt –, son-
dern neue Formen der Eingliederung zu erproben und
zu fördern. Ich habe da schon ein Beispiel genannt.
Wir möchten noch weiter, dass im Bereich der per-
sönlichen Assistenz Weiterentwicklungen oder Pilot-
projekte betrieben werden oder dass auch das per-
sönliche Budget mehr in den Vordergrund gestellt
wird. Hier gibt es unserer Meinung nach auch gute
Ansätze. Wir sollten bedenken, dass eine soziale Stadt,
wie Bremen sie ist, sich immer daran messen muss,
wie sie mit den schwächsten Gruppen in ihrer Mitte
umgeht und welche Hilfen sie diesen Gruppen gibt.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich bedanke mich bei meinen Vorrednern für
die sachliche Debatte. Wir haben in der Fachdepu-

tation ja schon häufiger über dieses Thema gespro-
chen, und ich stelle an vielen Stellen fest, dass wir
grundsätzlich in den Einschätzungen gemeinsam die
gleichen Inhalte vertreten. Deswegen erspare ich es
mir auch zu wiederholen, was meine Herren Vorred-
ner schon vorgetragen haben. Ich möchte mich auf
einige Punkte konzentrieren.

Das eine ist, was hier beschrieben worden ist von
meinen Vorrednern, dass wir mit steigenden Fallzah-
len zu kämpfen haben, übrigens auch, ich glaube,
das ist nicht erwähnt worden, von Menschen, die see-
lische Behinderungen erleiden, das ist ein gesellschaft-
liches Phänomen nicht nur in der Bundesrepublik,
sondern in fast allen westlichen Staaten. Das trifft eben
nicht nur Bremen, das trifft alle Bundesländer.

Wenn ich mit meinen Kolleginnen und Kollegen
zusammen bin, dann treibt uns gemeinsam die Sor-
ge um, wie wir es schaffen, einerseits die Qualität der
Versorgung, der Eingliederungshilfe zu gewährleisten
und andererseits das, was an möglichst individuel-
len Hilfestellungen notwendig und erforderlich ist,
auch zu finanzieren. Das treibt alle Länder um. Alle
Länder fragen sich: Wie soll es eigentlich, wenn wir
die demographische Entwicklung verfolgen, noch in
Zukunft  geleistet  werden?  Deswegen  ist  es  auch
notwendig, dass wir uns mit Vertretern anderer Groß-
städte und Länder zusammengesetzt und diese Ver-
gleichsringe entwickelt haben, die Frage also stel-
len, was es für Lösungen gibt, eventuell bessere Kon-
zepte oder Alternativen. Vor allen Dingen geht es auch
darum, Transparenz herzustellen. Herr Oppermann
hat die Zahlen ja genannt, mit denen wir hier zu tun
haben. Die Frage ist, kann man nicht tatsächlich noch
etwas verbessern, dass das Geld dann auch zielge-
richteter im Interesse der Betroffenen eingesetzt wer-
den kann?

Andererseits ist das, was wir hier zurzeit diskutie-
ren, natürlich auch mit der Frage verbunden, ob das,
was wir hier in Bremen an ganz vielen Stellen leis-
ten, tatsächlich in der Intensität notwendig oder trag-
bar ist. Oder ist es auch in der Qualität vertretbar, dass
wir dort teilweise Standards, also Personalintensität
absenken müssen? Diese Frage diskutieren wir ge-
rade sehr intensiv mit der Landesarbeitsgemeinschaft
für Wohlfahrt. Sie haben es verfolgt, die Verhandlun-
gen laufen schon seit mehreren Monaten. Nach an-
fänglichen schwierigen Prozessen haben wir uns jetzt
gemeinsam, glaube ich, auf einen sehr guten, kon-
struktiven Weg begeben.

Ich sage an dieser Stelle auch noch einmal deut-
lich: Alle haben von diesen 15 Prozent Kürzung ge-
sprochen. Es steht ja auch nun ausdrücklich noch ein-
mal in der Vorlage, diese 15 Prozent waren ein ers-
tes, unvollständiges Benchmarking, das auch von der
Vergleichbarkeit und der Wertigkeit nicht standhielt.
Diese 15 Prozent sind vom Tisch. Das steht auch so
in der Vorlage. Wir bewegen uns jetzt in ganz ande-
ren Verhandlungssituationen. Der Rahmenvertrag ist
mit der LAG weitgehend geeinigt. Offen sind noch
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sehr komplizierte Detailfragen über Leistungstypen,
Leistungsangebote. Klar ist wohl auch – das haben
wir auch schon in der Vorlage dokumentiert –, dass
wir natürlich davon ausgehen, wenn es zu Verände-
rungen kommt, dass sie nicht sofort umgesetzt wer-
den  können,  sondern  Anpassungsphasen  benötigt
werden. Das ist auch eine Frage des Aushandlungs-
prozesses in den einzelnen Leistungsbereichen.

Die Verhandlungen mit der Landesarbeitsgemein-
schaft sind schwierig, gar keine Frage. Es ist aber auch
ein sehr kompliziertes Themenfeld. Ich nehme es aber
auch so wahr, dass wir insgesamt fair und konstruk-
tiv verhandeln, und ich hoffe sehr, dass es uns ge-
lingt, noch in diesem Frühjahr, möglichst noch vor der
Osterpause, Ihnen ein Verhandlungsergebnis gemein-
sam vorzulegen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/895, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Meine Damen und Herren, auch wenn die Zeit fort-
geschritten ist, wir sind ein fleißiges Parlament!

Fleischskandale in Deutschland

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 15. Dezember 2005

(Drucksache 16/875)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 31. Januar 2006

(Drucksache 16/903)

Wir verbinden hiermit:

Fleischverzehr und Verbraucherschutz:
Transparenz schaffen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Februar 2006
(Drucksache 16/925)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Röpke, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der SPD und der CDU nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Ich frage, ob wir in eine Aussprache eintreten wol-
len. – Das ist der Fall.

Bevor ich dem Abgeordneten Brumma das Wort
erteile, möchte ich noch eine für alle erfreuliche Mit-
teilung bekannt geben: Interfraktionell wurde inzwi-
schen vereinbart, auf den Freitag als Sitzungstag zu
verzichten.

(Beifall)

Nunmehr  erhält  der  Abgeordnete  Brumma  das
Wort.

Abg. Brumma (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Zu später Stunde wollen wir uns noch
mit diesem Thema beschäftigen, weil die Senatorin
morgen  zur  Vogelgrippetagung  muss.  Da  werden
wichtige Entscheidungen getroffen.

Tierseuchen wie die Vogelgrippe oder der Fall, der
vorgestern in Verden vorgekommen ist – dort wur-
de bei einer Kuh BSE entdeckt –, machen nicht vor
unseren Toren Halt. Die Tierseuchen haben viel mit
unserem Thema zu tun, denn es bedeutet auch, dass
viel Fleisch nicht verwertet wird, es als Risikomate-
rial gilt und dann in den Tierbeseitigungsanlagen
landet. Doch diese Entsorgung wiederum ist sehr teuer
und kostet die Entsorger Geld. Deshalb überlegen
sich einige kriminelle Händler, ob sie die Schlacht-
abfälle  nicht  wieder  in  den  Lebensmittelkreislauf
schleusen und Gewinnspannen, man spricht hier von
bis zu 300 Prozent, abkassieren können.

Das ist aber nicht allein die Ursache. Es gibt na-
türlich  auch  einen  Konzentrationsprozess  bei  den
Schlachthöfen. Seitdem Discounter seit einigen Jahren
Frischfleisch anbieten dürfen, gibt es ein Überangebot
an Fleisch durch diesen knallharten Preiswettbewerb.
Bei Geflügel deckt Deutschland zum Beispiel nur 70
Prozent seines Bedarfs selbst. Der Rest kommt aus
dem Ausland, zumeist aus Asien, genauso erhalten
wir Rindfleisch vor allem aus Südamerika. Durch diese
verschiedenen Bezugsquellen wird die Lebensmit-
telkette  anonymisiert.  Es  gibt  kaum  noch  Kontakt
zwischen Bauer, Händler, Transporteur und Fleischer.
Kriminelle können sich deshalb leicht in diese Kette
zwischenschalten, zum Beispiel hatten wir den Groß-
händler aus Gelsenkirchen, der verdorbenes Fleisch
in großem Stil verschoben haben soll. Dieser hatte nur
ein Einzimmerbüro und verschob die Ware von sei-
nem Schreibtisch aus.

Auch gab es vor ein paar Wochen den Vorfall auf
der Autobahn bei Bremen, dort wurde ein Lkw-Fahrer
gestoppt,  der  sein  Transportgewicht  überschritten
hatte. Es war reiner Zufall. Es wurde aufgetautes Tief-
kühlfleisch entdeckt, das nach Bremen und ins Nie-
dersächsische geliefert werden sollte. Eine sofortige
Überprüfung seines Vorlieferanten und des Empfän-
gers ergab allerdings keine Verstöße. Dieser Vorgang
zeigt einmal mehr, dass man auch die gesamte Lo-
gistikkette wie die Transporte in die Kontrollen ein-
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beziehen müsste. Teilweise wissen die Empfänger und
Absender selbst nicht einmal, wie sie ausgetrickst wer-
den. Eine beliebte Methode ist, dass Zwischenhändler
bei Schlachthöfen und Fleischfabriken nach Ware kurz
vor dem Verfallsdatum fragen. Weiterverkauft und
unetikettiert landet das Ekelfleisch direkt in den Ver-
kaufsregalen. Schieberei auf Kosten argloser Verbrau-
cher!

Wie können wir darauf reagieren? Wir meinen, es
muss bessere Kontrollen, höhere Bußgelder, eine bes-
sere Kennzeichnung, mehr qualifiziertes Personal und
vor allen Dingen mehr Transparenz und Öffentlich-
keit hergestellt werden. Seit dem Jahreswechsel sind
auf EU-Ebene Verordnungen in Kraft getreten. Hierbei
wird das Gewicht mehr auf die Kontrolle der Eigen-
kontrolle gelegt, das heißt, damit die Eigenkontrol-
len funktionieren, können bald Bußgelder erhoben
werden. Auch wurde bei der EU noch einmal nach-
gefasst, dass ebenfalls kleinere Betriebe einbezogen
werden sollen. Die sollen eine EU-Zulassung immer
wieder vorweisen müssen. Daneben gibt es eine neue
Verordnung über Keime, die im Fleisch vorhanden
sein dürfen, und bestimmte Standards an Qualifika-
tionsanforderungen für die Lebensmittelkontrolleu-
re. Meine Damen und Herren, diese EU-Verordnung
allein reicht nicht aus. Es gelten weiterhin die hohen
Standards unserer Lebensmittelkontrollen, das heißt
Kontrollen mittels Inspektion der Betriebsstätten,
Dokumentenüberprüfung sowie amtliche Probeent-
nahmen und -untersuchungen.

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang, dass die
Länder im vergangenen Jahr unter dem Vorsitz von
Bremen einheitliche Grundsätze zur Durchführung
der Risikobeurteilung von Lebensmittelbetrieben an
einem konkreten Modell erarbeitet haben.

(Beifall bei der SPD)

Das bedeutet, dass Betriebe, bei denen ein erhöhtes
betriebliches Risiko nach einem allgemein gültigen
Verfahren festgestellt wird, häufiger kontrolliert wer-
den. Bisher wurden vor allem Herstellerbetriebe nach
diesem Verfahren kontrolliert.

Wenn wir uns die Antwort des Senats auf unsere
Anfrage  vornehmen,  dann  unterliegen  in  Bremen
zirka  7400  Lebensmittelbetriebe  der  Überwachung
durch das LMTVet. Davon werden pro Jahr durch-
schnittlich 50 bis 60 Prozent der Betriebe kontrolliert.
Der prozentuale Anteil der Beanstandungen beträgt
zwischen 59 und 62 Prozent, er ist durch die genannten
Risikokontrollen gestiegen. Darauf folgen dann münd-
liche Belehrungen und Ordnungswidrigkeitsverfah-
ren. Im Jahr 2004 gab es zwei und im Jahr 2005 sechs
Strafverfahren. In einigen Fällen wurden auch Be-
triebsschließungen veranlasst.

Hier finde ich es immer wieder spannend, wenn
wir in der Deputation den Jahresbericht erhalten und
wenn wir dann die Schwerpunktprüfungen sehen.
2004 wurde zum Beispiel schwerpunktmäßig in Back-

stationen, Krankenhäusern, Altenheimen und Kin-
dertagesstätten unangekündigt überprüft. Im vergan-
genen Jahr soll es schwerpunktmäßig die Schulkü-
chen getroffen haben. Hier haben wir aber noch kei-
nen detaillierten Bericht. In diesem Zusammenhang
ist es interessant. In Schleswig-Holstein wurde in den
letzten  Tagen  eine  Schulküche  gefunden,  wo Gam-
melfleisch verarbeitet wurde.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das
ist ja widerlich!)

Ja, das ist widerlich! Wie gesagt, wir müssen die Kon-
trollen optimieren. Ein interessanter Ansatz ist: Das
Untersuchungsamt in Bremen entwickelt mit großen
Betrieben sowie mit der Justizvollzugsanstalt gemein-
same neue Küchenkonzepte nach den neuesten hy-
gienischen Anforderungen. Ich glaube, das ist ein sehr
guter, innovativer Ansatz. Den müsste man noch viel
stärker verbreiten.

Was die Eigenkontrollen, die ja in Bremen schon
laufen, angeht, muss noch mehr Zug hinein, denn bis-
her können lediglich 13 Prozent der Betriebe ein gut
funktionierendes Eigenkontrollsystem mit guter Doku-
mentation aufweisen. 43 Prozent haben ein im Auf-
bau  befindliches  System,  und  44  Prozent  der  Be-
triebe haben überhaupt noch kein oder ein nicht funk-
tionierendes System. Das zeigt, wie hilfreich der Be-
schluss der EU-Kommission ist, diese Eigenkontrol-
len zu verstärken.

Inzwischen hat auch der Bundesminister für Ernäh-
rung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz  ein
Zehn-Punkte-Sofortprogramm veranlasst, um den kri-
minellen Aktivitäten in der Fleischwirtschaft zu be-
gegnen. Dabei sind als Maßnahmen vor allem eine
zeitnahe Intensivierung der Kühlhausüberprüfung,
eine nochmalige Verbesserung der Lebensmittelkon-
trollen,  Verbesserung  des  Informationsflusses  zwi-
schen den Ländern, eine Selbstverpflichtung der Un-
ternehmen zu Eigenkontrollen und die Ausweitung
der Meldepflichten verabschiedet worden. Daneben,
das ist ganz wichtig, gibt es einen Referentenentwurf
zu einem Verbraucherinformationsgesetz. Hier bin ich
froh, dass die CDU/CSU nicht weiter blockiert, son-
dern das aktiv mit vorantreibt. Das ist eine gute Sa-
che. Wir müssen natürlich noch sehen, wie dieser Ent-
wurf im Einzelnen aussieht.

Ich finde, wir sollten auch Beispiele aus anderen
EU-Ländern zu Rate ziehen. In Dänemark wird je-
der Fleischtransport versiegelt, oder aber es gibt Po-
sitivlisten  von  Unternehmen,  wo  diese  Kontrollen
positiv ausfallen. Genauso gibt es bei Gaststätten und
Handelsbetrieben so genannte Überprüfungszertifi-
kate, die die Betriebe draußen an der Tür aufhän-
gen, in denen auch steht, wann die letzte Überprü-
fung war. Das sind Sachen, die man sich noch einmal
durch den Kopf gehen lassen und auf ihre Praktika-
biliät hin überprüfen sollte.
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Was uns allerdings noch fehlt, ist ein ausreichen-
der Informantenschutz, denn alle aufgedeckten kri-
minellen Fleischskandale in der Vergangenheit sind
in der Regel durch Mitarbeiter von den Unternehmen
aufgedeckt worden. Hier gibt es unseres Erachtens
einen großen Nachholbedarf. Die Lebensmittelkon-
trolle wird, auch wenn sie noch so effektiv ist, nicht
alle Machenschaften aufdecken können. Deshalb ist
dieser Schutz notwendig.

(Glocke)

Betriebe, die manschen und panschen, sind in der
Regel dieselben, die sich gegen Tarifverträge und
Betriebsräte wehren. Gerade dort versagt dann das
innerbetriebliche Krisenmanagement. Gerade in sol-
chen Betrieben ist die Öffentlichkeit häufig auf In-
formationen der Mitarbeiter angewiesen. Diese Mit-
arbeiter müssen vor allem Repressalien seitens der
Unternehmensführung fürchten und brauchen des-
halb von uns einen besonderen Schutz.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Ihre Redezeit ist abgelau-
fen!

Abg. Brumma (SPD): Gut! Wie gesagt, den Infor-
mationsschutz für Informanten könnte man nach dem
Beispiel des „Whistle-blower-Gesetzes“ in Großbri-
tannien durchführen. Zum Antrag der Grünen wer-
de  ich  nachher  noch  etwas  sagen.  Oder  soll  ich
gleich – –?

Vizepräsident Ravens: Das ist nicht möglich, weil
die Redezeit auf zehn Minuten pro Fraktion begrenzt
war!

Abg. Brumma (SPD): Zum Antrag der Grünen sage
ich, den überweisen wir an die Deputation, weil es
noch inhaltliche Differenzen gibt, und ich meine, die
können wir dort am besten klären und auch fachlich
noch einmal darüber sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! „Fleischskan-
dale in Deutschland“ ist die Überschrift zu dieser De-
batte. Einmal sind es Hormone, einmal ist es BSE, ein-
mal Nitrophen, heute sprechen wir über Gammel-
fleisch. Es gibt leider immer wieder diese schwarzen
Schafe im Lebensmittelbereich, die glauben, mit kri-
minellen Machenschaften schnell und leicht das große
Geld zu verdienen. Da wird verdorbenes Fleisch in
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

den Handel gebracht, da wird abgelaufenes Fleisch
umetikettiert, da muss man in der Zeitung lesen, dass
Zöllner 22 Jahre altes Rindfleisch an der bulgarischen
Grenze sichergestellt haben. Das war bereits bläu-
lich  verfärbt,  aber  wenn  man  das  irgendwo  in  die
Wurst hineinmischt, merkt man das vielleicht nicht
so schnell. Ein Skandal, eine Unverfrorenheit ist das,
wie einige Leute mit der Gesundheit der Menschen
umgehen, und solchen Geschäftemachern, meine Da-
men und Herren, muss das Handwerk gelegt werden!

(Beifall bei der CDU)

Jetzt zum Beispiel die Wildfleischfirma Berger aus
Passau, sie steht jetzt vor der Pleite! Dem Unterneh-
men ist nunmehr endlich die letzte Betriebslizenz ent-
zogen worden. Seit 1995 sind dort immer wieder Ver-
stöße festgestellt worden. Leider sind die Leidtragen-
den davon die Verbraucher, weil die Ware inzwischen
an mehr als 100 deutsche Händler und Supermärk-
te verkauft worden ist. Aber auch die Arbeitnehmer
sind davon betroffen, weil letztendlich ihre Arbeits-
plätze dadurch gefährdet sind und sie diese verlie-
ren. Insoweit könnte die Verbesserung des Zeugen-
schutzes für Mitarbeiter von Betrieben, die Unregel-
mäßigkeiten oder Verstöße aufdecken, hier hilfreich
sein, Herr Brumma hat auch schon darauf hingewie-
sen. Mittlerweile ist auch eine Hotline eingerichtet,
um Leuten die Möglichkeit zu geben, anonym anzu-
rufen.

Lebensmittelsicherheit  und  Qualitätssicherung,
meine Damen und Herren, müssen absolute Priori-
tät haben. Darauf hat die Bevölkerung ein Recht. Als
Verbraucher muss man sich darauf verlassen können,
dass die Waren einwandfrei sind, und vor allem, dass
in den Produkten auch das darin ist, was darauf steht.
Nach geltendem EU-Recht haben die Lebensmittel-
und Futtermittelunternehmen sicherzustellen, dass
die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben gewähr-
leistet wird. Wir haben hier bei uns im Land Bremen
bisher Glück gehabt, dass noch kein vergammeltes
Fleisch gefunden worden ist. So etwas kann sich aber
täglich ändern, siehe dazu das, was auf der Autobahn
passiert ist! Zum Glück war das Fleisch noch nicht
im Handel.

Die Lebensmittelüberwachung ist zwar Angelegen-
heit der Länder, aber Sicherheit kann es nur geben,
wenn wir Systeme haben, die EU- und bundesweit
vernetzt sind. Die CDU begrüßt das Inkrafttreten des
neuen EU-Lebensmittelrechts zum 1. Januar 2006,
weil damit für alle Länder ein einheitliches Verfah-
ren für alle Stufen der Lebensmittelkette verbindlich
vorgeschrieben ist. Allerdings ist neben dem EU-
Schnellwarnsystem auch die Koordination und Kom-
munikation zwischen Bund und Ländern zu verbes-
sern,  das  heißt,  wir  brauchen  auch  ein  nationales
Schnellwarnsystem. Ich denke nur an das, was jetzt
mit der Vogelgrippe passiert, da ist die Kommunikation
und die Koordination auch noch nicht so weit.
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Der Senat ist ja in seiner Antwort auf die Große
Anfrage detailliert darauf eingegangen, wie die Le-
bensmittelüberwachung und -kontrolle aufgestellt ist,
Herr Brumma ist darauf eingegangen. Wir haben hier
bereits seit einigen Jahren die Risikoanalyse zum all-
gemeinen Prinzip für die Lebensmittelsicherheit er-
hoben, wobei die Eigenkontrollen und die Melde-
pflichten ganz wesentlich zu benennen sind. Die Ei-
genkontrolle in den Betrieben funktioniert leider im-
mer noch nicht so, wie man sich das wünscht. Das
wird jetzt allerdings anders werden, denn nach dem
neuen EU-Lebensmittelrecht müssen nunmehr alle
Betriebe  entlang  der  Lebensmittelkette  –  mit  ei-
ner Übergangsfrist bis zum 1. Januar 2009 – von der
Lebensmittelgewinnung  über  die  -verarbeitung  bis
zum Lebensmittelhandel über ein solches System ver-
fügen.

Ich will im Einzelnen jetzt nicht auf die Punkte aus
der Antwort des Senats eingehen. Für mich sind die
Konsequenzen wichtig, die sich aus den Fleischskan-
dalen ergeben. Erst einmal ist positiv festzustellen,
dass diese Skandale bei Routinekontrollen festgestellt
worden sind. Das spricht ja erst einmal nicht gegen
unser System. Ich freue mich auch, dass Horst See-
hofer bereits im November ein Zehn-Punkte-Sofort-
programm vorgelegt hat, das vom Senat, aber auch
von CDU und SPD im Bundestag mitgetragen wird.
Wobei es darin im Einzelnen geht, hat der Senat
dargelegt. Einige Punkte daraus habe ich schon an-
gesprochen wie das Prinzip der Eigenverantwortlich-
keit der Betriebe, die Kennzeichnungspflicht und die
Verbesserung des Informationsflusses in Deutschland.

Ganz wichtig im Rahmen der Lebensmittelsicher-
heit ist die Rückverfolgbarkeit sowohl von nicht mehr
zum Verzehr bestimmten Produkten als auch von Le-
bensmitteln, die kurz vor der Haltbarkeitsgrenze sind.
Es muss schon nachgewiesen und dokumentiert wer-
den, was mit den fast abgelaufenen Produkten erfol-
gen soll, da brauchen wir mehr Transparenz. Die Ge-
bührenkopplung an die Einstufung der Risikobeur-
teilung festzulegen halten wir auch für sinnvoll, das
heißt, ein verlässliches Eigenkontrollsystem ist gleich
niedriger Überwachungsaufwand, ist gleich niedri-
ge Gebühr, und andersherum, ein höherer Überwa-
chungsaufwand ist gleich höhere Gebühr.

Eine Verbesserung der Strafverfolgung habe ich
bereits vor zwei Jahren gefordert, und zwar insoweit,
als die Staatsanwaltschaft eine Rückmeldung gibt,
wenn Strafverfahren eingeleitet worden sind. Da kann
ja vielleicht einmal der Senat erklären, warum es so
schwierig ist, hier entsprechende Informationen zu
geben. Die Kennzeichnungspflicht habe ich auch an-
gesprochen. Hier geht es aber nicht nur darum zu
sehen, dass auch darin ist, was darauf steht, sondern
auch darum zu verhindern, dass Schlachtabfälle so
gekennzeichnet sind, dass sie nicht zu Lebensmitteln
umdeklariert werden können.

Damit komme ich zum Verbraucherinformations-
gesetz und auch zum Antrag der Grünen! Wie Sie

wissen, wird in Berlin ein neues Verbraucherinfor-
mationsgesetz auf den Weg gebracht, und zwar ei-
nes, das auch beschlossen werden kann und das wir
auch wollen, unter anderem mit dem Ziel der Namens-
nennung von Betrieben, die Verstöße begangen ha-
ben, aber auch der Nennung der belieferten Betrie-
be. Die Grünen haben im Bundestag einen Gesetz-
entwurf eingebracht, der bereits 2001 oder 2002 im
rotgrünen Kabinett keine Mehrheit gefunden hat und
der völlig realitätsfern und nicht umsetzbar war. Was
im Bundesrat abgelehnt worden ist, meine Damen
und Herren, das konnte unmöglich beschlossen wer-
den. Frau Künast hatte sieben Jahre Zeit, etwas Ver-
nünftiges auf den Weg zu bringen. Das hat sie nicht
geschafft, und jetzt kommt sie als Opposition wieder
mit ihren überzogenen alten Forderungen an.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe mir einmal das Protokoll aus dem Bun-
destag angeschaut und möchte Ihnen mit Genehmi-
gung des Präsidenten einen Satz vorlesen, worum es
ihnen geht: „Es geht uns nicht nur um Verbraucher-
informationsrechte bei Lebensmitteln, sondern auch
um umfassende Verbraucherinformationsrechte bei
allen Produkten und Dienstleistungen. Wir finden, dass
die Verbraucher auch ein Recht darauf haben zu er-
fahren, ob in Kinderspielzeugen Weichmacher sind,
ob Kosmetika mit Hilfe von Tierversuchen oder Tep-
piche in Kinderarbeit hergestellt worden sind oder
ob Pensionsfonds bei der Geldanlage auch ethische
Kriterien berücksichtigen.“

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, das gehört nicht in ein
solches Gesetz, das ist nicht leistbar! In Ihrem An-
trag, Frau Dr. Mathes, haben Sie ja die meisten For-
derungen des grünen Gesetzentwurfs nicht übernom-
men, bis auf die Forderung nach einem Auskunfts-
recht gegenüber Unternehmen. Das machen wir nicht
mit! Wir wollen einen Rechtsanspruch auf Aktenein-
sicht und einen Rechtsanspruch auf Behördenaus-
kunft. Alles andere ist, insbesondere bei kleinen und
mittleren Firmen, überhaupt nicht leistbar.

(Beifall bei der CDU)

Gehen Sie doch einmal zu den kleinen Firmen im Fi-
schereihafen und fragen Sie nach, ob die überhaupt
in der Lage sind, solch ein Kommunikationszentrum
aufzubauen, wie Sie es wollen! Den Antrag der Grü-
nen werden wir nicht ablehnen, wir werden ihn über-
weisen, und zwar an die Gesundheits- und an die Wirt-
schaftsdeputation. Eigentlich wollte ich noch etwas
zum Preisdumping sagen, aber das kann ich in An-
betracht der fortgeschrittenen Zeit beim nächsten Mal
tun. – Ich bedanke mich recht herzlich!

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich über-
lege jetzt gerade, wie ich die Reden zusammenfas-
se. Ich entnehme bei Frau Tuczek, im Prinzip will sie
alles, sie will sichere Lebensmittel. Wenn es dann aber
darum geht, wie man das eigentlich hinbekommen
kann und welche Bedingungen man braucht, damit
das sozusagen auch Realität werden kann, dann wird
zum Beispiel zu den Entwürfen der rotgrünen Bun-
desregierung hinsichtlich eines Verbraucherinforma-
tionsgesetzes hier behauptet, das wäre alles völlig
realitätsfremd und überhaupt nicht machbar. Dabei
wäre das wirklich der Weg, mit dem man einen deut-
lichen,  verstärkten  Verbraucherschutz  realisieren
könnte,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

ohne dass das eigentlich viel Kosten bei den öffent-
lichen Haushalten erzeugt.

Das Stichwort Bürokratieabbau möchte ich hier nur
noch einmal nennen, wofür die Fahne hier immer so
hochgehalten wird, und wenn es zum Schwur kommt,
wird nur das gefordert, und man will keine neuen
Wege gehen. Tatsache ist, das wurde ja hier auch
mehrfach angesprochen, die rotgrüne Bundesregie-
rung hat versucht, über mehrere Jahre ein Verbrau-
cherinformationsgesetz zu realisieren. Es ist immer
gescheitert an der Union, an der Blockadehaltung der
CDU. Wir hatten ja auch die Diskussion – Föderalis-
musreform hat ja auch etwas mit diesen Dingen zu
tun –, dass man im Prinzip Regierungen handlungs-
unfähig macht, indem man mit Bundesratsmehrhei-
ten alles blockiert. Das ist Tatsache.

Tatsache ist auch, dass aufgrund der Fleischskan-
dale Herr Seehofer ein Verbraucherinformationsge-
setz angekündigt hat, und zwar hat er einen Gesetz-
entwurf angekündigt für Januar. Wir haben jetzt Fe-
bruar. Es gibt gerade einen allerersten Referenten-
entwurf, der zurzeit mit den betroffenen Kreisen und
Ländern diskutiert wird. Das heißt, hier ist auch wieder
zu befürchten, dass es zu einer zeitlichen Verschie-
bung kommt, die eine Realisierung dieses Gesetzes
hinauszögert.

Es ist richtig, dass es da bezüglich verschiedener
Eckpunkte, die das Gesetz enthalten soll, Kontrover-
sen gibt. Diese Punkte, die für uns Grünen wichtig
sind, haben wir in dem vorliegenden Antrag zusam-
mengefasst. Sie besagen erstens, wir wollen, dass Ver-
brauchern und Verbraucherinnen ein umfassendes
Informationsrecht über die vorhandenen Daten bei
Behörden eingeräumt wird. Das heißt, die Verbrau-
cher und Verbraucherinnen müssen erfahren können,
wer panscht, abzockt oder betrügt. Das soll eben nicht
nur für Lebensmittel gelten, sondern das soll zum Bei-
spiel auch für Hygienezustände bei der Imbissbude
gelten.

Weiter wollen wir, dass Unternehmen im Rahmen
der Verhältnismäßigkeit verpflichtet werden, verbrau-
cherrelevante Informationen auch an Bürger heraus-
zugeben. Das habe ich eben so verstanden, Frau Tuc-
zek, das war der Dissens, Sie wollen nicht, dass die
Unternehmen  verbraucherrelevante  Informationen
herausgeben, also zum Beispiel, ob die Gesichtscreme
mittels Tierversuchen entwickelt wurde oder ob die
Milch von einer Kuh stammt, die mit genveränder-
tem Soja gefüttert wurde und so weiter. Wir Grünen
sind der festen Überzeugung, dass das auch ein zen-
traler Punkt eines Verbraucherinformationsgesetzes
sein muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der letzte Punkt unseres Antrags ist, dass die Be-
hörden die vorliegenden Daten über illegale Prakti-
ken unverzüglich veröffentlichen können sollen, ein-
schließlich der Nennung der beteiligten Firmen. Hier
habe ich gehört, dass Sie das auch wollen, das freut
mich sehr. Ich glaube, ich habe es nicht so wahrge-
nommen, dass die CDU das momentan auf Bundes-
ebene vertritt, aber da käme man ja einen Schritt wei-
ter. Hier, denke ich, kann man das „unverzüglich“
noch durch andere Begrifflichkeiten ersetzen, darüber
können wir ja auch in der Deputation reden.

Ich glaube, dass insbesondere dieser Punkt wich-
tig ist. Ich finde, man muss immer schauen, was re-
alisierbar ist, und sich klarmachen: Wenn Firmen be-
fürchten müssen, dass ihr Name öffentlich genannt
wird, wenn sie illegale Praktiken ausüben, dann ist
der Druck von vornherein so groß, das auch nicht zu
tun. Das ist die beste Möglichkeit, das ist das härteste
Schwert, Missbrauch zu verhindern, ohne Kontrol-
len ins Unendliche zu treiben. Wir wissen und ich weiß
das auch aus Erfahrung, sage ich einmal, allerdings
nicht am eigenen Leib, dass man nicht flächende-
ckend kontrollieren kann. Das können sich die öffent-
lichen Haushalte nicht mehr leisten. Das heißt, man
muss doch hier Wege finden, wie wir zu einer Sicher-
heit von Lebensmitteln, Produkten und Dienstleistun-
gen kommen, ohne dass das über einen bürokrati-
schen Apparat organisiert ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist hier der Königsweg, und ich wünsche mir,
dass wir diesbezüglich weiterkommen. Der Überwei-
sung an die Deputation stimmen wir zu mit der Hoff-
nung, dass wir zu einer guten Lösung kommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir behandeln heu-
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te in der Großen Anfrage mit der Drucksachen-Num-
mer 16/875 das sehr wichtige und aktuelle Thema
„Fleischskandale in Deutschland“. Meine Damen und
Herren, diese ekelerregenden und unendlichen Fleisch-
skandale in Deutschland sind ein einzigartiger Super-
GAU im staatlichen Kontrollsystem, die auch die ehe-
malige rotgrüne Chaosregierung, insbesondere die
ehemalige Ministerin Renate Künast vom Bündnis 90/
Die Grünen, in hohem Maße mit zu verantworten hat
und die der gesamten Fleischindustrie sehr, sehr gro-
ßen Schaden, sprich Insolvenzen und Arbeitsplatz-
vernichtungen, in der jetzt schon sehr schwierigen
wirtschaftlichen Lage der Fleischindustrie in Bezug
auf die Billiglohnarbeiter aus dem osteuropäischen
Ausland und so weiter zugefügt haben.

Sie sehen, das ist insgesamt ein unendlicher Skandal
der gesamten Bundesregierung. Die Verbraucher wur-
den aus reiner Profitgier belogen und betrogen, und
mit Tonnen von in den Verkauf gelangtem ekelerre-
genden Gammelfleisch wurde die Gesundheit der Ver-
braucher verantwortungslos gefährdet. In den ver-
gangenen Monaten ist kaum ein Tag vergangen, an
dem die staatlichen Kontrolleure in mehreren Bun-
desländern nicht angebliche Frischware mit falschen
Etiketten versehen, ja sogar ohne Herkunftsangaben
und Haltbarkeitsdatum, also Gammelfleisch festge-
stellt haben.

Insofern kommt Ihre heutige Große Anfrage und
auch der Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen viel zu
spät, denn es wurden schon vor langer Zeit bei ei-
nem Großhändler in Gelsenkirchen sage und schreibe
60 Tonnen vergammeltes Fleisch mit falschen Etiket-
ten beschlagnahmt. Bei weiteren, meines Wissens nur
oberflächlichen, kurzen Kontrollen wurden auch schon
vor langer Zeit zirka 60 Fleischbetriebe entdeckt, die
in skrupellose Geschäfte mit ekelerregendem Gam-
melfleisch verwickelt sind oder waren.

Sie sehen also, meine Damen und Herren, es ist
eine traurige Tatsache, dass die systematischen staat-
lichen Kontrollen der Fleischindustrie auf der Grund-
lage von Personalmangel und Überbelastung der
staatlichen Kontrolleure, also auf der Grundlage fal-
scher Sparmaßnahmen der Bundesregierung, auf
Kosten und zu Lasten der Gesundheit der Verbrau-
cher, bei weitem nicht ausreichend sind. Ebenso öffnet
eine zum Teil fehlende Eigenkontrolle des Handels
schwarzen Schafen Tür und Tor. Eine erhebliche Ge-
winnspanne durch Verarbeitung und Verkauf von
Gammelfleisch hat erstens dazu geführt, dass der Ruf
einer ganzen Branche in Gefahr gebracht worden ist,
zweitens, dass der Preiskampf durch die Billigkon-
kurrenz, die jetzt so genanntes Frischfleisch in ihren
Regalen anbietet, sehr viel härter geworden ist. Das
hat wiederum dazu geführt, dass Fleisch- und Wurst-
waren von den Billigläden unter Preis angeboten
wurden, um neue Kunden in den Laden zu locken.

Weil  aber  Fleisch  ein  sehr  lebenswichtiges  und
hochwertiges Nahrungsmittel ist, hinter dem sehr viel
Arbeit steckt, hat Frischfleisch natürlich dementspre-

chend auch seinen Preis. Mit diesen Sonderangeboten
unter dem Preis der Billigläden können die meisten
Schlachter und Metzger selbstverständlich nicht mit-
halten. Die unweigerliche Folge ist, dass in sehr kurzer
Zeit unzählige Schlachtereien und Metzgereien durch
eine verfehlte Verbraucherpolitik der Bundesregie-
rung ruiniert worden sind und auch weiterhin ruiniert
werden.

Meine Damen und Herren, es stellt sich nun die
berechtigte Frage: Was ist zu tun? Hier sage ich na-
mens der Deutschen Volksunion: Erstens, ein Umden-
ken der Verbraucher ist hier dringend erforderlich.
Zweitens sind verbesserte und effektivere Fleisch-
kontrollen unbedingt notwendig, um zum Schutz der
Verbraucher eine gute Fleischqualität zu garantie-
ren, das heißt Fleischkontrollen mit null Toleranz.

Darum fordere ich im Namen der Deutschen Volks-
union bessere Gesetze zum Schutz der Verbraucher,
aber kein Übermaß an unnötiger Bürokratie. Vorstell-
bar wäre ein effektiveres und verbessertes Verbrau-
cherinformationsschutzgesetz. In dem Gesetz sollte
zum Beispiel enthalten sein, dass die Öffentlichkeit
unter Nennung von Namen von kriminellen Firmen
und Händlern umgehend informiert wird. Das wäre
ohne zusätzlichen Bürokratieaufwand zum Schutz der
Verbraucher  und  Schlachtereien  umsetzbar.  Des
Weiteren fordere ich, dass der Staat, so wie es seine
politische Verantwortung ist, mit mehr qualifiziertem
Personal systematisch in den Landkreisen und Kom-
munen häufiger kontrolliert. Das ist wohl das Min-
deste, was der Verbraucher von den politisch Verant-
wortlichen erwarten kann.

Meine Damen und Herren, wenn Sie diese Forde-
rungen der Deutschen Volksunion auch nur zum Teil
schnellstens umsetzen würden, dann hätten Sie schon
sehr viel für den Verbraucherschutz erreicht, und die
Verbraucher müssten keine gesundheitlichen Schä-
den durch Gammelfleisch befürchten. Dem Antrag
der Grünen auf eine Überweisung werde ich zustim-
men. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich mache es kurz in Anbetracht der fortge-
schritten Zeit und in Dankbarkeit, dass wir heute noch
die Debatte führen durften,

(Beifall)

da ich ja morgen leider nicht zur Verfügung stehe.
Klar ist also, dass wir weiterhin alles daransetzen müs-
sen, dass wir diese kriminellen Menschen belangen,
die uns ohne jeden Skrupel zumuten, dass wir ge-
sundheitliche Schäden davontragen dadurch, dass sie
ihre Gewinne maximieren und dass sie Gammelfleisch
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auf den Markt bringen. Was dort zum Teil vorgefal-
len ist, ist unglaublich!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir haben in Bremen Gott sei Dank bis jetzt nur
ganz marginal damit zu tun gehabt, aber wir haben
trotzdem alles getan, was in unserer Macht steht, sofort
jeden kleinen Hinweis zu überprüfen, Bestände si-
cherzustellen oder zu vernichten. Wir haben aber trotz
aller Überprüfungsmaßnahmen bis jetzt nicht feststel-
len können, dass wir hier in Bremen einen solch
unglaublichen Fall von krimineller Energie hatten.
Wir haben zum Beispiel die Kühlhäuser, die wir in
Bremen  haben,  sehr  gründlich  überprüft,  auch  in
Gaststätten, Betrieben und Lebensmittelverkaufsstel-
len. Dort haben wir Gott sei Dank keine Funde täti-
gen können, die auf solche Skandale hingewiesen
haben. Das waren allenfalls Beanstandungen im Rou-
tinebereich. In Bremen ist also bis jetzt bis auf mar-
ginale Fälle die Welt der Lebensmittelversorgung in
Ordnung, aber wir müssen im Hinblick auf die Zu-
kunft wachsam sein.

Was wir feststellen ist, wenn ein solcher Skandal
hochkommt, dass die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher natürlich sofort verunsichert sind. Sie rufen bei
uns an und fragen nach: Wer ist denn das? Wo ist die
Ware? Wo kann ich jetzt nicht mehr einkaufen? Des-
wegen ist aus meiner Sicht auch das, was von allen
Vorrednern gesagt worden ist, ganz wichtig, dass wir
endlich ein solches Verbraucherinformationsgesetz
bekommen, Frau Mathes, auch wenn es nicht in al-
len Punkten den Forderungen der Grünen entspre-
chen sollte. Nach dem, was der Referentenentwurf zur-
zeit hergibt, ist es in der Tat nicht so, dass zum Bei-
spiel Informationen direkt bei den Unternehmen vor-
gesehen sind.

Wir müssen alles daransetzen, dass das Gesetz end-
lich kommt. Es wird am 6. März beim Bundesminis-
ter eine Runde mit den Ländervertretern geben, wo
wir dieses Gesetz durchsprechen wollen, und wir wer-
den alles daransetzen – ich weiß das auch von mei-
nen Länderkollegen –, dass wir Druck machen und
dieses Gesetz endlich verabschiedet wird. Das wäre
wirklich ein deutlicher Fortschritt für die Verbraucher-
innen und Verbraucher, und wir könnten ein Stück
mehr Transparenz und Sicherheit vermitteln, wenn
wir dann auch die Öffentlichkeit gezielter informie-

ren können, was wir zurzeit nicht dürfen. – Danke
schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist beantragt worden, den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zur Beratung und Bericht-
erstattung an die staatliche Deputation für Arbeit und
Gesundheit sowie für Wirtschaft und Häfen zu über-
weisen, wobei die Federführung bei der staatlichen
Deputation für Arbeit und Gesundheit liegt.

Ich lasse darüber abstimmen.

Wer dieser Überweisung des Antrags der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-Num-
mer 16/925 seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
den Antrag zur Beratung und Berichterstattung an
die staatliche Deputation für Arbeit und Gesundheit
federführend und die staatliche Deputation für Wirt-
schaft und Häfen.

(Einstimmig)

Im  Übrigen  nimmt  die  Bürgerschaft  (Landtag)
von der Antwort des Senats, Drucksachen-Nummer
16/903, auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD
und der CDU Kenntnis.

Meine Damen und Herren, für heute sind wir am
Ende der Tagesordnung angelangt. Ich wünsche Ih-
nen einen schönen Abend. Denjenigen, die heute das
Fußballspiel Werder Bremen gegen Juventus Turin
besuchen, wünsche ich ein schönes Spiel und einen
Sieg für unsere Mannschaft.

(Beifall)

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.13 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 22. Februar 2006

Anfrage 12: Aus für den „Solidarpakt Bremen“?

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welchen Stand haben die vom Senat im
Oktober  2003  beschlossenen  Verhandlungen  zum
„Solidarpakt Bremen“ mit den Gewerkschaften zum
Tarifbereich erreicht?

Zweitens: Welche weiteren Pläne für den „Solidar-
pakt Bremen“ verfolgt der Senat nach der öffentli-
chen Positionierung von Herrn Bürgermeister Böhrn-
sen, unter anderem im Januar dieses Jahres gegen-
über dem Deutschen Gewerkschaftsbund, hinsicht-
lich  einer  Übernahme  der  Regelungen  des  neuen
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst für die Be-
schäftigten des Landes?

Drittens: Welche Folgen ergeben sich aus diesen
Plänen für die Haushalte 2006/2007 und für die Be-
schäftigungsbedingungen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Geltungsbereich des Tarifrechts im Ver-
gleich zu den Beamtinnen und Beamten?

Pflugradt, Peters, Karl Uwe Oppermann,
Perschau und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu  Frage  eins:  Als  Land  mit  einer  anerkannten
Haushaltsnotlage hat Bremen den Gewerkschaften
im Rahmen des so genannten Solidarpakts Bremen
Verhandlungen über die Entwicklung der Personal-
ausgaben mit dem Ziel von Nullrunden über einen
mittelfristigen Zeitraum angeboten.

Nach diversen politischen Gesprächen hat die Ge-
werkschaft ver.di, Landesbezirk Niedersachsen-Bre-
men, letztmalig im September 2005 die Aufnahme
von Verhandlungen über einen „Solidarpakt Bremen“
abgelehnt. Hierzu ist im Übrigen darauf hinzuwei-
sen, dass im TVöD  eine so genannte Meistbegüns-
tigungsklausel enthalten ist, die die Rahmenbedin-
gungen für den Abschluss von Sonderregelungen zwi-
schen den Tarifparteien erheblich verändert hat.

Zu Frage zwei: Bremen verfolgt nunmehr im Ein-
klang mit den anderen Bundesländern das Ziel, in
den bundesweiten Tarifverhandlungen der Tarifge-

meinschaft deutscher Länder, TdL, über einen „TVöD-
Länderfassung“ zu einem Tarifabschluss zu kommen,
der auch regionale Öffnungsklauseln insbesondere
in den Bereichen von Arbeitszeit, Weihnachts- und
Urlaubsgeld enthält. Nach dem Spitzengespräch am
20. Februar 2006 bleiben die vereinbarten weiteren
Gespräche mit den Gewerkschaften abzuwarten.

Zu Frage drei: Die für 2005 eingestellte Minder-
ausgabe für den Solidarpakt wurde mit Globalmit-
teln  für  Kostensteigerungen  und  im  Rahmen  des
Nachtragshaushaltes kompensiert. Diese Veranschla-
gung ist in den Haushaltsplanentwürfen 2006 und
2007 mit einer Minderausgabe von 17 Millionen Euro
fortgeschrieben worden, die mit den Globalmitteln
für  Kostensteigerungen saldiert werden kann. Dies
war möglich, weil 2005 faktisch eine Nullrunde rea-
lisiert wurde und für 2006 mit keiner linearen Stei-
gerung zu rechnen ist. Für das Jahr 2007 stehen wei-
tere rund zehn Millionen Euro für Kostensteigerun-
gen im Umfang von einem Prozent zur Verfügung.

Die Beschäftigungssituation im Arbeitnehmerbe-
reich ist inzwischen sehr vielschichtig. Für den An-
gestelltenbereich sind durch die Kündigung der Son-
derzahlungstarifverträge durch die Tarifgemeinschaft
deutscher Länder, TdL, zunächst Gestaltungsspiel-
räume entstanden. Für Neueingestellte oder aus Aus-
bildungsverhältnissen übernommene Angestellte nach
dem 1. August 2003 sowie bei Angestellten, bei de-
nen zwischenzeitlich Statusänderungen, Höhergrup-
pierungen wegen Übertragung höherwertiger Tätig-
keiten oder eine Verlängerung von befristeten Arbeits-
verhältnissen stattgefunden haben, gilt die gegen-
wärtige Arbeitszeit der Beamten und die Streichung
des Weihnachts- und Urlaubsgeldes. Im Jahr 2005 wa-
ren hiervon bereits rund 450 Angestellte beziehungs-
weise 8,8 Prozent in der Kernverwaltung, im Konzern
Bremen – ohne Bremerhaven – rund 1700 Angestellte
beziehungsweise 16,8 Prozent betroffen.

Der Vergleich mit den Beamten erweist sich als
ausgesprochen schwierig. Die Beschäftigungsverhält-
nisse sind aufgrund der unterschiedlichen Ausgestal-
tung der Jahresnettoeinkommen, Arbeitszeiten, Al-
tersversorgung, Renten nicht unmittelbar vergleichbar.
Die isolierte Betrachtung einzelner Kriterien ist nicht
aussagekräftig.

Die individuellen Belastungen sollen durch grund-
sätzlich gleichwertige Beiträge von allen Gruppen der
im öffentlichen Bereich Beschäftigten in Bremen sozial
ausgewogen getragen werden.

Druck: Hans Krohn · Bremen


	Eröffnung
	Wahl eines Mitglieds des Senats
	Abg. Perschau
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Tittmann
	Abg. Dr. Sieling
	Abstimmung

	Fragestunde
	1. Anfrage
	3. Anfrage
	4. Anfrage
	5. Anfrage
	6. Anfrage
	7. Anfrage
	8. Anfrage
	9. Anfrage
	10. Anfrage
	11. Anfrage

	Aktuelle Stunde
	Gemeinsame Vertretung von Muslimen in Bremen
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Peters
	Abg. Kleen
	Bürgermeister Böhrnsen

	Regierungserklärung zur Föderalismusreform
	Bürgermeister Böhrnsen
	Abg. Frau Linnert
	Abg. Perschau
	Abg. Dr. Sieling
	Abg. Frau Linnert
	Bürgermeister Böhrnsen
	Abstimmung

	Landesenergieprogramm – Dritte Fortschreibung (2005)
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Abg. Frau Garling
	Abg. Imhoff
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Abg. Imhoff
	Staatsrätin Kramer
	Abstimmung

	Senkung der Eingliederungshilfen
	Abg. Karl Uwe Oppermann
	Abg. Dr. Schuster
	Abg. Schmidtmann
	Senatorin Röpke

	Fleischskandale in Deutschland
	Abg. Brumma
	Abg. Frau Tuczek
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Abg. Tittmann
	Senatorin Röpke
	Abstimmung

	Anhang zum Plenarprotokoll

